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Aus der Redaktion

„Reich Gottes und seine Gerechtigkeit“ – das ist der Orientierungspunkt, den wir
über dieses Heft stellen. Mit dieser Losung können nicht gegenwärtige Ver-
hältnisse beschrieben werden. Wohl aber ist damit der Maßstab genannt,

an dem die gegenwärtigen Verhältnisse gemessen werden sollen und ebenso das Ziel,
auf das hin sie verändert werden sollen. Jesus hat in der Bergpredigt so gesprochen:
„Sucht aber zuerst das Reich Gottes und seine Gerechtigkeit, so wird euch das alles
(nämlich Essen, Trinken, Kleidung) dazugeschenkt
werden“ (Matth. 6,33). Von der Gerechtigkeit ist in
diesem Heft oft die Rede. Häufiger davon, wo sie
nicht war und wo sie nicht ist, immer wieder aber
auch davon, in welchen Lebensbereichen sie nötig
war, nötig ist und aufgerichtet werden soll.

Zum 31. Deutschen Evangelischen Kirchentag erscheint
das Heft. Reinhard Höppner, Kirchentagspräsident, hat
die Andacht „Die Macht der Würde“ zu einem wichtigen
Thema des Kirchentags geschrieben. Die Würde des
Menschen soll das Gestaltungskriterium im Prozess der
Globalisierung sein. Eben das entspricht dem Willen
des Schöpfers, der den Menschen nach seinem Bild ge-
schaffen hat, der Weisung Jesu von der Nächsten und
Feindesliebe. Das muss auch angesichts des gleichzei-
tigen G-8- Gipfels deutlich werden. „Worum es geht:
Das Reich Gottes auf Erden, nicht Religion und nicht Christentum“, das ist das Thema des Bei-
trags von Jürgen Moltmann. Im letzten Jahr wurde in vielen Gemeinden des 100. Geburts-
tags von Dietrich Bonhoeffer gedacht. Im Evangelischen Kirchengesangbuch (65 und 652)
steht sein Text zum oft gesungenen Lied „Von guten Mächten wunderbar geborgen“. Von
seinem Widerstand gegen Hitler und den Nationalsozialismus und dem Opfer seines Le-
bens haben die Gemeinden erfahren. Jürgen Moltmann möchte bekannt machen, „wie
stark Dietrich Bonhoeffer von Christoph Blumhardt (184 –1919) und seiner Reich-Gottes-
Theologie beeinflusst wurde.“ Mit der Theologie Bonhoeffers und Blumhardts wird die
Reich-Gottes-Theologie vorgestellt, die Kraft zum Widerspruch gegen die „gottlosen, le-
bensfeindlichen“ Zustände in Religion und Gesellschaft gab. 

1995 hat der Bundesgerichtshof die Militärjustiz in der NS-Zeit als „Terror- und Blut-
justiz“ charakterisiert. Darauf hat Wolfram Wette, Professor für Neueste Geschichte, hin-
gewiesen. Die Klarstellung wurde nötig, weil Günther Oettinger, Ministerpräsident von
Baden –Württemberg, seinen verstorbenen Amtsvorgänger Hans Filbinger, ehemals
NSDAP-Mitglied, als „Gegner des NS-Regimes“ bezeichnet hatte. Dabei hatte Filbinger
als Militärjurist Todesurteile unterschrieben, war beteiligt „an der ungeheuerlichen Mord-
bilanz von 30 000 Todesurteilen gegen Soldaten, von denen mehr als 15 000 vollstreckt
wurden.“ Weil immer noch „die fundamentalen Unterschiede zwischen dem nationalen
Unrechtsstaat und dem Rechtsstaat Bundesrepublik“ von vielen Menschen, selbst von ei-
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nem Ministerpräsidenten und Teilen seiner Partei, erst recht von Neo-Nazis, verwischt
werden, ist die historische Aufklärung so nötig (Frankfurter Rundschau, 21.4.2007). Gün-
ter Brakelmann hat ein Lebensbild von Helmuth James Graf von Moltke gezeichnet. Der Grün-
der und Vordenker des Kreisauer Kreises, einer Gemeinschaft von Christen und demokra-
tischen Sozialisten, war eine der faszinierenden Gestalten des deutschen Widerstandes,
unter Opfer seines Lebens. Das Motiv der Kreisauer war eben: „Das zertretene Recht muss
wieder aufgerichtet und zur Herrschaft über alle Ordnungen des menschlichen Lebens
gebracht werden.“

Die Debatte um Gerechtigkeit heute in unserm Land sollte Orientierungsziele kirchli-
cher Denkschriften aufnehmen.

CuS 4/2006 enthielt den Bericht über die Begegnungs-Tagung des BRSD, zu der christ-
liche Arbeitsgemeinschaften der Parteien SPD, WASG/Linkspartei/PDS und Grüne ein-
geladen waren sowie die Presse-Erklärung. Die Teilnehmenden hatten an das Sozialwort
beider Kirchen „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ vor zehn Jahren er-
innert und ein Aktionsbündnis für Zeitansagen im Sinne des prophetischen Wächteramts
der Christen vereinbart mit dem Ziel, die Zivilgesellschaft als Subjekt des Handelns zu
stärken und soziale und rechtliche Aufgaben des Staates anzumahnen. Wie müsste heute
Solidarität und Gerechtigkeit gestaltet werden? Dazu sollten auch Gutachten von Fach-
leuten eingeholt werden, und die Diskussion sollte auf dem Kirchentag in Köln fortge-
setzt werden. Der erste Beitrag kam von Ernst-Ulrich Huster in CuS 1/2007. In diesem Heft
folgen Beiträge von Franz Segbers, Friedhelm Hengsbach und Paul Schobel und mir. Franz
Segbers stellt die Entstehung des europäischen Sozialstaats dar und erinnert an Ein-
schränkungen sozialer Rechte seit den 90er Jahren. Friedhelm Hengsbach sieht nach anfäng-
lichen Wirkungen durch das Sozialwort in der Sozialpolitik einen „Seitenwechsel“ der Kir-
chen, ein Abrücken von der Verteilungs-Gerechtigkeit. Paul Schobel fordert ein neues
Sozialwort gegen Massen-Arbeitslosigkeit, Bildungsnotstand, Korruption und Selbstbe-
reicherung. Anwaltschaft für die Armen und Prophetie ist gefragt. 

Mein Beitrag über Gerechtigkeit nach den Denkschriften beider Kirchen stellt zunächst
das Jahrbuch Gerechtigkeit I vom Oktober 2005 vor. 26 kirchliche Gliederungen haben es
herausgegeben. Es fordert den Umbau des Sozialstaats durch einen sozialpolitisch hand-
lungsfähigen Staat und widerspricht dem herrschenden neoliberalen Denken. Die Denk-
schrift Gerechte Teilhabe der EKDwar schon von Siegfried Böhringer in CuS 1/2007 kom-
mentiert worden. Hier werden die einzelnen Ratschläge für Reformen in den Feldern der
Politik vorgestellt. Auch auf das Wort der Synode der EKD in Würzburg 2006 wird verwie-
sen. Erinnert wird nicht nur an das Sozialwort, sondern auch an die Denkschrift „Eigen-
tumsbildung in sozialer Verantwortung“ aus dem Jahr 1962. 45 Jahre Diskussion also über
soziale Fragen. Dürfen wir auf positive Lernergebnisse hoffen? Gruppen wie Religiöse So-
zialistinnen und Sozialisten müssen Anstöße geben, damit die Kirche, die an den Span-
nungen der Gesellschaft teilnimmt, sich bewegt. Vor allem aber, damit gute Ansätze nicht
wieder vergessen werden. Frank-Matthias Hofmann hat, ausgehend vom Barmer Bekennt-
nis 1934, über die Erwartungen der Kirche an die Politik geschrieben. Die Wandlungen des
Staatsformen in der Geschichte hat Erhard Eppler beleuchtet und nach den Grenzen der
Loyalität der Christen und Christinnen gefragt jenseits einer Vergottung und Verspottung
des Staates. Die Orientierung am Gemeinwohl muss heute marktradikalem Denken ge-
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genüber verteidigt werden. Eduard Wörmann hat eine Rede zum 25 jährigen Bestehen des
Arbeitslosenzentrums in Herford gehalten. Er erinnert an frühere Gesprächswochen mit Ar-
beitslosen, „Beteiligung der Betroffenen statt Betreuung“, was jetzt für die Neuorganisa-
tion des Arbeitsmarktes wichtig wäre. Mit öffentlich geförderter Beschäftigung soll Ar-
beit statt Arbeitslosigkeit finanziert werden.
Matthias Obenhaus hat für CuS ein Interview mit Inge Höger, MdB zur Gesundheitsre-

form der großen Koalition geführt. Das drohende Defizit der gesetzlichen Krankenkas-
sen ist entstanden durch „Aushöhlung der Einnahmebasis“ im Sozial-Versicherungswe-
sen. Jetzt ist ein Schritt weiter getan bei der Abschaffung einer paritätischen Finanzierung
durch Arbeitgeber und Arbeitnehmerinnen.
Die Bibel in gerechter Sprache, die der BRSD gefördert hat, ist bisher in 50 000 Exempla-

ren verkauft worden und hat „auf der einen Seite große Begeisterung, auf der anderen
Seite leidenschaftliche Ablehnung“ erfahren („Unsere Kirche, UK, 15.-21. Apr.,2007, Nr.
16) Der Rat der EKD hat zwar den Wert einer ergänzenden Bibelausgabe grundsätzlich
anerkannt, hält sie aber für die Verwendung im Gottesdienst nicht geeignet. Der Heraus-
gabekreis hat erklärt: „Die Bibel wird neu zu Gehör gebracht und kann wieder zum kri-
tischen Gegenüber und zum Korrektiv allen kirchlichen Handelns und theologischen Re-
dens werden – gerade wenn nicht nur der gewohnte Wortlaut kirchenamtlich autorisierter
oder empfohlener Übersetzungen gelesen wird.“ Siegfried Katterle, der auch zum Kreis der
Fördernden gehört, hat das Haupt-Anliegen der Übersetzung gegenüber verbreiteten
Missverständnissen erläutert. Eine ausführliche Verteidigung von Frank Crüsemann mit
dem Titel „Jenseits der Gemütlichkeit“ findet sich im Internet (unter www.zeitzeichen.net).
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Von Reinhard Höppner

Am Anfang der Bibel heißt es in
der Schöpfungsgeschichte: „Und
Gott sprach: Lasset uns Menschen

machen, ein Bild, das uns gleich sei, die
da herrschen über die Fische im Meer
und die Vögel unter dem Himmel und
über das Vieh und über alle Tiere des Fel-
des und über alles Gewürm, das auf der
Erde kriecht. Und Gott schuf den Men-
schen zu seinem Bilde, zum Bilde Gottes
schuf er ihn.“ (Gen. 1, 26-27)

Seitdem ist jeder Mensch, jeder Mann
und jede Frau ein Ebenbild des einen Gottes.
Jeder Mensch. Der Behinderte und der Ob-
dachlose, die Nobelpreisträgerin oder der
Straßenkehrer. So vielgestaltig ist er, so
viele Gesichter hat er, dass in jedem Men-
schengesicht Gott uns ansieht. Ist das nicht
ein bisschen überheblich, wurde ich ge-
fragt: Die Menschen gottgleich? Nein, sage
ich, nicht der Mensch ist Gott gleich, Gott
ist den Menschen gleich geworden. Und ich
füge als Christ hinzu: Weil die Menschen
diese gewaltige Entäußerung Gottes im-
mer wieder nicht verstanden haben, hat er
ihnen Jesus von Nazareth geschickt, ist
selbst in Menschengestalt gekommen, den
Menschen gleich geworden. Seine All-
macht besteht nicht darin, dass er in alles
von oben hereinregiert und die Menschen
wie Marionetten tanzen lässt. Diese Auf-
gabe, über die Erde zu herrschen, sie zu be-
bauen und zu bewahren (Gen. 2, 21), die
hat er den Menschen übertragen. Sie sollen
Verantwortung für diese Erde überneh-
men. Seine Allmacht besteht darin, dass er in
die Haut eines jeden Menschen schlüpfen,

uns in jedem Menschen begegnen kann. Jesus
hat daran erinnert, als er im Zusammen-
hang mit dem jüngsten Gericht gesagt hat:
„Was ihr einem von diesen meinen gering-
sten Brüdern und Schwestern getan habt,
das habt ihr mir getan.“ (Matth. 25, 40 ,
Übersetzung R.H.)

Jeder Mensch ist ein Ebenbild Gottes und
trägt darum ein Stück Verantwortung da-
für, dass
diese Erde
bebaut und
bewahrt, ge-
staltet und
e r h a l t e n
wird (Gen. 2,
15). Gewiss,
Gott hat sich
oft darüber
geärgert, wie
schlecht die
M e n s c h e n
diese Auf-
gabe wahr-
genommen
haben. Aus
der Urgeschichte von Noah (Gen. 6 - 10)
wissen wir, dass er aus Zorn über die Ver-
antwortungslosigkeit der Menschen alles
Böse ausrotten wollte und dabei alle Men-
schen bis auf die in der Arche in der Sint-
flut hat ertrinken lassen. Aber nach dieser
schrecklichen Katastrophe hat er dazuge-
lernt und sich und dem Noah geschworen:
Das mache ich nie wieder. Der Regenbogen
am Himmel ist gewissermaßen der Knoten
in Gottes Taschentuch (Gen. 9, 13 – 17).
Wenn ihn wieder mal das große Heulen
über diese verantwortungslose Menschheit

Predigt über ein Thema des Kirchentags*

Die Macht der Würde

Reinhard Höppner



überkommt, dann wird ihn der Knoten im
Taschentuch daran erinnern: Alles Böse
einfach ausrotten hilft nicht (Gen. 8, 21-22).
Gott will dazu stehen, dass in jedem Men-
schenantlitz ein Stück seines Bildes steckt.
Darin besteht die Würde eines jeden Men-
schen, dass er ein Ebenbild Gottes ist.

Insofern ist der erste Artikel des Grund-
gesetzes von der Unantastbarkeit der
Würde des Menschen so etwas wie die
weltliche Entsprechung zum ersten Gebot.
Die Macht Gottes, seine heilende Kraft entfal-
tet sich, in dem wir in dieser Welt die Würde ei-
nes jeden Menschen zu bewahren versuchen. In
dieser Welt, sage ich. Und damit ist nicht
nur unsere kleine Welt gemeint, in der wir
uns täglich bewegen, nicht nur unsere
deutsche oder europäische. Die ganze Welt
ist gemeint, unser Globus. Global denken:
Daran kommen wir im Zeitalter der Globa-
lisierung ohnehin nicht vorbei. Und damit
geht es natürlich auch um die Würde der
muslimischen Frau mit oder ohne Kopf-
tuch. Es geht um die Würde des an Aids er-
krankten afrikanischen Kindes und um die
Würde der Menschen in den Slums brasi-
lianischer Städte. Es geht um die Würde
der prostituierten Asiatinnen und um die
Würde der durch eine Mauer getrennten
Palästinenser und Israelis. Was bedeutet in
Blick auf all diese Menschen, dass sie von
Gott mit der gleichen Würde ausgestattet
sind?

Dieser Frage hat sich der Kirchentag im
Zusammenhang mit der Globalisierungs-
debatte angenommen unter der Über-
schrift: Die Macht der Würde. Die Globalisie-
rung ist kein Schicksal, kein unabänder-
licher Prozess, dem sich entgegenzustellen
nur den Fortschritt dieser Welt aufhält. Die
Globalisierung ist eine Gestaltungs-Aufgabe.
Es hat keinen Sinn, wenn sogenannte Glo-
balisierungs-Gegner und Globalisierungs-
Befürworter sich in Grabenkämpfen ge-

genüberstehen. Wir wollen heraus aus die-
ser fruchtlosen Konfrontation. Wir wollen
auch, dass die vor dem Zaun in Heiligen-
grabe und die hinter dem Zaun zum G8-
Gipfel Versammelten miteinander ins Ge-
spräch kommen. Dazu wird auf dem
Kirchentag Gelegenheit sein. Und wir wer-
den schon vorher auf einem internationa-
len Kongress in Wuppertal darüber spre-
chen, ob nicht die Frage nach der Würde
des Menschen zu einem Gestaltungskrite-
rium im Prozess der Globalisierung wer-
den könnte

Warum die Frage nach der Menschen-
würde? Warum nicht die Frage nach den
Menschenrechten oder die Frage nach dem
Fortschritt? Uns hilft nur eine Frage weiter,
die auch über kulturelle und religiöse Grenzen
hinweg als wichtige Frage verstanden wird.
Eine solche Frage muss verhaftet sein in
einem bestimmten Denken, aber weder in
dem der ökonomischen Kategorien, noch
in dem der Aufklärung. Denn dann wären
wir schon mittendrin in diesem Vorwurf,
eine bestimmte Denkweise zu Lasten aller
anderen die Welt erobern wollen. Dann
wäre durch die Fragestellung bereits die
Chance auf eine global akzeptable Antwort
verdorben. Fortschritt und sogar Men-
schenrechte sind bei vielen Menschen in
der Welt bereits belastet mit dem Verdacht,
hier würde die industrialisierte Welt ihre
Vorstellungen vom rechten Leben in mis-
sionarischem Eifer in die Welt hinaustra-
gen. Der Krieg Amerikas im Irak ist für
viele geradezu zu einem Symbol eines sol-
chen missionarischen Eifers geworden. Wir
machen uns einfach nicht klar, wie unsere
Art zu leben anderen Menschen in anderen
Teilen der Erde Angst macht. Dabei könn-
ten wir es doch bei uns selbst spüren, wie
andere Werte und Lebensstile, die mitten
unter uns zum Beispiel von den Migranten

Die Macht der Würde
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gelebt werden, wie diese uns fremden Le-
bensstile uns Angst machen.

Je länger ich über den Begriff der Men-
schenwürde nachdenke, umso produkti-
ver wird er. Er setzt voraus, dass ich den
anderen frage, worin er seine Würde ver-
letzt sieht. Wolf Wagner erzählt dazu eine
besonders eindrückliche Geschichte: Sie han-
delt von einer deutschen Frau, die von ei-
ner nächtlichen Zugreise durch den Nor-
den Thailands berichtete , „wo sie auf dem
Weg zur Toilette von einer Einheimischen
plötzlich und ohne ersichtlichen Anlass be-
schimpft, geschlagen und zuletzt sogar mit
einem Messer angegriffen worden war. …
Sie hatte die Angreiferin in keiner Weise
provoziert … Im Gegenteil: Sie hatte sich
besonders rücksichtsvoll benommen und
war, um niemanden im Schlaf zu stören,
vorsichtig über die kreuz und quer im Flur
des Zuges schlafenden Passagiere hinweg-
gestiegen. Plötzlich sei die Frau aufge-
sprungen, habe sie wie eine Wahnsinnige
angeschrieen, auf sie eingeschlagen und
dann aus ihrem Gepäck ein langes Messer
gezogen, mit dem sie auf sie losgegangen
sei. Sie musste verrückt gewesen sein. Als
ich später“, so berichtet Wolf Wagner,
„selbst mit dem Nachtzug fuhr, fiel mir
auf, dass nicht nur der Schaffner, sondern
alle, die durch den Flur des Zuges gingen,
die Passagiere aufweckten und sie zwan-
gen aufzustehen, um an ihnen vorbeizuge-
hen. … Später las ich, dass es in der thailän-
dischen Kultur als schwere Beleidigung
gelte, mit eigenen Füßen höher zu sein als
der Kopf einer anderen Person.“ Die thai-
ländische Frau war durch die Deutsche
und ihr scheinbar rücksichtsvolles Verhal-
ten in ihrer Würde schwer verletzt wor-
den. Ohne Kenntnis der anderen Kultur
hat die deutsche Frau das nicht ahnen kön-
nen. 

Wer die Würde eines anderen nicht ver-
letzen will, muss ihn erst fragen, worin die
Verletzung seiner Würde liegt. Darin
könnte die Macht der Würde liegen. Darin
könnte die Stärke der Regel bestehen, dass
die Würde des Menschen unantastbar ist:
Sie bedarf des Dialogs mit den Betroffenen.
Sie setzt die Frage nach den Lebens- und
Glaubens -Zusammenhängen des Anderen
voraus. Es mag noch so gut gemeint sein,
die Würde des Menschen ist bereits ver-
letzt, wenn ich für ihn denke und definiere,
wo seine Würde beeinträchtigt ist oder
nicht. Werden Erhalt und Stärkung der
Würde des Menschen zu einem Gestal-
tungs-Kriterium im Prozess der Globali-
sierung, dann bedarf es eines Dialogs mit
den Betroffenen. Im oben angeführten Bei-
spiel war es offenbar ein interkultureller
Dialog.

Aber selbst in unserem eigenen Land er-
öffnet die Frage nach der Würde des Men-
schen neue Perspektiven. Das Problem des
Arbeitslosen, des Hartz-IV-Empfängers be-
steht ja oft nicht nur darin, dass er wenig
Geld zum Leben zur Verfügung hat. Er
fühlt sich in seiner Würde verletzt, wenn er
überall als Bittsteller auftreten muss und
das Gefühl hat, nicht mehr gebraucht zu
werden. Die Würde dieser Menschen kann
nicht dadurch wieder hergestellt werden,
dass man ihnen Geld gibt. Sie müssen die
Chance bekommen, wieder in die Gesellschaft
integriert zu werden. Wie also muss Globali-
sierung gestaltet werden, damit nicht im-
mer mehr Menschen an den Rand der Ge-
sellschaft gedrängt werden? Für
Arbeitslose jedenfalls ist eine sinnvolle Be-
schäftigung wichtiger als mehr Geld.

Auch auf die vielen internationalen Kon-
flikte wirft die Frage nach der Würde ein
neues Licht. Wenn Frieden werden soll,
dann muss am Ende auch die Würde unse-
rer Feinde wieder hergestellt sein. Das gilt
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auch bei der Bekämpfung des Terrorismus.
Im Blick auf Afghanistan hat Kurt Beck
kürzlich davon gesprochen, dass auch ab-
trünnige Taliban in Gespräche einbezogen
werden sollten. Manche haben das als Feh-
ler bezeichnet. Ich meine, ein Fehler war es,
dass er das so zaghaft gesagt und alsbald
relativiert hat. Am Ende wird es in Afgha-
nistan nur Frieden geben, wenn auch die
Taliban in Würde an der Gestaltung des
Friedens beteiligt sind. Zum Dialog mit ih-
nen gibt es früher oder später keine Alter-
native. 

Wenn Jesus uns sagt: „Liebet eure
Feinde“ (Matth. 5, 44), dann hat das auch
mit der Würde zu tun, die Gott jedem Men-
schen in gleicher Weise verliehen hat. Sie
mag geschändet sein durch ungerechte
Strukturen und verantwortungslose Men-
schen oder auch durch eigenes Tun. Es gibt
beides. Wer teilnahmslos zusieht, wie die
Würde eines Menschen verletzt, wie er ge-
demütigt wird, verliert selbst ein Stück sei-
ner eigenen Würde. Denn jeder Fußtritt in
das Gesicht eines Menschen ist ein Tritt in
das Angesicht Gottes. Gott ist in jedem
Falle der Anwalt der Gedemütigten. Wir
dürfen ihn dabei nicht alleine dastehen lassen.
Amen

*Die Predigt wurde in der Antoniter-Kirche,
Köln, am 22.4.2007 gehalten.

Kirchentagspräsident Dr. Reinhard Höppner
1948 Geboren in Haldensleben, 1963–1967
Erweitere Oberschule Elsterwerda mit Abitur
und Berufsausbildung zum Elektromonteur,
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Dresden, 1971–1990 Lektor für Mathematik
im Akademie-Verlag, Berlin, 1976 Promotion
1990 Vizepräsident der frei gewählten Volks-
kammer der DDR, 1990–1994 Fraktionsvorsit-
zender der SPD im Landtag von Sachsen-
Anhalt, 1994–2002 Ministerpräsident des
Landes Sachsen-Anhalt, zunächst Jugendsyn-
odaler in der Synode der Kirchenprovinz
Sachsen, seit 1972 Synodales Mitglied der
Kirchenleitung, 1980–1994 Präses der Syn-
ode der Evangelischen Kirche der Kirchenpro-
vinz Sachsen, seit 1993 Mitglied im Präsidi-
um des Deutschen Evangelischen
Kirchentages (DEKT), 2001 Wahl in den
Präsidiumsvorstand des DEKT (mit Elisabeth
Raiser und Eckhard Nagel), 2005–2007
Präsident des 31. Deutschen Evangelischen
Kirchentages Köln 2007.
Reinhard Höppner lebt seit 1978 in Magde-
burg. Er ist verheirat mit Pfarrerin Renate
Höppner und hat drei Kinder.
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Von Jürgen Moltmann

Es ist kaum bekannt, wie stark Diet-
rich Bonhoeffer von Christoph Blum-
hardt (1842–1919) und seiner Reich-

Gottes-Theologie beeinflusst wurde, und
doch sind die Parallelen erstaunlich und
unübersehbar. Sie eröffnen eine neue Per-
spektive auf Bonhoeffers Theologie.

In seiner Restbibliothek fand Frau Dr.
Chr. Tietz 3 Blumhardt-Titel: Eine Auswahl
aus seinen Predigten, Andachten und
Schriften, Erlenbach-Zürich/Leipzig, Bd.
2, 1925, Bd. 3: 1936; Vom Glauben bis ans
Ende. Predigten und Andachten, Berlin
1926; Die Heilung der Kranken durch
Glaubensgebet – mit Zeugnissen aus der
Gegenwart, Leipzig 1922. Dazu: Eduard
Thurneyen, Christoph Blumhardt, Mün-
chen 1926.

Es ist anzunehmen, dass Bonhoeffer das
Buch von Leonhard Ragaz, Der Kampf um
das Reich Gottes in Blumhardt, Vater und
Sohn – und weiter, Erlenbach-Zürich, Mün-
chen und Leipzig 1922, kannte, denn das
kannte damals jeder junge Theologe. Es
war wenigstens so einflussreich wie Karl
Barths zweite Römerbriefauslegung, die
auch 1922 erschien.

In einer Zeit, in der einige Kirchenver-
treter und Theologen die Wiederkehr des
„Religiösen” so freundlich begrüßen und
die Evangelische Kirche in Deutschland
sich als Kulturprotestantismus „der Frei-
heit” an die moderne Klassengesellschaft
anpassen will, ist es notwendig, wieder

die kritischen und zukunftsweisenden
Stimmen von Blumhardt und Bonhoeffer
zu Gehör zu bringen. Es geht im christli-
chen Glauben gar nicht um Religion und
nicht einmal um das Christentum als Kul-
turgestalt, sondern zuerst und zuletzt um
das Reich Gottes und seine Gerechtigkeit und
zwar auf Erden, auf dieser blutgetränkten
und ausgebeuteten, doch geduldigen
Erde. Wer an Gott glaubt, trachtet nach
dem Reich Gottes? Wo? Doch nicht im
Jenseits, sondern hier auf dieser Erde.
Wie? Doch nicht nur auf seelische und
moralische Weise, sondern auch leiblich
und mit allen Sinnen. Wer nach dem
Reich Gottes auf Erden trachtet, beginnt
an den gottlosen, lebensfeindlichen Zu-
ständen in Religion und Gesellschaft, in
Politik und den Verhältnissen der Erde
zu leiden und ihnen zu widersprechen:
„Jesus ist der Trotz gegen die Armut, ge-
gen Sünde und alles Elend”, verkündete
Blumhardt1 und Dietrich Bonhoeffer starb
dafür. Wo ist dieser prophetische Protest ge-
gen die Mächte des sozialen, ökonomischen,
militärischen und nicht zuletzt des natürli-
chen Todes im Namen des auferstandenen
Christus heute geblieben? Sind wir reli-
giöse „Hinterweltler” und christliche An-
passer geworden? Sind wir zu kirchlichen
Besitzstandswahrern verkommen oder
warten wir realistisch jeden Tag auf das
Kommen des Reiches Gottes und seiner
Gerechtigkeit? Wer Bonhoeffer oder
Blumhardt ernst nimmt, wird sich diesen
Fragen stellen.

Reich Gottes auf Erden, nicht Religion und nicht Christentum

Dietrich Bonhoeffer und
Christoph Blumhardt

Dietrich Bonhoeffer und Christoph Blumhardt
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1. Das Reich Gottes auf Erden
Blumhardt: „Das Ziel war ein irdisches

zunächst, nicht, wie wir Christen meinen,
ein himmlisches, sondern ein himmlisches
auf Erden … dass auf Erden Gottes Name
geheiligt werde, dass auf Erden Gottes
Reich sei und auf Erden sein Wille ge-
schehe. Die Erde soll das ewige Leben ver-
kündigen … Gott auf Erden. Ich habe kei-
nen Gott im Himmel, den haben die Engel,
ich will da unten beten. Ich muss Gott da
haben. Die Erde ist der Schauplatz des Rei-
ches Gottes… Denn das Reich Gottes steht
in direkter Beziehung zur Erde; das lebt
jetzt mit der Erde … Der Heiland im Dies-
seits. Das Ziel Gottes ist das Diesseits. Jesus
ist der Trotz gegen die Armut, Sünde und
alles Elend”.2 „Die Natur ist der Schoss
Gottes. Aus der Erde wird uns Gott entge-
genkommen”.3
Bonhoeffer: 1932 hielt der junge Dietrich

Bonhoeffer einen großartigen Vortrag über
die Bitte: „Dein Reich komme. Das Gebet
der Gemeinde um Gottes Reich auf Erden”,
(Ich zitiere nach der Ausgabe Hamburg
1958). „An das Reich Gottes glauben kann
nur, wer die Erde und Gott in einem liebt”.
Wir sind keine „Hinterweltler”. Christen-
tum ist keine „Religion des Hinterweltler-
tums”. „Christus … führt den Menschen
nicht in die Hinterwelten der religiösen
Weltflucht, sondern er gibt ihn der Erde
zurück als ihren treuen Sohn”. Wer Gott
liebt, liebt ihn als Herrn der Erde, wie sie
ist: wer die Erde liebt, liebt sie als Gottes
Erde … Wer Gottes Reich liebt, liebt es als
Gottes Reich auf Erden”. „Die Stunde, in der
die Kirche heute um das Reich betet, ver-
schwört sie der Treue zur Erde, zum Elend,
zum Hunger, zum Sterben”.4

Blumhardts und Bonhoeffers theologi-
sche Treue zur Erde ist eine Antwort auf
Nietzsches Zarathustra-Anklage und zu-
gleich eine Kritik an der christlichen Erlö-

sungsreligion, der Seligkeitsfrömmigkeit
des 19. Jahrhunderts und der Reduktion
des Heils auf das Seelenheil des Individu-
ums. Gegen die Parole „Nur selig” wurde
in Möttlingen und Bad Boll das Jesuswort
g e s e t z t :
„Trachtet am
ersten nach
dem Reich
Gottes …”
und das
Reich Gottes
enthält auch
das Sozial-
heil und das
Heil der
Erde.5

„Was heißt
nun ‚religiös
interpret ie -
ren‘“, fragte
Bonhoeffer und antwortete: „Es heißt m.E.
einerseits metaphysisch, andererseits indi-
vidualistisch reden … Gibt es im Alten Te-
stament die Frage nach dem Seelenheil
überhaupt? Ist nicht die Gerechtigkeit und
das Reich Gottes der Mittelpunkt von al-
lem?”6 Damit werden die Parallelen wört-
lich:

Blumhardt: „Das Jenseits ist uns ver-
schlossen: Gott hat uns keinen Blick dahin
gegeben. Warum denn? Offenbar, weil wir
den Blick auf das Diesseits richten sollen,
damit hier auf Erden Wahrheit und Recht
Gottes zu Ehren bringen”.7

Bonhoeffer: „Nicht um das Jenseits, son-
dern um diese Welt, wie sie geschaffen, er-
halten, in Gesetze gefasst, versöhnt und er-
neuert wird, geht es doch. Was über die
Welt hinaus ist, will im Evangelium für
diese Welt da sein”.8

Die heutige religiöse Rede vom Tran-
szendenzbezug des Einzelnen und von
dem gewissen Etwas, das nicht in dieser

Jürgen Moltmann
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Welt aufgeht, erfüllt genau die Kritik Blum-
hardts an der Jenseitssehnsucht der Erlö-
sungsreligion und Bonhoeffers Kritik am
„Hinterweltlertum” religiöser Weltflucht.
2. Auferstehung gegen den Tod
a) Blumhardt: Im Zentrum der Reich-Got-

tes-auf-Erden-Hoffnung Blumhardts steht
nicht der kantianische Idealismus des li-
beralen deutschen Protestantismus des 19.
Jahrhunderts, sondern die Überwindung
des Todes in der Auferstehung Christi von
den Toten. Damit ist dem Todesschicksal
der Kampf angesagt: „Wir sind Protestleute
gegen den Tod”, denn „der Tod wird nicht mehr
sein” (Ofb21, 4). Der lebendige Gott und
der Tod sind unvereinbare Gegensätze.
Darum gehört die Hoffnung der Auferste-
hung zum Trachten nach dem Reich Gottes,
und die Aufhebung des Todes ist unveräu-
ßerlicher Bestandteil des Reiches Gottes.
Es ist der Fehler der Erlösungsreligion, sich
mit dem Tod abzufinden und das ewige
Leben erst jenseits des Todes in einem Him-
mel der Seligen zu erwarten. Mit der Auf-
erstehung Christi beginnt dagegen schon
jetzt die Reinigung der Erde vom „Sün-
den- und Todeswesen”, es beginnt die neue
Welt Gottes mitten in der alten. „Der Tod
als Götze der Christenheit. Die liebe Chri-
stenheit strömt dem Tod entgegen als ih-
rem eigentlichen Erlöser, ihrem Götzen,
dem sie ihre Lieder und Gebete opfert …
Dagegen helfen natürlich alle Worte der
Schrift nichts: ‚Ich will den Tod verschlin-
gen ewiglich …‘, Tod, wo ist dein Sieg?
Hölle, wo ist dein Stachel?”, beklagte
Blumhardt ironisch.9

b) Bonhoeffer:Christen sind der Erde treu,
weil sie „unverwandt ihren Blick heften
auf den seltsamen Ort in der Welt, an dem
sie die Durchbrechung des Fluches, das
tiefste Jasagen Gottes zur Welt staunend
vernehmen, … an die Auferstehung Chri-
sti. Hier ist das Wunder schlechthin ge-

schehen. Hier ist das Todesgesetz zerbro-
chen, hier kommt das Reich Gottes selbst
auf Erden zu uns”.10 Dann folgt der für
Bonhoeffer bis in seinen Tod hinein grund-
legende Satz: „Gottes Reich ist das Reich der
Auferstehung auf Erden”.11 In den Briefen
aus dem Gefängnis kommt er darauf zu-
rück: „Nun sagt man, das Entscheidende
sei, dass im Christentum die Auferste-
hungshoffnung verkündet würde, und
dass damit eine echte Erlösungsreligion
entstanden sei. Das Schwergewicht fällt
nun auf das Jenseits der Todesgrenze. Und
eben hierin sehe ich den Fehler … Die
christliche Auferstehungshoffnung unter-
scheidet sich von der mythologischen
darin, dass sie den Menschen in ganz neuer
und gegenüber dem Alten Testament noch
verschärfter Weise an sein Leben auf der
Erde verweist”.12 Bonhoeffers „Weltlichkeit”
ist darin eine „echte Weltlichkeit”, dass in
ihr „die Erkenntnis des Todes und der Auf-
erstehung immer gegenwärtig ist”.13

Blumhardt bedachte die Auferstehung
Christi von Gott her als das „vernichtende
Nein zu allen gottwidrigen Mächten” des
Bösen und des Todes. Darum beginnt das
Reich Gottes auf Erden mit der Auferste-
hung Christi. Bonhoeffer ist ihm darin ge-
folgt. Für beide gilt, dass die Auferstehung
Christi nicht nur eine „Auferstehung von
den Toten” und damit der Anfang der uni-
versalen menschlichen Totenauferstehung
ist, sondern mehr noch die kosmische Ver-
nichtung des Todes und damit der Anfang
der diachronen Vertreibung des Todes aus
der ganzen Schöpfung ist. Wenn der Tod
nicht mehr sein wird und die Hölle zer-
stört ist, löst sich das alte und viel umstrit-
tene Problem, ob am Ende alle gerettet wer-
den oder nur wenige, von selbst.

Wenn die Auferstehung Christi der ge-
schichtliche Anfang der Totenauferstehung
und der neuen Welt Gottes mitten in der al-

Dietrich Bonhoeffer und Christoph Blumhardt
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ten ist, dann muss es hier schon weiterge-
hen und die Vollendung kann nicht auf ei-
nen St. Nimmerleinstag verschoben wer-
den. Für Blumhardt geht die Auferstehung
Christi weiter in ihren Zeugen, in denen
sich die Auferstehung dadurch „wieder-
holt”, dass sie Erneuerung ihres Lebens er-
fahren: „Das ist einer, in dem etwas Neues
geboren ist”.14

Blumhardt lebte mit der Gewissheit „Je-
sus kommt” in einer Naherwartung der
Wiederkunft Christi, die nicht zeitlich be-
messen ist, sondern durch die Gegenwart
des auferstandenen Christus bestimmt wird.
Die Zukunft Christi wird in der wiederge-
borenen Hoffnung zu einer gegenwartsbe-
stimmenden Macht, ohne aufzuhören, aus-
stehende Zukunft zu sein, und die
Gegenwart Christi wird zu einer zukunfts-
eröffnenden Macht, ohne aufzuhören, Ge-
genwart zu sein.

„So müssen wir auf die Zukunft Jesu
Christi hin gerichtet sein, die nicht bloß
eine Zukunft ist, sondern eine Gegenwart,
eben in dem, dass in unserem Herzen sei-
ner gewartet wird”.15 „Denn sein Kommen
dürfen wir nicht bloß als ein am Ende der
Tage erscheinendes erwarten, sondern alle-
zeit muss es in unserem Leben ein Bild des
kommenden Heilands geben …”.16 Die Ver-
heißung „Siehe, ich komme bald” ist keine
zeitliche Datierung, sondern eine Zusage
der Intimität, die alle menschlichen Sinne
für die ankommende Zukunft Christi auf
Erden und die neue Welt Gottes öffnet. Es
ist die gleiche Intimität, die in Jesu Verkün-
digung steckt: Das Reich Gottes ist „nahe”
herbeigekommen.
3. Das Reich Gottes auf Erde – die Erde im

Reich Gottes
Blumhardt stellte sich das Reich Gottes

theokratisch vor: Gott regiert, sein Wille ge-
schieht. Wenn wir Gottes Reich mit Gottes
Herrschaft übersetzen, denken wir es

ebenso theokratisch. „Gottes Reich, was ist
es? Reich Gottes ist die Kraft Gottes, die Re-
giment Gottes, ist Lebensoffenbarung Got-
tes, ist die Schaffung neuer Herzen, neuer
Gesinnungen und neuer Gefühle, dass wir
aufs Rechte hingelenkt werden. Reich Got-
tes – ach wer kann es fassen, wenn Gott re-
giert”.17
Bonhoeffer verstand das Reich und den

Willen Gottes in der Geschichte anders:
„Die Religiosität des Menschen weist ihn in
seiner Not an die Macht Gottes in der
Welt… Die Bibel weist den Menschen an die
Ohnmacht und das Leiden Gottes; nur der lei-
dende Gott kann helfen”. Er nannte es „das
Hineingerissenwerden in das messianische
Leiden Gottes in Jesus Christus”18 und in
seinem Gedicht „Christen und Heiden” rief
er die Christen in die Gemeinschaft mit
dem leidenden Christus: „Christen stehen
bei Gott in seinem Leiden”.19 Bonhoeffer
versteht das gegenwärtige Reich Gottes
passionstheologisch als Nachfolge Christi.
„Nicht der religiöse Akt macht den Chri-
sten, sondern das Teilnehmen am Leiden
Gottes im weltlichen Leben”.20

Sind das Widersprüche oder kann man
die theokratische und die passionstheologi-
sche Auffassung des Reiches Gottes auf ei-
nen Nenner bringen? Blumhardt lebte und
dachte in der Gegenwart des auferstande-
nen Christus, Bonhoeffer nahm in der Ge-
genwart des Gekreuzigten an den „Leiden
Christi” teil. Für beide war das kommende
Reich Gottes in der Christusgemeinschaft prä-
sent.Was folgt daraus für das Verständnis
des Reiches Gottes? Die Gemeinschaft mit
dem gekreuzigten und auferstandenen
Christus kann theokratisch als die „Herr-
schaft Christi” erfahren und verstanden
werden. Sie wird tiefer erfahren und ver-
standen, wenn auf die mystischen Mo-
mente der wechselseitigen Einwohnung
geachtet wird: Wir in Christus – Christus in

Dietrich Bonhoeffer und Christoph Blumhardt
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uns (2 Kor 5, 17; Gal 2, 20). Dann entsteht
eine gegenseitige Teilnahme: Christus
nimmt an unserem Leben teil und trägt
uns– wir nehmen an seinen Leiden und
seinen Überwindungen teil. Man bezeich-
net diese wechselseitige Einwohnung und
gegenseitige Teilnahme mit einem Begriff
aus der alten Kirche als Perichoresis. Was
folgt daraus für das Verständnis des Rei-
ches Gottes auf Erden? Wenn die Christus-
herrschaft zur Gottesherrschaft vollendet
wird, entsteht eine universale, kosmische Pe-
richoresis: „Und Gott wird bei ihnen woh-
nen” (Ofb 21, 3) und Gott „wird alles in al-
len sein” (1 Kor 15, 28). Und alle Dinge
werden in Gott sein, in seiner Ewigkeit ge-
borgen und in seinem weiten Raum zur
Entfaltung kommen. Gott wird auf göttli-
che Weise seiner neuen Welt einwohnen
und seine neue Welt auf ihre weltliche
Weise Gott einwohnen. An Stelle des theo-
kratischen Begriffs des Reiches Gottes ent-
steht dann eine perichoretische Vorstellung
vom Reich Gottes und der neuen Welt. Von
diesem perichoretischen Begriff des kom-
menden Reiches gibt es einen Vorge-
schmack und Anfang in der erfahrenen
und gegebenen Liebe: „Wer in der Liebe
bleibt, der bleibt in Gott und Gott in ihm“
(1 Joh 4, 16). In der Vision der wechselsei-
tigen Durchdringung von dem lebendigen
dreieinigen Gott und der neuen, ewigen
Schöpfung erfüllen sich die alttestament-
lich-jüdische Vorstellung von der Sche-
china des Ewigen und die christliche Vor-
stellung von der Fleischwerdung des
ewigen Logos auf kosmische Weise. Bei
Blumhardt und Bonhoeffer tauchen diese
eschatologischen Gedanken nicht auf, aber
ihre theologischen Einsichten laufen auf
sie hinaus.
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„Das Wichtigste am neuen Jerusalem und den neuen Gottesvölkern ist die neue Gegen-
wart Gottes, die in der Einwohnung seiner unvermittelten und unmittelbaren Herrlichkeit
besteht. Die einwohnende Gegenwart macht Himmel und Erde neu und ist auch das ei-
gentlich Neue im neuen Jerusalem. Gott will bei ihnen wohnen. Das ist die kosmische
Schechina.“ (S. 348)

„In den letzten Visionen der Offenbarung kommt der Himmel auf die Erde. Die Erde wird
zur Stadt, die das Paradies in sich enthält. Diese Stadt wird zum offenen Platz für alle. An
diesem Platz kommt die Schechina Gottes endgültig zur Ruhe. In ihrer Ruhe finden alle
Geschöpfe ihr ewiges Glück. Danach rufen ‚der Geist und die Braut‘ in der Unruhe der
Geschichte und in den Leiden dieser Zeit, Offb. 22, 17.“ (S. 349)

Aus: Das Kommen Gottes. Christliche Eschatologie
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Von Günter Brakelmann

Es hat viele Formen und Gesichter
des Widerstandes gegeben, und es
sind viele Wege gewesen, die zu

ihm geführt haben.
Der Spross eines alten Adelsgeschlechtes

mit einigen berühmten Namen hochrangi-
ger Militärs ist schon in seiner Jugend als
Schüler und Jurastudent einen eigenen, für
seine Schicht weithin unüblichen Weg ge-
gangen. Der 1907 geborene Erbe des Kreis-
auer Gutes in Niederschlesien gehört zu
der Minderheit, die sich politisch, sozial-
und gesellschaftspolitisch für die Weimarer
Republik gegen ihre rechtsnationalistischen
Feinde in Wort und Tat engagiert hat. Der
Untergang der Republik als eines demokra-
tischen Rechts- und Sozialstaates durch die
wütenden Angriffe der völkisch nationalen
Bewegungen, schließlich unter der Füh-
rung der NSDAP und ihres Führers, ge-
hört für den 1933 gerade 25 jährigen Refe-
rendar in Berlin zu den Intellekt, Geist und
Seele schmerzenden Erfahrungen. Seine
Mutter Dorothy von Moltke, eine englische
Demokratin aus Südafrika, hat in ihren
Briefen an ihre Eltern die Geistes- und Ge-
mütslage ihrer Familie unter den Bedin-
gungen der Spätphase der Republik und
der Anfangsphase der NS-Zeit dramatisch
beschrieben. Während der größere Teil ih-
res Standes das Ende der Republik und
den Aufbau eines autoritären und bald to-
talitären Systems nach der Logik einer
Weltanschauung, die einen radikalen Bruch
mit der deutschen und europäischen Auf-

klärung wollte, emphatisch begrüßte, war
man in Kreisau verzweifelt über den Ab-
bau der Rechtsstaatlichkeit und über den
organisierten Terror gegen Andersden-
kende. Die zur Herrschaft über alle Berei-
che des Lebens drängende nationalsoziali-
stische Weltanschauung war
antiaufklärerisch, antiliberal, antisoziali-
stisch und antisemitisch. Die Moltkes wa-
ren von diesen „Antis”, die in der deut-
schen Ideen- und Mentalitätsgeschichte
eine große Rolle gespielt haben, nie berührt
worden. Das NS-System war ihnen nicht
nur fremd, sondern von Anfang an Inbe-
griff geistiger und politischer Perversion.

Der junge Referendar konnte nicht in den
Dienst eines Machtsystems eintreten, das
normative Bindungen ablehnte und ein
Recht entwickelte, das als Führerrecht kei-
ner Kontrolle und Begrenzung unterlag.
Wenn Führerwort und Führerbefehl gel-
tendes Recht setzte, war dieses Recht zur
Waffe für politische Zwecke funktionali-
siert worden. Völlig unverständlich waren
dem jungen Juristen die zustimmende In-
terpretation des neuen Rechts-Dezisionis-
mus durch bekannte Verfassungsrechtler
und die widerspruchslose Anwendung
dieses Rechtes durch die Mehrheit der Ju-
risten im Amt. Wenn die Kreisauer später
in ihren „Grundsätzen für die Neuordnung”
vom 9. August 1943 als erstes Ziel formu-
lierten, „das zertretene Recht muss wieder auf-
gerichtet und zur Herrschaft über alle Ord-
nungen des menschlichen Lebens gebracht
werden”, so ist dies ein entscheidendes Mo-
tiv für ihren Widerstand gewesen. Moltke

Motive und Vermächtnis*

Helmuth James von Moltke – ein Mann
des protestantischen Widerstands
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und seine Freunde wollten nach den Erfah-
rungen totalitärer Rechtswillkür zurück zu
einer Rechtsordnung, die auf dem Funda-
ment von Grund- und Menschenrechten ba-
sierte, die nicht von staatlichen Machtinter-
essen und politischen Nützlichkeitserwä-
gungen aufgehoben werden konnten.

Es ist folgerichtig, wenn die Kreisauer
der totalitären Herrschaftspraxis eine Neube-
stimmung des Staates entgegensetzen:

„1. Es ist nicht Bestimmung des Staates,
Menschen zu beherrschen und durch Ge-
walt oder Furcht vor Gewaltanwendung
zu zügeln, vielmehr ist es die Bestimmung
des Staates, die Menschen in eine solche
Beziehung zueinander zu bringen und sie
darin zu erhalten, dass der Einzelmensch
von jeder Furcht befreit in voller Sicher-
heit und doch ohne Schaden für seinen
Nächsten zu leben und zu handeln ver-
mag. 2. Es ist nicht die Bestimmung des
Staates, Menschen zu wilden Tieren oder
zu Maschinen zu machen, vielmehr ist es
die Bestimmung des Staates, dem Einzel-
menschen die Mittel für alle höheren
Zwecke bereitzustellen, ohne der Wirt-
schaft Einfluss auf den Inhalt dieser
Zwecke zu gestatten.

Mit diesen Motiven und Zielen sind die
moralischen Grundlagen mitformuliert: die
Gebundenheit des einzelnen an Werte, die
das eigene und gemeinsame Leben als ein
menschliches und mitmenschliches ermög-
lichen, ein Freiheitsbewußtsein, das sich mit
Verantwortungsbewusstsein verschränkt, die
Gewissens- und Handlungsorientierung an
klaren Maßstäben: „Ja musss wieder Ja
werden und Nein Nein, Gut muss wieder
ein Absolutum werden und das Böse eben-
falls.”

Als die politischen Großziele auf dem
Fundament dieser Wertentscheidungen,
die alle das Gegenbild der eigenen und ge-
meinsamen schmerzhaften Erfahrungen in

ideologiegesteuerter Wirklichkeit sind, er-
geben sich als perspektivische „geistige
Entwicklungsrichtungen”:
– Das Ende der Machtpolitik
– Das Ende des Nationalismus
– Das Ende des Rassegedankens
– Das Ende der Gewalt des Staates über den
Einzelnen
Diese politisch anzustrebenden strategi-

schen Ziele setzen die notwendigen Zwi-
schenschritte frei:
– Machtpolitik von nationalistisch und im-

perialistisch agierenden Staaten ist nur
zu überwinden durch die Entwicklung
einer neuen europäischen Gesamtordnung,
die die Staaten in ein Netz von rechtlich
geregelten Beziehungen bringt

– Wenn Rassismus als eine biologisch-ma-
terialistische Sicht des Menschen die
Begründung und Legitimierung der Un-
gleichheit der Menschen und ihrer
Ethnien ist, wenn die behauptete kultu-
relle Minderwertigkeit die Begründung
ihrer Beherrschung durch selbsternannte
Stärkere ist, dann kann gegen diese ras-
sistische Argumentation nur eine anthro-
pologisch-ethische Position angehen, die
von einer schöpfungsgegebenen Gleich-
wertigkeit aller Menschen und von der Un-
zerstörbarkeit ihrer Naturrechte ausgeht

– Der unbegrenzten Gewalt des Staates
über seine Staatsbürger kann nur ein Ende
gemacht werden, wenn diese selbst in
unmittelbarer Mitverantwortung für ihre
engeren Lebensräume stehen und ihren
Einfluss auf die größeren Lebensräume
durch frei gewählte Vertreter ihres Ver-
trauens geltend machen. Nur so haben
weder der Obrigkeitsstaat noch der auto-
ritäre und totalitäre Staat eine Chance.
Als geistig-moralisches Unterfutter für

dieses Bündel an Motiven und Zielen for-
mulieren Moltke und die Kreisauer vier
konstitutive Grundelemente:
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– Die christliche Religion
– Die humanistische Bildung
– Die sozialistische Gesinnung
– Die historische Bindung

Dass das Christentum, seine Anthropolo-
gie, Ethik und Sozialethik, das Fundament
für die Zeit nach dem Nationalsozialismus
und nach dem Krieg werden sollten, war
gemeinsame Auffassung aller Kreisauer.

Dass Bildung nicht nur formale Berufs-
ausbildung sein kann, sondern auch die
Kenntnis von Religion, Philosophie, Litera-
tur, Kunst und Musik einschließt, war ih-
nen ebenso gemeinsame Überzeugung. Die
Kenntnis des kulturgeschichtlichen Erbes
hielten sie für einen wichtigen Baustein auf
dem Wege des Menschen zu seiner
Menschwerdung.

Mit sozialistischer Gesinnung ist die
Überwindung eines Denkens gemeint, das
den Einzelnen mit seinen materiellen Inter-
essen in den Mittelpunkt stellt, das den
Nächsten als ornamentale Beigabe begreift,
aber nicht als fundamentale Voraussetzung
der eigenen Existenz begreift. Es geht ihnen
um die Verschränkung von Personalismus
und Solidarität.

Die historische Bindung besagt, dass nur
ein reflektiertes kritisch-konstruktives Wis-
sen um die Herkunft Gegenwart und Zu-
kunft verantwortlich gestalten lässt.

Also:
– der religiös gebundene Mensch
– der kulturell gebildete Mensch
– der sozial verpflichtete Mensch
– der geschichtsbewußte Mensch
Diese Anthropologie, Ethik und Sozialethik
sind genau das Gegenteil zur NS-Ideologie
mit ihrem
– antichristlichen Menschen- und Weltver-

ständnis,
– mit ihrem die jüdisch-christliche Tradi-

tion und den europäischen Geist der
Aufklärung negierenden Geist,

– mit ihrem instrumentellen Ausrichten
des Menschen auf kollektivistisch-
messianische Ziele,

– mit ihrer militant-aggressiven Erziehung
zu Heroismus und Herrenmenschen …
Es war dieser Geist des Nationalsozialis-

mus, der an der Wiege der NS-Politik steht
und die praktische Politik vitalisiert und ra-
dikalisiert hat – dieser Ungeist war für
Moltke das eigentliche Ziel seines Wider-
standes aus
a n d e r e m
Geist. Er hat
sich selbst in
der epocha-
len Entschei-
dungssitua-
tion gesehen,
die zukünf-
tige Welt von
den Mächten
eines unge-
h e m m t e n
bio log is t i -
schen und
vitalistischen
Denkens und eines unbegrenzten politi-
schen Herrschaftswillens bestimmen zu
lassen oder im Rückgriff auf christliche und
humanistische Wertentscheidungen, die
nicht situationsgebunden sind und je nach
Machtinteressen aufgehoben werden kön-
nen, eine neue Lebensordnung aufzu-
bauen. Grundrechte und Grundfreiheiten
können nach seiner Überzeugung in keiner
historischen Situation zur Disposition ge-
stellt werden. Den Männern und Frauen,
die sich gewissensmäßig an diesen Werte-
kanon gebunden wussten, ging es nicht in
erster Linie um eine Kritik an einzelnen
Maßnahmen des NS-Führerstaates, son-
dern um die Beseitigung jeglicher Konti-
nuität seiner Theorie und Praxis für die zu-
künftige deutsche und europäische

Günter Brakelmann
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Geschichte, einschließlich der ideen- und
mentalitätsgeschichtlichen Voraussetzun-
gen, die zu ihm geführt hatten. Eine Neu-
geburt Deutschlands aus anderem Geist
nach der Katastrophe schloss die inhaltli-
che Kritik an deutscher Philosophie, an
deutscher Staats- und Verfassungslehre, an
intoleranten Positionen des Konfessiona-
lismus, an ideologischen Parteidok trinen
und am unsolidarischen Klassendenken
des Besitz-und Bildungsbürgertums in der
Zeit vor dem Nationalsozialismus mit ein.
Die gesamte deutsche Geschichte stand für
den Widerstand der Kreisauer auf dem
Prüfstand. Nur die gelungeneren Traditio-
nen waren erbfähig.

Der Weg, den Moltke im Widerstand ge-
gangen ist, lässt sich anhand der zahlrei-
chen Kreisauer Texte und seiner Briefe an
seine Frau Freya nachzeichnen. Anfang des
Krieges wird er, der den Krieg von Anfang
an für eine Katastrophe hält, dienstver-
pflichtet ins Amt Ausland/Abwehr des
Oberkommandos der Wehrmacht (OKW)
unter Admiral Canaris und arbeitet als aus-
gewiesener Experte für internationales Pri-
vatrecht und Völkerrecht in der „Beratungs-
stelle für Völkerrecht”. Hier versucht er
angesichts sich brutalisierender Kriegsfüh-
rung Widerstand gegen Verletzungen des
Völker- und Kriegsrecht der deutschen Ar-
mee zu leisten. Gegen die Besatzungspoli-
tik, gegen die Behandlung der Kriegsge-
fangenen, gegen die Mordbefehle des
Führers in einem Unterdrückungs- und
Ausbeutungskrieg schreibt er eine Menge
von Rechtsgutachten, immer mit der Ten-
denz, Menschenleben zu retten. Das
Schlimmste zu verhüten, „unnütze Zerstö-
rung zu vermeiden” wird seine Berufspra-
xis. Manchmal erringt er sogar einen Sieg,
aber im Ganzen ist er im Zentrum der mi-
litärischen Macht machtlos. So schreibt er
am 22. April 1940:

„… heute war wieder ein entsetzlicher
Tag, weil wir jetzt anfangen uns in Norwe-
gen zu benehmen wie in Polen … und das
alles macht das Militär mit. Ich bin gräss-
lich niedergeschlagen.”

Als ein im Amt machtloser Mann im Vor-
zimmer der Mächtigen beginnt Moltke mit
dem Aufbau eines Freundeskreises, dem
bald Katholiken, Protestanten und Sozial-
demokraten angehören. Das Doppelspiel be-
ginnt: im Beruf trotz aller Widerständig-
keit im Einzelnen ein Mitträger im System,
in der Konspiration als Einzelperson im-
mer mehr ein Mann des konsequenten Wi-
derstandes. Mit seinen Freunden zusam-
men leistet er in den folgenden Jahren eine
Riesenarbeit in den Entwürfen für ein an-
deres, ein neues Deutschland nach der Ka-
tastrophe. Um diese Existenz zwischen be-
ruflicher Belastung und konspirativer
Arbeit durchzuhalten, sucht er in Phasen
seelischer Depression und körperlicher
Krankheit seinen inneren Frieden im ge-
liebten Kreisau zu finden. Er weiß, was
durch Deutsche im In- und Ausland ge-
schieht:

Am 21. Oktober 1941 schreibt er über
Morde in Serbien, in Griechenland und
Frankreich:

„So werden täglich sicher mehr als tau-
send Menschen ermordet und wieder Tau-
sende deutscher Männer werden an den
Mord gewöhnt. Und das ist alles noch ein
Kinderspiel gegen das, was in Polen und
Russland geschieht. Darf ich denn das er-
fahren und trotzdem in meiner geheizten
Wohnung am Tisch sitzen und Tee trinken?
Mach ich mich damit nicht mitschuldig?
Was sage ich, wenn man mich fragt: und
was hast Du während dieser Zeit getan?

Seit Sonnabend werden die Berliner Ju-
den zusammengetrieben; abends … wer-
den sie abgeholt und über Nacht in eine
Synagoge gesperrt. Dann geht es mit dem,
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was sie in der Hand tragen können, ab
nach Litzmannstadt und Smolensk. Man
will es uns ersparen zu sehen, dass man sie
einfach in Hunger und Kälte verrecken
lässt … Wie kann jemand so etwas wissen
und dennoch frei herumlaufen? Mit wel-
chem Recht? Ist es nicht unvermeidlich,
dass er dann eines Tages auch dran kommt
und dass man ihn auch in die Gasse rollt?
– Das alles sind ja nur Wetterleuchten, denn
der Sturm steht vor uns. – Wenn ich nur
das entsetzliche Gefühl loswerden könnte,
dass ich mich selbst habe korrumpieren zu
lassen, dass ich nicht scharf genug auf sol-
che Sachen reagiere, dass sie mich quälen,
ohne dass spontane Reaktionen entstehen.
Ich habe mich selbst verzogen, denn auch
in solchen Sachen reagiere ich über den
Kopf. Ich denke über eine mögliche Reak-
tion nach, statt zu handeln.”

Eine harte, illusionslose Selbstkritik, die
das ganze innere Dilemma gerade derer ent-
larvt, die auf den Sturz des Systems hinar-
beiten. Auch und gerade im Widerstand
bleibt das Gewissen angeschlagen, da man
nicht unmittelbar in der Lage ist, den Ver-
brechen ein Ende zu machen. Die, die es
von ihrer realen Macht her könnten, tun es
nicht: die höheren Militärs. Es bleibt nichts
anderes übrig, als dass eine Handvoll von
Zivilisten und Soldaten in unteren Rängen
ihre Widerstandsarbeit verstärkt, um das
Regime und seinen Führer zu stürzen. Zur
Enttäuschung über das zögerliche Verhal-
ten der Militäropposition kommt das Wis-
sen hinzu, dass die Mehrheit der Beamten
und der Wirtschaftsführer, aber auch des
Volkes Hitler hörig und Hitler treu ist. Ge-
legentliche Kritik und Unmutsäußerungen
ändern nichts an dieser Tatsache. Die
Frauen und Männer des Widerstandes ha-
ben immer gewusst, dass sie in der Armee
und in der Bevölkerung eine ganz kleine
Minderheit waren. Resignation hätte nahe

gelegen. Aber trotz aller Enttäuschungen
und Rückschläge machten sie weiter. Ein
verwundetes Gewissen kann nicht zuse-
hen, wie die Opfer eines sinnlosen Krieges
von Tag zu Tag größer werden.

Moltke, ein ständig reflektierender, skru-
pulöser Mensch erklärt in einem Brief vom
11. Oktober 1941 seiner Frau seine Grund-
haltung:

„Die Erkenntnis, dass das, was ich tue,
sinnlos ist, hindert mich nicht, es zu tun,
weil ich viel fester als früher davon über-
zeugt bin, dass nur das, was man in der Er-
kenntnis der Sinnlosigkeit allen Handelns
tut, überhaupt einen Sinn hat .“

Dieser Satz kann ein Spitzensatz für un-
ser Verstehen heute sein. So kann nur ein
Ohnmächtiger sprechen, der aber bereit
bleibt, das ihm doch Mögliche auch im Umgriff
des großen Unsinns zu tun. Er kann das sich
immer schneller drehende Rad des Bösen
nicht aufhalten, aber er kann wenigstens ei-
nige Menschen davor bewahren, überrollt
zu werden.

Am Anfang des erwähnten Briefes steht
die Mitteilung, dass er vor kurzem mit dem
Kriegsverwaltungsrat Carlo Schmitt, sonst
Professor in Tübingen, eine zweistündige „
konzentrierte und befriedigende” Unter-
redung über die Frage der Religion gehabt
habe. Und bei der Gelegenheit eines nächt-
lichen und morgendlichen Nachdenkens
über den Krieg und Kreisau, so heißt es
weiter, „..wurde ich mir einer Wandlung
bewusst, die während des Krieges in mir
vorgegangen ist und die ich nur einer tiefe-
ren Erkenntnis christlicher Grundsätze zu-
zuschreiben vermag.”

In der Tat: die Kriegserfahrungen und
die Arbeit im Widerstand haben Moltke in
ein neues Verhältnis zur christlichen Bot-
schaft gebracht. Texte der Bibel und auch
Gesangbuchlieder spielen bei ihm eine im-
mer größere Rolle für den geistig-seeli-
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schen Haushalt. Die Geschichten der Bibel
werden neu entdeckt als Interpretation, als
Verständnishilfen für die Gegenwart Alle
aktuell relevanten Themen und Situatio-
nen haben in der Tat ihre literarisch-theolo-
gische Vorschattung in biblischen Texten.
Letztere werden ohne aufwendige wissen-
schaftliche Exegese unmittelbar verständ-
lich. Die Wahrheit der alten Texte wird
ohne Umwege evident für die eigene zeit-
genössische Wirklichkeit. Das eigene Le-
ben findet sich wieder in theologisch und
anthropologisch gestalteten Texten uralter
Traditionen. Das Verstehen der Gegenwart
wird durch biblische Bilder und Symbole
vermittelt.

Wie er durch fast tägliches Lesen der Bi-
bel Tiefenschärfe zur Beurteilung seiner
Gegenwart gewinnt und die eigene Exi-
stenz religiös zu verstehen beginnt, so ent-
deckt er auch die Realität der Kirche als Ge-
meinde. „Religion” wird bei ihm „das
Zusammenspiel von bibelorientierter Ver-
kündigung, von christlich-humanistisch
geprägter Kultur in Bildung und Erzie-
hung wie von wertgebundener Politik. Re-
ligion ist für ihn die umfassende und alles
durchdringende Weise, konkrete Verant-
wortung für Recht und Humanität in die-
ser Welt zu übernehmen. Religion ist
Christsein im Hören auf das Wort Gottes
und zugleich politisches Handeln im
Dienst eines human und gerecht geordne-
ten Gemeinwesens.” (G.B.)

Moltke ist ein Beispiel für Menschen, die
im Widerfahrnis der NS-Zeit und des Krie-
ges sich – immer im Dialog mit Freunden –
hindurcharbeiten zu einem neuen religiösen
Selbstverständnis. Am Ende stand für ihn
und die meisten seiner Kreisauer Freunde
„der radikale Gegensatz: entweder Gott
oder Abgott, Christus oder Antichrist. Eine
religiöse Zeit- und Geschichtsdeutung gab
ihnen praktisch-politisch die Kraft, die

harte Arbeit im Widerstand durchzuste-
hen. Die Gewissheit, als glaubende Chri-
sten für reale Humanität in der Zukunft
einzustehen, ließ sie in ihrer Ohnmacht
auch das Opfer des eigenen Lebens bejahen.
Auch im möglichen Scheitern war ihnen
das mögliche und schließlich gewiss wer-
dende Opfer ein Zeichen zukünftiger Hoff-
nung.” Moltke, im Januar 1944 verhaftet,
steht ein Jahr später zusammen mit dem Je-
suiten Alfred Delp vor Freisler. Dieser
schreit Delp an: „Von wem nehmen sie ihre
Befehle? Vom Jenseits oder von Adolf Hit-
ler? … Wem gilt Ihre Treue und Ihr
Glaube?” Delp und Moltke, die nebenein-
ander in Zellen liegen und sich mit Hilfe
der beiden Gefängnispfarrer Harald Poel-
chau und Peter Buchholz durch Kassiber
verständigen können, merken sehr schnell,
dass es Freisler in dem Volksgerichtshof-
prozeß um den Gegensatz von Christen-
tum und Nationalsozialismus geht. Es geht
ihm um ein radikales Entweder-Oder zwi-
schen beiden. Der Führer der NSDAP ist
Kern und Stern der Orientierung aller
Deutschen im Denken wie im Handeln. Es
wird von Freisler ein unversöhnlicher und
daher unbarmherziger Antagonismus for-
muliert. Die Kirche mit ihrer Verkündigung
der Gebote Gottes und des Evangeliums ist
für ihn schon allein durch ihr Dasein eine
Provokation des NS-Systems mit seinem
Anspruch auf weltanschauliche und politi-
sche Alleinrichtigkeit, repräsentiert durch
ein charismatisches Führertum und ein
folgsames Richtertum.

Das Erregende am Ende: Freisler selbst
gibt zu, dass das letzte Motiv der Ver-
schwörer um Moltke ein christliches und
universal-humanistisches Motiv gegen die
Exklusivität des NS-Systems und seines
Geistes gewesen ist. Er gibt zu, dass Chri-
stentum und Kirchen die eigentlichen Wi-
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dersacher des Nationalsozialismus gewe-
sen sind.

Seine eigene Situation vor dem Sterben
hat Moltke so interpretiert:

„… und dann wird Dein Wirt auserse-
hen, als Protestant vor allem wegen seiner
Freundschaft mit Katholiken attackiert und
verurteilt zu werden, und dadurch steht
er vor Freisler nicht als Protestant, nicht
als Großgrundbesitzer, nicht als Adliger,
nicht als Preuße, nicht als Deutscher …,
sondern als Christ und sonst gar nichts an-
deres.”

Am Ende seines Lebens steht dieser
Moltke als bewusster und bekennender
Christ vor dem Blutgericht des Nationalso-
zialismus. Und gemeinsam mit den beiden
Mitchristen Nikolaus Groß und Theodor
Haubach verröchelt er am 23. Januar 1945
am gleichen Galgen.

Sein und ihr Vermächtnis? Nicht einzelne
politische Gedanken und Positionen sind
es, die wir herausgreifen sollten. Ihr ganzes
Leben und Denken als Männer des Wider-
standes kann uns Heutigen Verpflichtung
sein, für personale und soziale Menschenrechte
und für Demokratie als eine alle politischen, ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Wirklich-
keiten bestimmende Lebensform einzutreten.
Vieles harrt hier noch der historischen Ein-
lösung.

*Vortrag am 19. März 2007 im Frühherren-
haus der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Herford
Mitte. Zum Thema ist das Buch erschienen:
Günter Brakelmann: Helmut James von
Moltke. 1907–1945. Eine Biographie, Verlag
C.H. Beck, München 2007
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„Diese Männer, die am Galgen in Deutschland starben, weil sie das Hitler-System stürzen
und Frieden machen wollten, … hatten sich verschworen, um die Zivilisation wiederherzu-
stellen. Durch die Wiedereinsetzung der Grundsätze von Gerechtigkeit, Gesetz, Anstand,
Ehrlichkeit und Humanität wollten sie ihr Land aus dem Abgrund emporheben, in welchen es
die Nazis gestürzt und in welchen es ganz Europa nachgerissen hatte.“
Dorothy Thompson 1946, aus: Biographie , S. 363



Von Franz Segbers

Der verkrustete Sozialstaat brauche
eine Runderneuerung. In diesem
Sinn gab auch Bundespräsident

Horst Köhler in seiner ersten Rede im
Bundestag die Losung aus: „Der Sozial-
staat hat sich übernommen.“ Diese Mah-
nung verband er mit einem Hinweis auf
die Berliner Stadtmission der Diakonie.
Diese hatte nämlich, ohne auf den Staat
zu warten, allein mit privaten Spenden,
eine Anlaufstelle für Wohnungslose er-
richtet. Fraglos sind diakonisch-karitative
Hilfen ein genuin christliches Anliegen,
um Not zu lindern. Doch beschränkt sich
das soziale Engagement der Kirchen auf
einen solchen unmittelbaren Samariter-
dienst? 

Es ist keineswegs eine Selbstverständ-
lichkeit, wenn ein Staat für menschenwürdige
Lebensbedingungen eintritt und sich zu ei-
nem Ausgleich der sozialen Gegensätze
verpflichtet weiß. Diese Verpflichtung des
Staates prägt das europäische Sozialmodell
und grenzt es aber auch vom amerikani-
schen Staatsverständnis ab. Seit den 90er Jah-
ren ist eine schleichende Umstellung der
europäischen Politik nach Leitbildern des
US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates zu
beobachten. Das neue Motto des Sozial-
staats lautet: Der Sozialstaat sei nur mehr
für die wirklich Bedürftigen verantwort-
lich und könne allenfalls eine Grundsiche-
rung gewährleisten. Wer mehr will, der
möge sich durch Eigenvorsorge privat ab-
sichern. 

Den unterschiedlichen Muster von Sozi-
alstaatlichkeit liegen konfessionelle Motive
zugrunde, die erst recht spät beachtet wur-
den. Man mag zu Recht kritisieren, dass
Staat und die evangelische Kirche im Preu-
ßen des 19. Jahrhunderts politisch eine fa-
tale Rolle gespielt haben. Sozialpolitisch je-
doch war diese „Thron und Altar-Ehe“ sehr
erfolgreich, denn der Staat wurde nicht nur
als Macht- oder Rechtsstaat in Pflicht ge-
nommen sondern auch als Sozialstaat. 

Es waren vor allem bewusst protestanti-
sche Politiker und Beamte in den Ministe-
rien, die unter Bismarck bei der Ausformu-
lierung wie auch der Umsetzung staat-
licher Sozialreformen eine führende Rolle
gespielt haben. Sie haben die entschei-
dende Weichenstellung vorgenommen und
die gesetzlichen Grundlagen geschaffen,
den Staat als Sozialstaat auf Dauer zu stel-
len. Zu nennen sind Männer wie Theodor
Lohmann, der die damals bahnbrechende
Idee der Sozialversicherung entwickelt hat,
Adolf Stoecker, der Mitbegründer des Evan-
gelisch-sozialen Kongresses oder Friedrich
Naumann, der eine demokratische Betriebs-
verfassung entwickelt hat. Sie haben ihr
sozialpolitisches Engagement als Konkreti-
sierung des lutherischen Verständnisses von
den Aufgaben staatlichen Handelns ver-
standen. Da sie zur politischen Klasse ge-
hörten, konnten sie auch in erheblich stär-
kerem Maß die Politik direkt gestalten als
katholische Christen – wenngleich sie sozi-
alpolitisch gleichzogen.

Auf dem Gründungskongress des Evan-
gelisch-Sozialen Kongresses hat Adolf Wag-
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ner 1890 die Aufgabe des Staates in einer
Weise beschrieben, die in Zeiten des Neo-
liberalismus wieder hoch aktuell gewor-
den ist. Er fragte: „Wo, wie und wann muss
die Staatsgewalt in die Wirtschaft eingrei-
fen?“ Dann gesteht er ein: „ Wir haben den
ungeheuren Fehler gemacht, zu wähnen,
dass aus vollkommener Freiheit der wirt-
schaftlichen Bewegungen das Heil komme,
während wir doch mit möglichst festen
Normen des Rechts und der Sitte den wirt-
schaftlichen Egoismus einengen müssen.“
Dieser Grundgedanke einer Sozialreform
durch gestaltende Tätigkeit des Staates und
aus der Erkenntnis heraus, dass nur der
Staat stark genug ist, der Wirtschaft Grenzen
zu setzen, ist der sozialpolitische Beitrag
des Protestantismus seit den Anfängen des
Sozialstaates in der Bismarckzeit. 

Ausschlaggebend für die Ausgestaltung
das deutsche Sozialstaates wurde die kon-
fessionelle Mischung. Typisch lutherisch ist
das Ja zum Eingreifen des Staates zugunsten
des sozialen Ausgleichs und einer perma-
nenten Sozialkreform – von oben. Typisch
katholisch dagegen ist die Betonung des
Subsidiaritätsprinzips. Ihm verdanken die
freien Wohlfahrtsverbände ihre starke Stel-
lung und Eigenständigkeit gegenüber dem
Staat. Gemeinsam ist beiden konfessionel-
len Richtungen das entschiedene Ja zu Re-
formen im System und das Nein zum So-
zialismus. Dieses Nein führte dann zu
einem partnerschaftlichen Ausgleich zwi-
schen Kapital und Arbeit durch Mitbestim-
mung, Vermögensbildung, paritätische Fi-
nanzierung der sozialen Sicherung,
Tarifverträge, Tarifautonomie. Das Prinzip
der Parität der sozialen Sicherung ist also
keineswegs nur eine Finanzierungstech-
nik, sondern Teil eines gesellschaftlichen
Konsenses des Ausgleichs von Kapital und
Arbeit. 

In dieser Tradition bildete sich eine Sozi-
alordnung, die insgesamt als typisch für
das europäische Sozialstaatsverständnis
gelten kann: Der Sozialstaat ist kein Almo-
senstaat nur für die wirklich Bedürftigen,
sondern sorgt durch eine aktive, gestal-
tende Sozialpolitik für den sozialen Aus-
gleich und nimmt die Leistungsfähigkeit
der Wirt-
schaft für die
F i n a n z i e -
rung des So-
zialstaates in
Anspruch. 

In den Mit-
telpunkt so-
z i a lpo l i t i -
scher Leit-
vorstellun-
gen rückt
immer mehr
der Begriff
der Eigenver-
antwortung.
Dieser entstammt einem anderen sozial-
ethischen Hintergrund, nämlich dem frei-
kirchlichen oder calvinistisch geprägten
amerikanischenKontext. Es waren historisch
sehr spezifische Erfahrungen fehlender Re-
ligions- oder Glaubensfreiheit, die eine
anti-staatliche Grundhaltung entwickeln
ließen, die sich dann auch bremsend auf
die Herausbildung eines sozial verantwort-
lichen Staates ausgewirkt hat. Kein Wun-
der, dass auf diesem Hintergrund in den
USA die soziale Verantwortung des Staates
oder eine Freie Wohlfahrtspflege unbe-
kannt ist und die Eigenverantwortung ei-
nen zentralen Stellenwert bekommt. Hier
organisiert sich deshalb sozial-karitative
Arbeit im Kern um ein privates System von
Wohlfahrtsorganisationen. Die Folge dieser
unterschiedlichen ethischen Grundlagen
lautet zugespitzt: Das europäische Sozial-
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Von Franz Segbers

Deutschland ist Gewinner der Glo-
balisierung, aber nicht alle in
Deutschland sind es. Die Globali-

sierung spaltet vielmehr weltweit in Ge-
winner und Verlierer. 

Zeiten der Globalisierung sind Zeiten für
eine weltweite und in diesem Sinn katholi-
sche Kirche. Katholisch bedeutet, weltweit
verbunden zu sein. Globalisierung ist eine

Frage des Kirche-Seins für eine Völker-Öku-
mene in Solidarität und Gerechtigkeit. Dass
die Welt immer mehr zusammenwächst,
macht nicht Angst. Doch, dass aber die
Welt dadurch zusammenwachsen soll, dass
sich weltweit ein Kapitalismus ohne sozia-
les Gesicht etabliert – das macht Angst.

Die Sozialreformen sind Gegenreformen
gegen die bisherige Grundausrichtung des
Sozialstaates. Die Agenda 2010 heißt so,
weil bis 2010 Europa der wettbewerbsfä-

Zehn Jahre Sozialwort der Kirchen

Kirchesein in Zeiten der Globalisierung

modell will eine sozial gerechte Ordnung,
dem amerikanischen reicht die Barmher-
zigkeit. 

„Eigenverantwortung“ wird immer mehr
zum zentralen Stichwort kirchlicher Bei-
träge zur Sozialstaatsdebatte. Die EKD-
Denkschrift „Gerechte Teilhabe“ fordert eine
„Befähigung zu Eigenverantwortung und
Solidarität“. Nicht anders Kardinal Leh-
mann, wenn er auf der Herbstversammlung
der Bischofskonferenz die „Stärkung der Ei-
genverantwortung“ in den Mittelpunkt
rückt und ausführt: „Nicht eine größere
Umverteilung – die im Übrigen größtenteils
im Bereich der Mittelschicht stattfindet –,
sondern ein verstärktes Ernstnehmen der
Selbstständigkeit des Menschen ist die Ziel-
richtung.“ Schon zuvor hatte 2003 das bi-
schöfliche Papier „Das Soziale neu denken“
unmissverständlich empfohlen: „Jeder ist
für die Gestaltung seines Lebens zunächst
selbst verantwortlich.“ 

Vor zehn Jahren haben sich die Kirchen
in ihrem Gemeinsamen Sozialwort 1997
deutlich vom us-amerikanischen Sozialmo-
dell abgegrenzt: „Die Hin weise auf die Ver-

hältnisse in den USA ver kennen die unter -
schiedliche soziokul turelle Tradi tion und
werfen Fragen der sozialen Gerechtigkeit
auf.“ Die Gefahr besteht, dass die Kirchen
mit der Betonung der „Eigenverantwor-
tung“ den herrschenden Trend der Politik
absegnen, sich dem US-amerikanischen
Muster eines Mini-Wohlfahrtsstaates an-
nähern und auch noch sozialethisch legiti-
mieren. Wenn sie jedoch die schleichende
Entkernung des europäischen Sozialstaatskon-
zeptes hinnehmen oder gar noch sozial-
ethisch stützen, dann setzen sie auch ihren
eigenen Beitrag zur Herausbildung des eu-
ropäischen Sozialmodells aufs Spiel. Sie
übernehmen dann eher die Rolle einer Po-
litikberaterin, die sich zwar punktuell ein-
mischt, um die herrschende Politik möglich
zu machen. Doch insgesamt verzichten sie
dabei darauf, selber eigene Perspektiven für
eine sozialstaatlichen Reformpolitik zu ent-
wickeln und in Politik umzusetzen. 

Der Druck erfolgt mit freundlicher Erlaubnis
von: Publik-Forum, Zeitung kritischer Christen,
Oberursel, Ausgabe 4/2007.



higste Standort im Rahmen der Globalisie-
rung werden soll. Die sozialen Sicherungs-
system werden deshalb umgebaut und den
Anforderungen der Globalisierung unter-
geordnet und angepasst. Der Sozialstaat ist
der Hebel für eine gerechte Globalisierung.
Die Stärkung des Sozialstaates ist gerade in
Zeiten der Globalisierung der Schlüssel für
eine gerechte Globalisierung, denn auch in
Zeiten der Globalisierung ist die Politik
keineswegs ohnmächtig. Denn nicht die
Globalisierung zwingt uns, sondern wir
müssen die global tätige Wirtschaft durch
eine Rechtsordnung zwingen, dem Leben
der Menschen zu dienen. Die Bändigung
des Kapitalismus und die Stärkung der sozialen
Rechte sind die beiden Seiten einer Me-
daille. Der Sozialstaat hat eine widerstän-
dige Funktion, dadurch, dass er den Markt
mit einem Rechtsrahmen reguliert, be-
grenzt und gestaltet. Deshalb muss es
heute heißen: Alles noch einmal, doch jetzt
global, damit die weltweite Ausdehnung
des Marktes und die rechtliche Regulie-
rung zur Deckung kommen.
Glaube und die Liebe zur Gerechtigkeit sind

Geschwister. Der Abbau sozialer Rechte
hierzulande ist Teil ein und desselben weit-
weiten Projekts, das anderswo dafür sorgt,
dass dort soziale und ökologische Rechte
erst gar nicht entstehen können. Deshalb
lautet die Testfrage für unsere Gesellschaft:
Wie ergeht es den arm Gemachten, den so-
zial Schutzlosen?

Aus: Thema: 10 Jahre Sozialwort,
www.publik-forum.de
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Von Friedhelm Hengsbach

Vor zehn Jahren wurde das Ge-
meinsame Wort der beiden Groß-
kirchen zur wirtschaftlichen und

sozialen Lage in Deutschland veröffent-
licht. Die politische Resonanz war unge-
wöhnlich groß. Manche sprachen von ei-
ner Sternstunde der Kirchen. Dem Wort
der Kirchenleitungen war nämlich eine
intensive Konsultation der Gemeinden
und kirchlichen Gruppen vorausgegan-
gen. Ohne sie hätte das Wort anders aus-
gesehen, gestand ein Bischof. Prozess und
Ergebnis waren ein ökumenisches Ereignis
und ein Aufbruch aus konfessioneller En-
ge. Das Dokument wurde von den Ge-
werkschaften und der damaligen Opposi-
tion positiv aufgegriffen und zitiert. Die
konservativ-liberale Koalition blieb reser-
viert. Die Kirchenmänner, die sich besorgt
zeigten, das Sozialwort werde tot gelobt,
gaben sich selbst Mühe, es totzuschwei-
gen.

Die Kirchen hatten auf die gesellschaftli-
chen Risse aufmerksam gemacht, die das
Leitbild einer bewusst sozial gesteuerten
Marktwirtschaft verdunkeln. Sie verlang-
ten einen entschlossenen Kampf gegen die
hohe und anhaltende Arbeitslosigkeit als
der gegenwärtig größten politischen Her-
ausforderung. Sie sprachen sich für Refor-
men der solidarischen Sicherungssysteme
aus, wiesen jedoch einen Systemwechsel
und eine „Marktwirtschaft pur“ zurück.

War dieses ökumenische Projekt ein Be-
triebsunfall? Es wurde jedenfalls so nicht
wiederholt und blieb einmalig. Warum
wohl? Der Text des Gemeinsamen Wortes
war ein anstrengender Kompromiss. Die

kirchliche Basis und die Kirchenleitungen
stimmten ursprünglich weder in den Dia-
gnosen noch in den politischen Lösungs-
wegen überein. Danach zerrieben sich die
Konfessionen damit, das Profil ihrer jewei-
ligen Identität zu pflegen. Waren die einen
evangelisch aus gutem Grund, wurden die
andern Papst. So schlugen sie auch in der
Soz i a l ve r -
kündigung
g e t r e n n t e
Wege ein.

Hatte das
Sozialwort
etwa keine
po l i t i s c h e
W i r k u n g ?
Doch. Es trat
in eine Zeit,
da eine
breite Stim-
mungslage
in der Bevöl-
kerung einen
Überdruss
an der Regierung Kohl signalisierte. Diese
Strömung hat es verstärkt und so indirekt
zur Ablösung der christlich-liberalen Re-
gierung beigetragen. Anschließend haben
Sozialpolitiker unter den Parlamentariern
das Gewicht des Sozialworts eingesetzt,
um eine Grundsicherung im Alter und ei-
nen regelmäßigen Armuts- und Reichtums-
bericht gesetzlich zu verankern.

Haben die Kirchenleitungen sich von den
Aussagen des Gemeinsamen Wortes ent-
fernt? Sie sind zum traditionellen Verfahren
zurückgekehrt, Wissenschaftlern und Poli-
tikern die Redaktion sozialer Botschaften
anzuvertrauen. Prominente Katholiken ha-

10 Jahre Sozialwort
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ben 2003 mit dem Segen der Bischöfe ein
Impulspapier: „Das Soziale neu denken“
verfasst. Es atmet den Geist bürgerlicher
Sozialstaatsschelte, die Abkehr von der
Verteilungsgerechtigkeit, eine Rhetorik der
Eigenverantwortung und die Erwartung
eines fördernden Sozialstaats, der die Über-
nahme von Arbeiten fordert, die weder
Sinn noch ein angemessenes Einkommen
ergeben. In diesem Jahr wurde eine Denk-
schrift der EKD mit dem Titel: „Gerechte
Teilhabe“ veröffentlicht und der Begriff ei-
ner „Befähigungsgerechtigkeit“ eingeführt.
Kardinal Lehmann hat vorgeschlagen, die
sozialen Beziehungen vorrangig unter dem
Blickwinkel der Tauschgerechtigkeit zu se-
hen.

Wem diente dieser Seitenwechsel? Viel-
leicht wollten die Kirchenleitungen den an-
geblichen Reformen der rot-grünen Koali-
tion den Rücken stärken. Oder sie suchten
den Schulterschluss mit den politischen
und wirtschaftlichen Eliten – selbst um den
Preis, einen vertikalen Riss zu provozie-
ren, wie er in Parteien und Gewerkschaften
zu beobachten ist.

Ist das Gemeinsame Wort noch aktuell?
Mehr als vor zehn Jahren. Denn das Ar-
mutsrisiko ist gestiegen und die Arbeits-
verhältnisse sind unsicherer geworden. Die
Fixierung auf die Erwerbsarbeit hat die Ar-
beitszeit verlängert, das Arbeitstempo er-
höht, Zeitnot und psychische Schäden ver-
mehrt. Die Irrationalität des Finanzkapi-
talismus, indem der Börsenwert steigt,
während der Wert der Arbeit fällt, wirkt be-
drohlich. Die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf wird einzig den Frauen aufgela-
den, nicht den Männern. Eine demokrati-
sche solidarische Sicherung, die gesell-
schaftliche Risiken auch für diejenigen
abfedert, die privat nicht vorsorgen kön-
nen, steht noch aus. Wie eine ökologisch-so-
ziale Marktwirtschaft mit alternativen Ver-

kehrs- und Energiesystemen aussieht, ist
nicht klar erkennbar. 

Hilde Domin hatte einmal die Vision ei-
nes neuen Pfingsten: „Wer es könnte – die
Welt hochwerfen, dass der Wind hindurch
fährt!“

Friedhelm Hengsbach, geboren 1937 in
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gie und Wirtschaftswissenschaften in Mün-
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che Gesellschaftsethik an der Philosophisch-
Theologischen Hochschule Sankt Georgen in
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Gesellschaftsethik. Ausgezeichnet mit dem
Gustav-Heinemann-Bürgerpreis 1998, mit
dem Regine-Hildebrandt-Preis 2004 und mit
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„Die Agenda 2010 und die Hartz-Ge-
setze der rot-grünen Koalition unter
Bundeskanzler Schröder waren eine,
wenn gleich halbherzig getroffene, Re-
aktion auf den Außendruck der wirt-
schaftlichen Führungskräfte, wissen-
schaftlichen Experten und bürgerlichen
Eliten. Die Regierung Schröder hat einen
beispiellosen Systembruch vollzogen, in-
dem sie das Niveau der Absicherung
von Lebensrisiken, das dem Lebensstan-
dard entsprach, der durch eigene Er-
werbsarbeit gewonnen wurde, absenkte
und so die Solidarität der Gesunden mit
den Kranken und der Wohlhabenden
mit den Armen tendenziell aufkündig-
te.“ (115)
Aus: Deformation der Solidarität? – Be-
treiber, Komplizen, Sanierer,  Neue We-
ge 4/2006 – CuS 2–2006, S. 111–121, 
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Von Paul Schobel

Zehn Jahre sind es nun her, da ha-
ben uns der Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) und

die Deutsche Bischofskonferenz eine Art
Kursbuch in die Hand gegeben: das ge-
meinsame Wort der Kirchen „Für eine
Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“
aus dem Jahr 1997. Um dieses Wort ist es
inzwischen arg still geworden. Man sollte
dieses Sozialwort noch einmal ausgraben,
auf den Prüfstand stellen und fortschrei-
ben. Es müsste allerdings mit einer er-
nüchternden Bilanz beginnen. Sie lautet:
Nichts hat sich in diesen zehn Jahren zum
Besseren gewandelt.

Im Mittelpunkt des alten Sozialwortes
stand der berühmte Satz, dass die anhal-
tende Arbeitslosigkeit nicht einfach hinge-
nommen werden kann, denn sie sei „kein
unabwendbares Schicksal“. Eine nüchterne
Betrachtung lässt klar erkennen: Die auslö-
senden Faktoren, denen wir die Arbeitslo-
sigkeit „verdanken“, haben sich in den letz-
ten zehn Jahren eher noch verstärkt:

Der strukturelle Wandel und der tech-
nologische Fortschritt halten mit rasantem
Tempo und unvermindert an.

Die Produktivität steigt jährlich um bis
zu drei Prozent und kostet Arbeitsplätze.
Wir produzieren Jahr für Jahr gleich viel
oder mehr, aber mit immer weniger Men-
schen.

Die Globalisierung verstärkt die interna-
tionale Arbeitsteilung. China ist inzwi-
schen ein wahrer Angstmacher, der den

Menschen in der Arbeitswelt kalte Schauer
über den Rücken jagt.

Gewiss: Eine hohe Produktivität sichert
den Standort Deutschland. Das gilt auch
für manche Produktionen, die ins Ausland
verlagert werden, dort Arbeitsplätze schaf-
fen und hier
welche si-
chern. Bekla-
g e n s w e r t
aber ist, dass
man seit
Jahrzehnten
der Massen-
arbeitslosig-
keit und ih-
ren fatalen
Folgen taten-
los zusieht.
Der Markt
wird’s schon
r i c h t e n .
Doch dieser Markt grenzt ohne Skrupel
viereinhalb Millionen Menschen von der
Arbeit aus. Und macht uns weis, wir könn-
ten ohne Weiteres auf die Kreativität und
den Fleiß so vieler Menschen verzichten.
Das ist absurd. Wir leben nicht „über un-
sere Verhältnisse“, sondern unter unseren
Möglichkeiten, weil wir diese menschliche
Ressource gar nicht ausschöpfen.

So werden – dem Marktdogma gehor-
chend – notwendige Arbeitsfelder einfach
nicht erschlossen: Das gilt vor allem für so-
ziale Dienstleistungen. Sie werden gnaden-
los heruntergefahren oder rücksichtslos
privatisiert, am besten aber aufs „Ehren-
amt“ abgewälzt. Die Pflege an alten und

Zehn Jahre Sozialwort der Kirchen – und immer weniger Arbeit bei
mehr Armut. Prophetischer Einspruch eines Betriebsseelsorgers
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kranken Menschen läuft im Minutentakt.
Keine Module, um mit Alten und Kranken
ein Wörtchen zu reden, ihnen Mut zuzu-
sprechen, die Hand zu halten, zu trösten
und einfach da zu sein. „Satt, sauber, still“ –
mehr ist nicht mehr drin in einem vor
Reichtum strotzenden Land. Millionenfach
liegt Arbeit verborgen. Dieser Schatz wird
aber nicht gehoben. Lieber finanziert man
Arbeitslosigkeit statt Arbeit.

Bald fließen wieder die Tränen, wenn der
nächste Pisa-Bericht erscheint. Man denkt
aber nicht daran, die Bildungsausgaben in
Deutschland zu erhöhen. Sie rangieren im
europäischen Vergleich am unteren Ende
der Skala. Dabei haben wir keinen anderen
Reichtum als das „Gold in den Köpfen“,
nämlich in Form hoch innovativer, kreati-
ver, motivierter Arbeit. Aber dieses Gold
will über Bildung entdeckt, gefördert und
geläutert sein. Wieder bleiben Zehntau-
sende Jugendlicher ohne Ausbildung. Für
sie ist der Weg in die Arbeitslosigkeit schon
vorgezeichnet.

Nicht einmal der bescheidenste Ansatz,
ein knappes Gut zu teilen und Arbeitslosig-
keit durch Arbeitsumverteilung zu dämp-
fen, wurde realisiert. Ganz im Gegenteil:
Arbeitszeitverkürzung wird tabuisiert, Ar-
beitszeitverlängerung ist die Regel – na-
türlich ohne Lohnausgleich. Während die
einen ohne Arbeit darben, schuften sich
die anderen zu Tode.

Ein neues Sozialwort müsste die Ursa-
chen der Arbeitslosigkeit mutiger und
deutlicher als das alte beim Namen nen-
nen. Erscheinen müsste ein völlig neues
Kapitel mit der Überschrift: Arbeit ist keine
Ware. Denn Arbeit wird am Markt als Ware
gehandelt. Die Erwerbsarbeit unterliegt ei-
nem dramatischen Wertezerfall und wird
schamlos ihrer Rechte und damit auch ih-
rer Würde beraubt. Eine Million Vollzeitbe-
schäftigte erzielen heute nicht einmal mehr

das Existenzminimum und müssen sich
durch das Arbeitslosengeld II auffüttern
lassen. Armut trotz Arbeit – das ist ein Skan-
dal, eine Beleidigung der Menschen!

Als einziges Land in Europa verzeich-
nen wir als Exportweltmeister und bei ex-
plodierenden Gewinnen eine negative Ein-
kommensentwicklung der abhängig
Beschäftigten. Das alles aber reicht nicht
aus, um endlich – dem Beispiel fast aller
anderen europäischen Staaten folgend –
über ein Mindestlohngesetz Arbeitsarmut
zu verhindern. Die Kirchen hätten auf dem
Hintergrund ihrer Sozialethik allen Grund,
einen solchen Mindestlohn zu fordern. Sie
müssten ihn allerdings erst einmal auch im
eigenen Laden realisieren.

Die Mitbestimmung ist nicht mehr niet-
und nagelfest, permanent wird der Kündi-
gungsschutz madig gemacht. Selbst die Ta-
rifhoheit wird mehr und mehr zugunsten
betrieblicher Bündnisse in Frage gestellt.

Unter dem Dach „Prekäre Arbeit“ tum-
meln sich eine ganze Menge neuartiger Ar-
beitsformen und -verhältnisse, denen ei-
nes gemeinsam ist: Sie sind mit weniger
Rechten ausgestattet und daher „Arbeit
zweiter Klasse“. Befristete Arbeitsverhält-
nisse schaffen ein neues Industrie-Noma-
dentum. Viele junge Menschen ziehen
heute, wie weiland Abraham mit seinen
Herden, den Weidegründen nach. Befri-
stete Arbeit ist massiv daran schuld, dass
junge Leute keine Familien gründen und
keine Kinder bekommen können, weil sie
hochflexibel und am besten ungebunden
einer Arbeit hinterherrennen müssen.
Heute ein Häppchen in München, morgen
in Düsseldorf und übermorgen arbeitslos.
So lässt sich keine Lebensplanung realisie-
ren.

Geringfügige Beschäftigung, zumeist
von den Frauen erbracht, schafft kein An-
recht auf eine ausreichende soziale Siche-



rung. Nicht zu vergessen die Leih- und
Zeitarbeit, die – ausgeliefert an erbärmliche
Tarife – in den Betrieben eine neue Klassen-
gesellschaft produziert. Gespaltene Beleg-
schaften sind die Folge, aber das liegt ganz
in der Absicht der Erfinder: „Teile und
herrsche!“

Den einen wird mit fast krimineller Ener-
gie die Arbeit aus der Hand geschlagen,
die anderen finden sich im Sklavenhaus
Ägyptens wieder und schuften sich fast zu
Tode. Arbeit ohne Maß, Arbeit rund um
die Uhr – nun auch noch im Einzelhandel.
Arbeit für viele auch rund um den Globus.
Die Arbeit selbst ist zur Handelsware ge-
worden.

Diesen Werte-Zerfall müsste ein neues
Sozialwort beim Namen nennen und darauf
verweisen, dass Arbeit immer auch eine
„Quelle von Rechten“ ist. Es sei Aufgabe der
Kirche, so betonte der verstorbene Papst
Johannes Paul II., „immer wieder die
Würde und die Rechte der arbeitenden
Menschen ins Licht zu stellen und Verhält-
nisse anzuprangern, in denen diese Würde
und diese Rechte verletzt werden“.

Der eigentliche Skandal liegt darin, dass
persönliche Risiken wie Krankheit, Pflege,
Alter, aber auch gesellschaftliche Risiken
wie die Arbeitslosigkeit, die jeden treffen
können, zunehmend aus der sozialstaatli-
chen Solidarität outgesourct werden und
privater Vorsorge überlassen bleiben. Wer
das nicht kann, wird bald im Netz einer mi-
nimalen Grundversorgung zappeln. Der
Pfeiler der Solidarität wird nach und nach
demoliert, bis er von alleine zusammen-
kracht. Mehr als je zuvor schonen wir die
Einkommen und vor allem die Vermögen
der Reichen und die Gewinne der Kon-
zerne. Sie stehlen sich aus ihrer sozialen
Verantwortung davon.

Es wäre schön, die Kirchen würden end-
lich ihre Sprache wiederfinden und jenen

roten Faden der Kapitalismuskritik, wie er
sich in der katholischen Soziallehre findet,
aufgreifen und weiterspinnen. Dann wür-
den sie mutiger und eindeutiger die Irr-
lehre vom allein selig machenden Markt
anprangern und jenes unselige, neoliberale
Dogma, dass nur ein schwacher Staat ein
guter Staat sei. Sie würden eindeutig den
Primat der Politik einfordern gegenüber
dem Markt. Sie würden Steuergerechtig-
keit und Solidarität als politische Sofort-
maßnahmen definieren. Wenn die Starken
eintreten für die Schwachen, wäre es ein
Leichtes, die solidarischen Sicherungssy-
steme wieder stabil zu verankern.

Die Kirchen müssten in einem neuen So-
zialwort unverblümt vorgehen gegen Kor-
ruption und Selbstbereicherung. Die Kir-
chen müssten klipp und klar bekennen:
Kapitalismus ist Sünde! Es geht nicht an,
dass die Wirtschaft nur noch ein Ziel ver-
folgt: die Bedienung der Aktionäre. Die
Wirtschaft ist kein Bereicherungsinstitut
für wenige. Wir sind immer noch eine
Werte- und keine Wertpapier-Gesellschaft!

Nötig ist eine Doppelstrategie: Es geht
um Anwaltschaft und Prophetie. Anwalt-
schaft für die Überforderten, für all jene,
die „auf allen Vieren“ daherkommen, aus-
gelutscht und ausgepowert. Menschen, de-
ren ganzer Lebenssinn zusammen-
schrumpft auf das bisschen Sinn abhängi-
ger Erwerbsarbeit. Wer immer sie sind, die
heute wohl die „Lieblinge“ Jesu wären,
was immer sie bedrückt: Sie sollten durch
Christen etwas erfahren von der „Güte und
Menschenfreundlichkeit Gottes“: eine of-
fene Tür, ein offenes Ohr, ein offenes Herz
und manchmal auch eine offene Hand.

Dabei dürfen Christen keine Berührungs-
ängste entwickeln. Wer sich einlässt, dem
wird zu Herzen gehen, was den Arbeitslo-
sen und den Armen angetan wird; den wird
es unweigerlich hineinziehen in die Kon-
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flikte zwischen Kapital und Arbeit, Markt
und Gerechtigkeit. Erst die Betroffenheit
macht uns zur Einmischung fähig, zur Pro-
phetie, wie die Bibel sagt. Propheten sind
geradezu besessen von einer Vision. Christ-
lich gesprochen ist es die Vision vom Bund
Gottes mit den Menschen. Die Vision vom
„guten Leben“ und von „guter Arbeit“ für
alle. Auf diesem Hintergrund werden Pro-
pheten zu Provokateuren.

Paul Schobel geboren 1939, leitet die Be-
triebsseelsorge im Bistum Rottenburg-Stutt-
gart. 1939 in Rottweil geboren, Studium der
Theolo gie und Philosophie in Tübingen und
Innsbruck. 1963 Priesterweihe, Vikarsjahre in
Böblingen und Wasseralfingen. Von 1966 bis
1972 Diözesankaplan der Christlichen Arbeiter-
jugend (CAJ). 1973 bis 1993 Industriepfarrer
im Raum Böblingen/Sindelfingen. Seit 1993
Leiter des Fachbereichs „Betriebsseelsorge“ in
der Diözese Rottenburg-Stuttgart. 

Gerechtigkeit nach den Denkschriften
der Ev. und Kath. Kirche 

Von Reinhard Gaede

I Hg. Kirchlicher Herausgeberkreis:
Gerechtigkeit I. Armes reiches Deutsch-
land. (Verlag Publik-Forum und Frank-
furter Rundschau) 2007, 5. Aufl.

Im Oktober 2005 erschien das Jahrbuch. 26
kirchliche Gliederungen bildeten den Her-
ausgeberkreis. Gegen falsche Behauptun-
gen wird zuerst richtig gestellt: Deutsch-
land ist reich. „Mit einem Brutto-National-
Einkommen von gut 2, 1 Billionen Euro
nahm Deutschland 2003 nach den USA und
Japan den dritten Platz auf der Liste der
reichsten Länder ein. Fünf Jahrzehnte Wirt-
schaftswachstum folgten auf einander, un-
terbrochen nur durch kurze Rezessionen.
(19) Mit Beginn der 90er Jahre nahm die
Vermögenskonzentration zu. Nach Angaben
des Statistischen Bundesamts wuchs der
Vermögensanteil des oberen Zehntels der
westdeutschen Haushalte von 41 Prozent

auf fast 45 Prozent. Demgegenüber kamen
die unteren fünf Zehntel der Haushalte
2003 zusammen gerade auf 4,4 Prozent des
Gesamtvermögens (nach 5, 4 Prozent im
Jahr 1993). Am untersten Ende der Vermö-
gensverteilung verschärfte sich die Ver-
schuldung: 2003 war das ärmste Zehntel
der Haushalte in den alten Bundesländern
in der Höhe von 0, 5 Prozent des Vermö-
gens verschuldet (1993 waren es 0, 2 Pro-
zent).“ Schon 1995 schätzte man, dass „ein
Drittel des gesamten veranlagten deut-
schen Privatvermögens im Besitz von we-
niger als 0, 1 Prozent der Haushalte war“.
(22).

Seit diesen Analysen konzentrierte sich
die öffentliche Diskussion auf das Thema
Armut und die Forderung nach gerechterer
Verteilung des Vermögens und Auswegen
aus dem Ghetto für Arme. Die Meldung
vom Nikolaustag, 6. Dezember 2006 lau-
tete: „Jeder Achte von Armut bedroht.“ 10, 6
Millionen Deutsche, darunter 1, 7 Millio-
nen Kinder sind von Armut bedroht – im-



Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin

36 CuS 2–3/07

merhin dreizehn Prozent der Gesamtbe-
völkerung. Dabei gilt als armuts-gefährdet
in der Europäischen Union, wer weniger
als 60 Prozent des mittleren Einkommens
verfügt. Den Grenzwert zur Armutsbedro-
hung setzten die Statistiker für einen Single
bei Einkünften von 856 Euro monatlich, bei
einer Familie mit zwei Kindern bei 1.798
Euro monatlich an. Der Vizepräsident des
Statistischen Bundesamtes Walter Rader-
macher, der die Zahlen präsentierte, be-
tonte, es ist kein absoluter Maßstab, den
man mit Entwicklungsländern vergleichen
kann. Absolut arm aber sind jene vier Pro-
zent der Bevölkerung, die über weniger als
40 Prozent des mittleren Einkommens ver-
fügen. 30 Prozent der Alleinerziehenden
leben unterhalb der Risiko-Schwelle. Zwei
Drittel der kinderreichen Familien kom-
men nicht an das mittlere Einkommen
heran. Mehr als die Hälfte der 16 – 24 Jäh-
rigen ist armutsgefährdet. Dabei gibt es ein
Ost-West-Gefälle. 17 Prozent der Ostdeut-
schen, aber nur 12 Prozent der Westdeut-
schen leben an der Armutsgrenze. (Neue
Westfälische, 6.12, 2006, Nr. 283 ) Fast jeder
vierte fiele unter die kritische Schwelle,
gebe es nicht Sozialleistungen. „Leben in
Europa“ heißt das Projekt, bei dem die EU-
Staaten (plus Norwegen und Island inter-
national vergleichbare Daten über die Er-
folge der Armutsbekämpfung erstellen
wollen. Hierzulande wurden 25.000 Per-
sonen nach ihren persönlichen Verhältnis-
sen befragt und zwar im Jahr 2004. Die Fol-
gen der Arbeitsmarktreform (Hartz IV)
sind noch nicht erfasst. Doppelt hoch liegt
das Armutsrisiko bei denen, deren Eltern
keinen Schulabschluss vorweisen konnten.
Auf die Frage: „Hat es in Ihrem Elternhaus
finanzielle Probleme gegeben?“, antworte-
ten 45 Prozent der Befragten, die zwischen
24 und 65 Jahre alt waren: „Ja.“

Die Ausrede, der Staat werde durch die
teure Sozialhilfe arm, lässt das Jahrbuch
nicht gelten. Öffentliche Armut ist die Folge
davon, dass Steuereinnahmen rückläufig
sind. „Seit 2001 sank das kassenmäßige
Steueraufkommen real und fiel auf das Ni-
veau von 1994 zurück. Die Lohnsteuer er-
brachte 2004 inflations-bereinigt fast 30
Millarden Euro weniger als 1995, ein Rück-
gang von 20 Prozent. Die Einnahmen aus
der veranlagten Einkommenssteuer lagen
2004 real um rund 19 Millarden Euro unter
dem Aufkommen von 1991. Auch die Steu-
erzahlung aller Kapital-Gesellschaften
(Körperschafts- und Gewerbesteuer) bra-
chen – trotz guter Ertragslage der Unter-
nehmen – kräftig ein. Insgesamt sank die
effektive Steuerquote auf unter 21 Prozent
des Bruttoinlandprodukts. Die steuerliche
Entlastung führte nicht zur erhofften kon-
junkturellen Belebung…Damit verschärfte
sich die Verarmung öffentlicher Haushalte.
Die öffentlichen Investitionen gingen in
den alten Bundesländern von 19996 bis
2003 inflations-bereinigt um knapp ein
Viertel und in den neuen Ländern fast um
die Hälfte zurück. Im Jahre 2004 lagen sie
nur noch bei 1,4 Prozent des Brutto-Inland-
produkts.“ (25) Da Handwerk und Mittel-
stand zu beträchtlichem Teil auf kommu-
nale Aufträge angewiesen sind, verschärfte
sich die Arbeitslosigkeit. „Heute müssen
die Investitionen von Städten und Gemein-
den in den alten Bundesländern um das
Doppelte und in Ostdeutschland um das
Vierfache des gegenwärtigen Niveaus auf-
weisen, um den vom Deutschen Institut
für Urbanistik bezifferten kommunalen In-
vestitionsbedarf zu befriedigen.“ (26) 

Das Jahrbuch fordert „den Umbau des
Sozialstaats „ gerade in „Zeiten öffentli-
cher Armut“. Ethische Kriterien sollen wirk-
sam werden bei der Verabredung, wie das
Leitbild der sozialen Gerechtigkeit den
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Umbau des Sozialstaats prägen soll. (26)
Handlungsfähig für die sozialpolitische
Gestaltung soll der Staat dadurch werden,
dass die Bezieher hoher Einkommen entspre-
chend belastet werden. (36) Bisher wurde
diese Gruppe entlastet. Auf Grund der
Steuerreform 2005 zahlte ein Einkommens-
Millionär, verheiratet, ohne Kinder, etwas
über 100 000 € weniger als 1998. Dagegen
der Bezieher eines Jahreseinkommens von
30 000 €, verheiratet, ohne Kinder 1 563 €
weniger. ( 36) Der Faktor Arbeit war in den
letzten Jahren stärker belastet, der Faktor
Kapital stärker entlastet. „Von 1980 – 2003
stiegen Lohnsteuer und Sozialabgaben von
rund 33 Prozent der Bruttolohnkosten auf
39 Prozent. Die steuerliche Belastung der
Unternehmens- und Vermögens-Einkom-
men (durch Körperschaft- und Gewerbe-
steuer, anteilige Einkommensteuer, Kapi-
tal- und Zinsabschlagsteuer, Vermögen –
und Erbschaftsteuer, Grund- und Erwerb-
steuer) aber fielen in diesem Zeitraum von
ursprünglich ebenfalls 33 Prozent auf 16
Prozent.“ (37) Dazu kommen die Steuer-
schlupflöcher. Gewinne ausländischer Kon-
zerntöchter sind in Deutschland frei ge-
stellt. Das ermutigt zu Transfer- Manipula-
tionen und entzieht dem Staat erhebliche
Beträge. Das Jahrbuch fordert auch eine
Kontrolle der Privatisierungen, die sich auf
früheres Gemein-Eigentum, öffentliche
Versorgungs-Einrichtungen sowie soziale
und kulturelle Dienste der öffentlichen
Hand beziehen. Der Trend der „Ökonomi-
sierung des Politischen“ muss ersetzt wer-
den zugunsten des „Wirtschaftens für das
Leben“. (45) Franz Segbers macht auf die
Gerechtigkeits-Lücke der Marktwirtschaft
aufmerksam: Die Marktwirtschaft begün-
stigt den Faktor Kapital: Nur solche Pro-
blemlösungen werden gewählt, die
„Dauer-Rentabilität des investierten Kapi-
tals“ befördern“. Die Ansprüche der Be-

schäftigten dagegen werden zurückge-
drängt. Vor dem Forum der Gerechtigkeit
ist jedoch zu urteilen: „Die durch den ge-
meinsamen Einsatz von Kapital und Ar-
beit erwirtschaftete Wertschöpfung ist kei-
neswegs das ausschließlich private Gut der
Aktionäre, sondern Eigentum aller, die an
der Wertschöpfung im Unternehmen be-
teiligt waren. Wenn Mitarbeitern der ihnen
zustehende Anteil an der Wertschöpfung
entrissen und auf die Aktionäre und das
Top-Management verteilt wird, ist das eine
Art von Raub.“ (74/75) Es erfüllt sich die
ursprüngliche Bedeutung des lateinischen
Wortes „privare“, d.h. berauben. Demge-
genüber folgt aus dem Leitbild der Gerech-
tigkeit eine Ordnungspolitik der „Lebens-
dienlichkeit“. 

II „Gerechte Teilhabe. Befähigung zur
Eigenverantwortung und Solidarität“.
Eine Denkschrift der EKD zur Armut in
Deutschland 

Siegfried Böhringer hat die Denkschrift
in CuS 1/ 2007 bereits kommentiert und
seiner Würdigung eine umfangreiche Kri-
tik hinzugefügt. Hier sollen hauptsächlich
Anregungen der Denkschrift für die politi-
sche Diskussion vorgestellt werden. 

Im Juni 2006 erschien die Denkschrift.
Bischof Dr. Wolfgang Huber, Ratsvorsit-
zender, betont im Vorwort: „Seit ihren An-
fängen steht die Kirche an der Seite der Ar-
men.“ Die Denkschrift möchte „struk-
turelle Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli-
tik, die dem Ausschluss vieler Menschen
aus den Möglichkeiten gesellschaftlicher
Beteiligung entgegenwirken“, ebenso für
„wichtig“ erklären wie „Reformen in den
staatlichen Unterstützungs-Leistungen“.
Dadurch soll der “Sozialstaat seiner Auf-
gabe nachhaltig und dauerhaft nachkom-
men“(7).Verteilungs-Gerechtigkeit und Chan-



cen-Gleichheit sind auf einander zu beziehen.
Eine Teilhabe-Gerechtigkeit muss sich im
Bildungssystem und auf dem Arbeitsmarkt
auswirken. Die Zusammenfassung am An-
fang fordert eine Verzahnung von Sozial-
Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik und
nimmt Christinnen, Christen, Kirche und
Diakonie „in besonderer Weise“ in
„Pflicht“: „Die Hinnahme von unfreiwilli-
ger Armut in der Gesellschaft stellt ein ge-
sellschaftliches wie individuelles Versagen
vor Gottes Anspruch und seinen Geboten
dar. Unsere Gesellschaft verfügt über ein in
der Geschichte der Menschheit noch nie
da gewesenes Ausmaß an Ressourcen: des-
wegen gibt es keine Entschuldigung, unzu-
reichende Teilhabe und Armut nicht ent-
schieden überwinden zu wollen. Eine
Kirche, die auf das Einfordern von Gerech-
tigkeit verzichtet, deren Mitglieder keine
Barmherzigkeit üben und die sich nicht
mehr den Armen öffnet oder ihnen gar Teil-
habemöglichkeiten verwehrt, ist – bei allem
möglichenäußeren Erfolg und der Aner-
kennung in der Gesellschaft – nicht die Kir-
che Jesu Christi.“ (15) Dies ist eine Solidari-
tätserklärung für die Armen, die in der
Geschichte der Kirche oft zu vermissen
war. In der Klarheit und Eindeutigkeit der
Parteinahme für die Armen liegt der Wert
dieser Denkschrift.

Das Kapitel „Armut in einem reichen
Land als Herausforderung“ formuliert
Leitsätze der Sozialethik: „Gerechte Teilhabe
aller an der Gesellschaft“ bedeutet: jede
Person muss für sich selbst und die eigene
Familie sorgen können. (17) Die Denk-
schrift bekennt sich zu den Aufgaben des
Sozialstaates: „Die Gesellschaft hat die Pflicht
zur institutionalisierten, solidarischen Siche-
rung einer würdigen Lebenssituation aller
Menschen.“ Jeder Mensch ist als Indivi-
duum geschaffen und hat das Recht auf
individuelle Lebensweise. (18) Die „Sozial-

Pflichtigkeit des Eigentums“, die im Grund-
gesetz festgeschrieben ist, wird auch von
der Sozialethik hervorgehoben. Arbeit ist
„Teilhabe am Ganzen und an der Gestaltung
der Wirklichkeit“.Deshalb bedeutet Arbeits-
losigkeit „Ausgrenzung“. Die Denkschrift
geht den Ursachen von Arbeitslosigkeit
summarisch nach (19) Zur Würde des
Menschen gehört auch die Anerkennung.
Die Kirche als Leib Christi (1. Kor. 12) kann
der Gesellschaft ein Beispiel geben. (20)
Kurz wird die Perspektive weltweit mit
der Erwähnung der Aktion „Brot für die
Welt“. Die Entfaltung des Themaswird dann
so beschrieben: Zuerst geht es um die ge-
genwärtige Situation in Deutschland, dann
um ethische Kriterien für verantwortetes
Urteilen der Kirche schließlich um Überle-
gungen zu Wegen aus der Armut im Blick
auf Bildung, Familie und Wirtschaft. Auch
die Diakonie und die Ortsgemeinden wer-
den als Handlungsfelder benannt. Die
Denkschrift enthält viele Details einer Fach-
diskussion. Konkret werden Bedürfnisse
und Fürsorgeleistungen untersucht. Bei de-
ren Festsetzung werden Probleme benannt,
wird vorsichtig Kritik geübt. Armutsrisiko-
Grenzen werden ermittelt: z.B. 938 € für
einen Einpersonen-Haushalt, 2.251 € für
ein Paar mit drei Kindern. (31) „Struktur
und Problemlagen der verschiedenen
Gruppen von Hilfebeziehern“ werden un-
tersucht (35–37) Der Arbeitsmarkt unter
den Bedingungen der Globalisierung“
kommt in den Blick. (37–42) In einem fol-
genden sozialethischen Kapitel wird der
Maßstab für Gerechtigkeit gefunden: „Be-
teiligungsgerechtigkeit … verbindet Ver-
teilungs- und Befähigungs-Gerechtigkeit
miteinander. Zitiert wird das Sozialwort
beider Kirchen vor 10 Jahren „Subsidiarität
und Solidarität, Subsidiarität und Sozial-
staat gehören … zusammen. Subsidiarität
heißt: zur Eigenverantwortung befähigen.
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Subsidiarität heißt nicht: den Einzelnen mit
seiner sozialen Sicherung allein lassen.“
(44) An die Sozialkritik der Propheten wird
erinnert. Der Mensch als Ebenbild Gottes
hat den Auftrag, die Schöpfung „zu be-
bauen und zu bewahren“ (Gen. 2, 25) „In-
dem der Mensch an der Gestaltung der
Welt mitwirkt, verwirklicht er seine von
Gott gegebene Bestimmung und findet
Sinn in seiner Arbeit, die freilich auch
Mühe ist.“ (47) Neben der Erwerbsarbeit
kommt auch die Arbeit für die Familie so-
wie ehrenamtliche Arbeit, Selbst- und
Nachbarschaftshilfe in den Blick, aber auch
die Sabbat-Tradition, der Feiertag, der ge-
schützt werden muss. Im Kapitel Wege aus
der Armut werden Perspektiven des Sozi-
alstaats, Wirtschaft, Bildung und Familie
berührt. Im Hintergrund stehen die Pro-
bleme der Vereinigung, der Massen-Ar-
beitslosigkeit und der Globalisierung. In
dem wichtigen Abschnitt Perspektiven des
Sozialstaates geht es zuerst um seine Gren-
zen: die wirtschaftlichen Grundlagen. Nur
indirekt wird die Hartz IV-Problematik an-
gesprochen: Verlässlichkeit und Beständig-
keit sind nötig, statt Leistungen erst zu ver-
bessern und dann wieder zurückzuneh-
men. Unter dem Leitbild Befähigungs-Ge-
rechtigkeit kommt das Bildungssystem in
den Blick. So genannte „Risiko-Schüler/
innen brauchen eine bessere Förderung.
Gering qualifizierte Tätigkeiten werden oft
in Niedrig-Lohnländer verlegt oder von
Zuwandernden nachgefragt. Wichtig sind
Angebote für Kinderbetreuung, damit Be-
ruf und Familie vereinbar bleiben. Ein Plä-
doyer für niedrige Belastung der Arbeits-
verhältnisse und mehr steuerliche Abgaben
stattdessen verspricht mehr Beschäftigung
und mehr Spielraum in der Sozialpolitik.
(54/55) Gering Verdienende sollten eine
niedrige Belastung haben und auf dem Ab-
sicherungsniveau begünstigt werden. (55)

Vor einem weiteren Abbau von Soziallei-
stungen wird gewarnt. Die Umstellung
von sozialen Sicherungssystemen auf Steu-
erfinanzierung wird befürwortet. (56) Auch
der Staat, dessen Steuerquote gesunken ist
muss aus der Defensive heraus kommen
(57) 

Im Bereich Wirtschaft wird ein circulus
vitiosus darin gesehen: Gering Qualifizierte
Arbeiter/innen erhielten überproportional
erhöhte Löhne – Höhere Produktivität war
erforderlich – Gesteigerte Rationalisierung
folgte zum Ausgleich. Das führte zu Entlas-
sungen. 

An dieser Stelle spätestens ist Kritik ange-
bracht: Neoliberales Denken deckt wie ein
Entschuldigungs-Mechanismus Wider-
sprüche zu. Großen Unternehmergewin-
nen stehen Verluste bei den Real-Löhnen
gegenüber, und Massen-Entlassungen pas-
sen nicht zu üppiger Erhöhung der Vor-
standsgehälter, von Korruption (Schmier-
geld-Affären) in den Konzernspitzen ganz
abgesehen. Überhaupt finden sich in der
Denkschrift keine genauen Erklärungen für
die Ursachen von Armut. Die Frage, wel-
che Politik für die Ursachen von Armut
verantwortlich ist, wird völlig ausgeblen-
det. Es fehlt auch eine Würdigung der
christlichen Gruppen, die unter dem
Thema „Den Armen Gerechtigkeit“ aktiv
geworden sind. Nicht einmal die Aktion
„Brot für die Welt“ des Diakonischen
Werks der EKD ist ausreichend gewürdigt
und in seinen Intentionen wirksam unter-
stützt worden Ein Bericht über das An-
wachsen privaten Reichtums bei Armut
der Öffentlichen Hand und Verelendung
der Massen von Menschen ist nicht beige-
fügt. Hier liegen die Grenzen einer paritä-
tisch besetzten Kammer für soziale Ord-
nung.

Engagement zeigen die Vertreter neolibe-
raler Wirtschaftspolitik allerdings bei den
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Themen Familie und Bildung. Hier liegt die
integrative Leistung der Denkschrift, partei-
übergreifend Anregungen für Reformen zu
geben.

Ein Lob erhalten familien-freundliche
Maßnahmen (Betriebskindergärten, flexi-
ble Arbeitszeiten usw.). Ebenso auch Be-
triebe, die ältere Menschen beschäftigen.

Die Denkschrift widmet sich ausführlich
nötigen Reformen im Bildungssystem und
tadelt den Mangel an Integration von Ar-
beiter- und Migranten-Kindern. Deutsch-
land liegt hier am Schluss der Industrielän-
der (64), ja die Denkschrift diagnostiziert
ein Versagen des Bildungssystems. Reformen
für Kindergärten und Schulen sind drin-
gend nötig, um benachteiligte Kinder zu
fördern. Eine Kooperation von Schulen,
Kommunen und Unternehmen wird vor-
geschlagen (68) Angebote der Ev. Kinder-
und Jugendarbeit dazu. Im Bereich Fami-
lien wird beklagt, dass manche Kinder
schon in der dritten Generation als Sozial-
hilfe-Empfänger heranwachsen. Empfoh-
len werden frühpädagogische Einrichtun-
gen nach einem englischen Modell. Im
Abschnitt Diakoniewerden zuerst diakoni-
sche Einrichtungen in ihren Möglichkeiten
vorgestellt. Sie haben persönliche Kontakte,
Sachkompetenz, sind an ethischen Idealen
orientiert, nämlich in der Nachfolge Jesu
Christi stehend, der sich mit den Gering-
sten unter seinen Schwestern und Brüdern
identifiziert. Verwiesen wird auf die Diako-
nie-Denkschrift 1988. Professionell und eh-
renamtlich wird hier der Kampf gegen die
Armut aufgenommen. Gefordert wird die
Kooperation mit den Kirchengemeinden und
den Akteuren der Zivilgesellschaft in öf-
fentlicher Verantwortung. Refinanzierung
von Arbeits-Bereichen durch den Staat hat
neue Möglichkeiten aber auch Abhängig-
keiten gebracht. Beklagt wird, dass im Be-
reich der Schuldnerberatung der Auftrag

verengt ist. (74) Ein Ermahnung geht an
die Kirchengemeinden: „Ärmere Men-
schen sind in vielen christlichen Gemein-
den wenig oder gar nicht zu finden.“
„Emotionale, kulturelle und soziale Distan-
zen“ sind der Grund. Zwar gibt es Aus-
nahmen, aber das „Mittelschichtmilieu
herrscht vor.“ Die Gemeinden sind aufge-
rufen, sich auf die Lebenswelt der Armen
einzustellen, ihre Stärken wahrzunehmen
und sinnvolle Angebote für sie einzurich-
ten. Die Chance der Kirche ist, Teilhabe
ohne Vorbedingungen wie Geld oder Ar-
beit zu gewähren. Die Denkschrift schließt
mit dem Appell: Es ist „eine Christen-
pflicht, alles zu tun, damit jeder und jede
mit ihren Gaben und Fähigkeiten in der
Gesellschaft Anerkennung findet und zur
eigenen Versorgung sowie zum Wohl aller
das ihm und ihr Mögliche beitragen kann.“
(79)

III Die Synode der EKD in Würzburg,
5.–9. November 2006, hat eine Kund-
gebung beschlossen unter dem Thema
„Gerechtigkeit erhöht ein Volk – Armut
und Reichtum“

„Armut muss bekämpft werden – Reichtum
verpflichtet“ lautet die Überschrift. Die theo-
logische Einleitung geht von der Gottes-
Ebenbildlichkeit des Menschen und der
Gleichheit aller aus. Die Folgerung ist:
„Menschen vom gemeinsamen Leben aus-
zuschließen und Teilhabe zu verweigern,
ist Sünde vor Gott.“ „Deutschland ist ein
reiches Land“ steht über dem zweiten Ab-
schnitt. „Viele Unternehmen erzielten in
den letzten Jahren enorme Gewinnsteige-
rungen…Weltweit gehört Deutschland ins-
gesamt zu den Gewinnern der Globalisie-
rung.“ Das ist eine Verpflichtung, Armut zu
bekämpfen. „Deutschland ist ein armes
Land“, steht über dem dritten Abschnitt.
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„Die Kluft zwischen Reichen und Armen
wird größer.“ (17) Prozent der Bevölkerung
sieht die Synode als arm an. „Ungleichheit
wächst“, sagt der vierte Abschnitt „Inzwi-
schen verfügt das reichste Zehntel der Be-
völkerung nahezu über die Hälfte des ge-
samten Privatvermögens. Dagegen besitzt
das unterste Zehntel nicht viel mehr als ein
Zwanzigstel. Mittlerweile gibt es Löhne
unter dem Existenzminimum, während
Gehälter von Spitzenverdienern explodie-
ren.“ Nach dem Zitat von Matth. 25, 40
(Christus identifiziert sich mit den Gering-
sten) folgen fünf Forderungen mit jeweils
fünf Konkretionen: 1. Den Ausgleich ge-
stalten! Konkret: Nötig ist „ein Steuersy-
stem, das alle Einkunftsarten erfasst, nach
Leistungsfähigkeit besteuert und transpa-
rent ist.“ Die Gemeinden sollen sich durch
Projekte der Armutsbekämpfung profilie-
ren. 2. Weltweit faire Chancen eröffnen.“
Ein „faires Regelsystem für die Weltwirt-
schaft ist nötig.“ Menschenrechte und öko-
logische Standards sind zu verwirklichen.“
Konkret: Regierung und Parlament sollen
helfen, die Gemeinden auch, z.B. im fairen
Handel und durch ethisch verantwortliche
Geldanlage. 3. „Alle Menschen werden ge-
braucht!“ Ein „öffentlich geförderter Ar-
beitsmarkt“ ist deshalb notwendig. Kon-
kret: Das „Passiv-Aktiv-Transfer- Modell
des Diakonischen Werks wird empfohlen.
Es spricht sich für die Bildung eines zwei-
ten Arbeitsmarktes aus. Die Armen müssen
eine Heimat in der Kirche haben, beteiligt
werden. 4. „Öffentliche Güter für alle be-
reitstellen!“ Der Reichtum in der Gesell-
schaft muss „zur Sicherung des allgemei-
nen Wohlstands herangezogen werden“,
damit ein handlungsfähiger Staat „fairen
Zugang zu öffentlichen Gütern“ gewährlei-
stet. Konkret: Ärmere Kinder sollen eine
„bundesweite Freizeitkarte“, die öffentlich
finanziert ist, bekommen. Es sollen sich

„Gemeindepartnerschaften“ bilden, damit
wohlhabende Gemeinden Projekte in är-
meren unterstützen. 5. „Gleiche Bildungs-
und Ausbildungschancen sichern.“ So soll
die Benachteiligung armer Kinder besei-
tigt werden, besonders durch frühkindliche
Bildung. Konkret: Weniger Kinder bedeu-
tet frei werdende Mittel. Sie müssen für
Qualitätsverbesserung im Bildungs- we-
sen bleiben. Kirche muss Kindertagesstät-
ten und Schulen verantwortlich fördern.
Luk 12, 48 wird zitiert: Wem viel gegeben
ist, bei dem wird man viel suchen.“ Die
gute Gabe des Reichtums muss dem Ge-
meinwohl dienen. Schluss-Satz: „Der ge-
rechten Verwendung von Reichtum, die
den Menschen Freiheit und Teilhabe er-
möglicht, ist Gottes Segen verheißen.“ 

IV „Für eine Zukunft in Solidarität und
Gerechtigkeit“. Wort des Rates der EKD
und der Deutschen Bischofskonferenz
zur wirtschaftlichen und sozialen Lage
in Deutschland 

Vor Zehn Jahren, am 22. Februar 1997 er-
schien das so genannte Sozialwort beider
Kirchen. Vor zehn Jahren standen schon
Warnungen wie diese da: „Heute ist die
Gefahr groß, dass die Wettbewerbsfähig-
keit auf Kosten der sozialen Sicherung ge-
stärkt werden soll. Nicht nur als Anwalt
der Schwachen, sondern auch als Anwalt
der Vernunft warnen die Kirchen davor,
den Pfeiler der sozialen Sicherung zu un-
tergraben.“ (9) Die Denkschrift forderte
eine „strukturelle und moralische Erneue-
rung“ der sozialen Marktwirtschaft, die
auch ökologischen und globalen Perspek-
tiven verpflichtet sein muss. Die morali-
sche Erneuerung soll verhindern, dass der
individuelle Eigennutz, das „Strukturele-
ment der Marktwirtschaft“ zum „zerstöreri-
schen Egoismus“ verkommt: Bestechung,
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Steuerhinterziehung, Missbrauch von Sub-
ventionen und Sozialleistungen wären die
Folge. (10) Abbau der Massen – Arbeitslosig-
keit wird als „vordringlichste Aufgabe der
Wirtschafts- und Sozialpolitik“ bezeichnet.
( 11) Für eine gerechte Steuerpolitikwird plä-
diert: „Nicht nur Armut, auch Reichtum
muss ein Thema der politischen Debatte
sein. Umverteilung ist gegenwärtig häufig
Umverteilung des Mangels, weil der Über-
fluss auf der anderen Seite geschont wird.
Ohnehin tendiert die wirtschaftliche Ent-
wicklung dazu, den Anteil der Kapitalein-
kommen gegenüber dem Anteil der Lohn-
einkommen zu vergrößern.“ Diese Be-
fürchtung hat sich also bewahrheitet. Dann
weist die Denkschrift auf frühere Bemü-
hungen hin, die – was sie nicht sagt – kei-
nen Erfolg hatten: „Umso wichtiger das
von den Kirchen seit langem vertretene Po-
stulat einer breiten Vermögensstreuung.
Dafür wurde eine Reihe von Investivlohn-
modellen entwickelt.“ (13) Jetzt auf dem
Höhepunkt der Armutsdebatte erinnern
sich die großen Volksparteien CDU und
SPD an diese Modelle. „Eigentumsbildung in

sozialer Verantwortung“ hieß die Denkschrift
der EKD, die 1962 erschien. „Die Empfän-
ger von Lohneinkommen“ müssen „in
wachsendem Maße selbst Eigentum an
Produktionsmitteln bilden und diese stän-
dig vermehren.“ (70) Vor 45 Jahren also ist
die Frage der Verteilungs-Gerechtigkeit
also schon thematisiert worden. 

Das Sozialwort beider Kirchen ist in ei-
nem Konsultationsprozess entstanden. Es
hat auf den Rat von Fachleuten gehört, vor
künftigen Fehlentwicklungen gewarnt.
Seine Mahnungen sind nach wie vor aktu-
ell und geben einen Leitfaden für künftige
Diskussionen:

Die Zivilgesellschaft als Subjekt des Han-
delns ist zu stärken. Soziale und rechtliche
Aufgaben des Staates müssen energisch
angemahnt werden. Wie müsste Gerech-
tigkeit und Solidarität heute gestaltet wer-
den? Kritische christliche Gruppen können
dabei einen Freiraum eröffnen, in den die
Kirche folgen kann. Allerdings muss sich
die Kirche selbst fragen, wie sie in ihren ei-
genen Strukturen Vorbild sein kann. (vgl.
Presse-Erklärung des BRSD in CuS 4/2006)

„Ein Zwangsprozess zugunsten der Unternehmen und der öffentlichen Hand vollzog sich
bisher schon dort, wo die Konsumentenschaft durch die hohen Preise der Nachkriegszeit
gezwungen war, zur Bildung von Investitionskapital beizutragen. Es kann kein Widerspruch
zu einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung sein, wenn der Sparzwang nun auch denen
zugute kommt, die bisher an der Kapitalbildung keinen eigenen Anteil hatten.“ (S. 89)

„Die Tatsache, dass heute 80 Prozent der Beschäftigten kein Eigentum an den Produkti-
onsmitteln, mit denen sie arbeiten, haben, bedeutet nicht, dass diese Menschen durch-
weg nicht willens und imstande wären, bei entsprechender Unterweisung und bei Vertre-
tung ihrer Interessen eigene Anteile an dem Produktionsvermögen der Wirtschaft zu
erwerben und als Sparvermögen für die Wirtschaft zu bewahren.“ (S. 99)

Aus: Eigentumsbildung in sozialer Verantwortung, Denkschrift des Rats der EKD, Erläute-
rungen Eberhard Müller, Hamburg 1962
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Von Frank-Matthias Hofmann

Die Evangelische Kirche in
Deutschland ist durch die Staats-
kirchenverträge, aber auch durch

die Erfahrungen des Kirchenkampfes der
„Bekennenden Kirche“ im sog. „Dritten
Reich“ einer der verlässlichen Partner des
Staates bei der Regelung dessen Angele-
genheiten. Was erwartet die Kirche von
der Politik?

1. Die Kirche erwartet zunächst ganz ein-
fach und schlicht von der Politik nichts an-
deres, als dass auch sie weiß und sich dar-
auf einrichtet, dass der Staat Staat ist und
nicht mehr sein kann. Die Erfahrungen im
Kirchenkampf haben gezeigt, dass es über-
all dort, wo der Staat mehr sein will, näm-
lich auch über die „Seelen“ der Menschen
verfügen will und sich mit quasi-göttlichen
Weihen umgeben will, in der Unmensch-
lichkeit endet und schrecklich scheitert. Die
Kirche erwartet also eine Selbstbeschränkung
des Staates: Dieser muss darum wissen, dass
er seine Grundlage nicht nur im gemein-
sam zum Ausdruck gebrachten gesell-
schaftlichen Willen seiner Bürgerinnen und
Bürger hat, sondern auch außerhalb seiner
selbst in den unveräußerlichen Menschen-
rechten und der Wahrung der Menschenwürde,
die sich seinem unmittelbaren Zugriff ent-
zieht. Der Gottesbezug in der deutschen
Verfassung markiert dies: Die Verfassungs-
väter haben nach den Erfahrungen mit
dem totalitären NS -Regime, das Anspruch
auf alle Gebiete menschlichen Daseins er-
hoben hatte, dies bewusst als Grenze staat-
lichen Handelns und seiner Begründung
formuliert. In Extremfällen kann es des-
halb nötig werden, dass die Kirche den

Staat gegen den Staat verteidigt. Auch zwi-
schen Staat und Gesellschaft ist zu unter-
scheiden.

2. Die Kirche denkt mit Dankbarkeit an
das, was in der fünften These der Barmer
Theologischen Erklärung, die auch die Pfälzi-
sche Landeskirche in gebührender Ach-
tung“ halten will, steht: Der Staat hat in
Androhung und in Ausübung von Gewalt
für „Recht und Frieden“ zu sorgen. Hier
wird das Gewaltmonopol eines demokra-
tisch verfassten Gemeinwesens anerkannt,
aber an inhaltliche Bedingungen geknüpft,
die 1943 nicht gegeben waren: Der Staat
und die ihn repräsentierenden Politiker
sind der Wahrung bzw. Schaffung von
Recht und Frieden verpflichtet. Ihnen ist
aufgetragen, „nach dem Maß menschlicher
Einsicht und ihres Vermögens“ sich für die
Grundrechte aller  Bürgerinnen und Bürger
einzusetzen und alles dafür zu tun, dass
der gesellschaftliche Frieden gewahrt bleibt
bzw. dort angestrebt wird, wo er gefährdet
scheint oder wird.

In der Demokratiedenkschrift von 1985 hat
sich die Evangelische Kirche zum ersten
Mal in ihrer Geschichte zur rechtsstaatli-
chen Demokratie als der am ehesten mit
dem Evangelium zu vereinbarenden
Staatsform bekannt. Sie stellt sich damit an
die Seite der die demokratische Staatsform
gestaltenden Politiker und unterstützt
diese, wenn sie sich für Recht und Frieden,
der eine Frucht der Gerechtigkeit ist, einset-
zen. Die Kirche erwartet an diesem Punkt
von den Politikern lediglich, dass diese die
Mitstreiterschaft der ev. Kirche um ein je-
weiliges „Mehr Demokratie wagen“ aner-
kennt und sich im Dienst am Nächsten zu-
nutze macht.

Erwartungen der Kirche an die Politik



3. Diese Partnerschaft ist begründet auch
durch die Staatskirchenverträge, in  denen
Kirche und Staat ihre Angelegenheiten ver-
bindlich festgelegt und geregelt haben. So
darf die Kirche von den Politikern erwar-
ten, dass diese sich an die bestehenden Ver-
träge und Regelungen halten. Durch das
Subsidiaritäts-Prinizip hat die Kirche als
„freier Träger“ staatliche Aufgaben über-
nommen, von denen der Staat meint, dass
diese auch von anderen, dem demokrati-
schen Gemeinwesen verpflichteten Organi-
sationen, gut, womöglich besser als durch
ihn selber, wahrgenommen werden kön-
nen. Dazu zählen z.B. Vereinbarungen über
die Mitwirkung von Pfarrern im Religions-
unterricht  an den Schulen, die Soldaten –
und Polizeiseelsorge, der Unterhalt von
Kindertagesstätten, Pflegediensten und Al-
tenheimen, also Dienste, die durch von der
Kirche angestellte und finanzierte Mitar-
beitende für die Allgemeinheit wahrge-
nommen werden. Dazu zählt auch die an-
teilsmäßige Ausfinanzierung dieser kirch-
lich eingerichteten Stellen durch den Staat,
dessen Bürger in ihrer Gesamtheit ohne
Ansehen der Person (und des Konfessions-
standes) von diesen kirchlichen Diensten
profitieren.

4. Die Kirche erwartet schließlich von
den Politikern, dass diese sich – verstehen
sie sich nun als Christen oder nicht – zu-
nächst einmal auf die Argumente der Kir-
che als einer der tragenden gesellschaftli-
chen Kräfte, einlässt,  bei ihren Entschei-
dungen bedenkt und nach Möglichkeit be-
rücksichtigt. Die Kirche ist dabei ihrerseits
nicht frei, ist sie doch an die Einsichten des
horizontal einwirkenden Evangeliums von
der Liebe Gottes zu uns Menschen, die sich
auf der vertikalen Linie bei uns Menschen
in Gottesfurcht, Gerechtigkeitsempfinden,
Friedensliebe und mitmenschlichem Erbar-
men und Solidarität äußern, gebunden.

Dabei sind Themen aktuell wie die Frage
der sozialen Gerechtigkeit in unserer Gesell-
schaft, die auseinander zu driften droht,
und wie verhindert werden kann, dass die
Schere zwischen Reich und Arm immer
größer wird. Wenn Jesus die Armen selig
preist, kann die Kirche gar nicht anders als
an der Seite
der Armen
und gesell-
s c h a f t l i c h
Marginal i -
sierten zu
stehen und
sich für sie
zu engagie-
ren. Kirche
erwartet des-
halb von Po-
litikern, dass
sie Armut als
solche über-
haupt wahr-
nehmen und Ressourcen für deren nach-
haltige Bekämpfung zur Verfügung stellen.

Aber auch bei Themen wie Sonntags-
schutz, Ladenschlusszeiten, einem ausge-
wogenen Umgang mit dem Verhältnis von
Lebens- und Arbeitszeit, erwartet Kirche
von Politikern, dass sie einem neoliberalen
und durch-ökonomisierten Menschenbild in
der modernen Produktionsgesellschaft, das
auf totale Vermarktung aus ist, widerspre-
chen. Auch die Diskussion, welche Welt wir
eigentlich unseren Enkeln und Urenkeln
übergeben wollen, und wie wir als getreue
Haushalter der guten SchöpfungGottes, die
uns zum Bebauen, aber auch zum Bewahren
(nur) anvertraut ist, gemäß Gottes Auftrag
handeln sollen, wird unsere Erwartungen
kontinuierlich begleiten.

5. In allen diesen Fragen um die sozialen
und gesellschaftlichen Konflikte der Ge-
genwart und die gemeinsame Weltverant-
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wortung und -gestaltung von Christen und
Nichtchristen erwarten wir, dass Politiker
aufrichtige Gesprächspartner sind, die au-
thentisch und menschlich sich in den
Dienst des Allgemeinwohls stellen, und die
um  unser christliches Bekenntnis wissen
(und es respektieren, so sie es nicht sowieso
teilen), dass wir unser Leben uns nicht
selbst verdanken, sondern Gott, und aus
dieser Dankbarkeit heraus Weltverantwor-
tung wahrnehmen und das Zusammenle-
ben in der Bürgergesellschaft mitgestalten.

Frank-Matthias Hofmann
Geboren 6.2.1959 in Heidelberg, aufgewach-
sen in Lambrecht /Pfalz, Mitarbeit in der
Kinder- und Jugendarbeit in Kirchengemeinde,
Dekanat und Landeskirche. Nach dem Abitur
1978 in Neustadt Studium der Theologie in
Bethel, Göttingen, Utrecht, Amsterdam und
am Jüdischen Lehrhaus in Hilversum. Nach
dem Examen 1985 Gastvikariat in der ref.
Gemeinde Nordhorn Nach dem 2. theologi-
schen Examen bei der Ev-ref. Kirche in
Leer/Ostfriesland 1989 bis 2006 Gemeinde-
pfarrer der Prot. Kirchen-Gemeinde Rheingön-
heim, Ludwigshafen, Mitbegründer ihrer
Partnerschaft mit Cape Coast /Ghana, 1991-
1997 Moderator der Reformierten Konferenz
Hessen-Pfalz, Stellvertretender Vorsitzender
des Ausschusses Juden und Christen des
Reformierten Bundes, 2000 Mitglied im landes-
kirchlichen Ausschuss Juden und Christen
sowie Mitbegründer  von Foren Juden und
Christen in Kloster Frenswegen und Ludwigsha-
fen. Seit 1.9.2006 ist er Beauftragter der
Evangelischen Kirchen für das Saarland.
Verheiratet ist er mit  Pfarrerin Silke Porthei-
ne-Hofmann. Das Ehepaar hat eine zehnjäh-
rige Tochter und achtjährige Zwillinge.
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„Im Gespräch mit allen Beteiligten in Arbeit und Wirtschaft, Kirche und Gesellschaft, wer-
den wir weiterhin eintreten für die, die in unserer Gesellschaft marginalisiert werden. Wir
dürfen uns nicht der totalen Ökonomisierung des Denkens ausliefern, die sich um uns her
ausbreitet. Wir wissen: Wirtschaftliche Entscheidungen erzeugen keine ethischen Werte.
Solidarität kann nicht durch den Markt entstehen. Wirtschaftliche Gerechtigkeit ist über-
haupt nur möglich, wenn die Zivilgesellschaft ihre eigenständige Bedeutung behält und
neue Kraft entwickelt. Sie kann sich nur entfalten, wenn der Staat die Bedingungen für
menschliche Solidarität fördert und den Schwächeren beisteht. Geeignete politische Rah-
menbedingungen sind nötig, damit sozialer Ausgleich geschaffen und der Zusammenhalt
in der Gesellschaft gefördert wird.“

(Schlusswort/Ausblick Zehn Jahre Sozialgipfel Saarland – Jubiläumsveranstaltung am
Montag, 5.3.2007 um 16 Uhr im Großen Saal der Arbeitskammer Saarbrücken. Von Kir-
chenrat Frank-Matthias Hofmann)



Von Erhard Eppler

I.Was Menschen zum Thema „Staat“
zu sagen haben, hängt davon ab, mit
welcher Art von Staat sie zu tun ha-

ben. Dies gilt sogar für den Apostel Pau-
lus. Der römische Staat in der frühen Kai-
serzeit bedeutete für die Unterworfenen
rund um das Mittelmeer – und zu ihnen
gehörten die Juden – ein hartes Regiment
Die Todesstrafe wurde schnell und in ihrer
grausamsten Form öffentlich vollstreckt,
und dies auch für Vergehen gegen den
Kaiser, die es in einer Demokratie nicht ge-
ben kann.

Trotzdem hatte Paulus Grund zu der
Überzeugung, dass dieser römische Staat
besser war als kein Staat, besser als alles,
was die „Barbaren“ rund um das Römische
Reich zu bieten hatten. Es gab Gesetze, es
gab ein Recht, das den Bürgern – und den
unterworfenen Nicht-Bürgern – bekannt
war, an das man sich zu halten hatte. Der
Staat hatte sein Gewaltmonopol durchge-
setzt, duldete keine andere Gewalt. Aber er
war in der Ausübung dieses Gewaltmono-
pols einigermaßen berechenbar. Das ge-
setzte Recht entsprach nicht immer dem, 
was wir heute für rechtens halten, aber man
wusste wenigstens, wann und wofür man
mit Strafe zu rechnen hatte. Wer cives Ro-
manus, Römischer Bürger, war, hatte Privi-
legien, und auch die waren allgemein be-
kannt, man konnte sich darauf verlassen.
Paulus war, anders als Jesus und seine Jün-
ger, römischer Bürger und hat sich im Not-
fall auch darauf berufen.

Es ist die Vermutung eines Historikers,
nicht eines Theologen, dass die berühmte

Anweisung an die Gläubigen in Römer 13
mit den Erfahrungen des Apostels im Römi-
schen Reich zu tun hat. Verglichen mit der
Rechtsunsicherheit, der eher chaotischen
Gewalt außerhalb des römischen Reiches,
war eine stabile, berechenbare, wenn auch
harte Obrigkeit ein Geschenk Gottes. „Je-
dermann sei
Untertan der
Obr igke i t ,
die Gewalt
über ihn hat.
Denn es ist
keine Obrig-
keit ohne von
Gott; wo aber
Obrigkeit ist,
die ist von
Gott verord-
net.“ Das
geht weit
über das hin-
aus, was von
Jesus überliefert ist.

Das „Wo aber Obrigkeit ist ...“ erinnert
daran, dass es eben auch Landstriche ohne
eine erkennbare, anerkannte, berechenbare
Obrigkeit gibt, und die liegen außerhalb des
Römischen Reiches. Sicher. Paulus wollte
die römische Obrigkeit beruhigen, besänfti-
gen. Der Missionar hatte genug Feinde.
Aber er war wohl auch davon überzeugt,
dass jeder geordnete Staat mit verlässli-
chem, geschriebenem Recht dem Nicht-
Staat vorzuziehen sei, ja dass Gott den ge-
ordneten Staat mit verlässlichem Recht als
Gabe für die Menschenkinder erschaffen
habe.
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Paulus beruft sich nicht auf Jesus, auch
nicht auf das Alte Testament. Er nimmt ei-
gene Autorität in Anspruch. Er hätte dies
wohl nicht tun können, wenn seine Anwei-
sung jeder vernünftigen Überlegung wi-
dersprochen hätte. Diese Überlegung gilt
bis heute. Was war für die Menschen im
Irak schlimmer, die Diktatur des grausa-
men Saddam Hussein oder das Gewalt-
chaos, das die Amerikaner angerichtet ha-
ben – und das übrigens mit wochenlangen
Plünderungen, also entfesselter Kriminali-
tät, unter den Augen der US-Soldaten be-
gann?

II. Die Kirchen haben Römer 13 sehr ernst
genommen. Paulus hat damit das konstan-
tinische Bündnis von Kirche und Staat vorbe-
reitet, dem Gottesgnadentum der frühen
Neuzeit die theologische Grundlage gelie-
fert, und das hat, vor allem in den lutheri-
schen Kirchen, zu einer Staatsfrömmigkeit
geführt, die noch den Widerstand gegen
Hitler in Gewissenskonflikte führte. Heute
feiern wir Dietrich Bonhoeffer, weil er nicht
mehr glauben konnte, Hitlers Herrschaft sei
von Gott. Aber das ist ganz neu. Noch Jahr-
zehnte nach dem Zweiten Weltkrieg galt
Bonhoeffer, etwa im Gegensatz zu Paul
Schneider, als politischer Verschwörer. Das
Todesurteil gegen ihn wegen Hochverrats
folgte danach dem bis dahin gültigen Recht.

Dass Bonhoeffer heute sogar in der ka-
tholischen Kirche wie ein Heiliger verehrt
wird, ist nicht nur die Folge einer kritische-
ren Sicht auf das NS-Regime, vor allem die
auf NS-Justiz, es spiegelt auch eine neue Di-
stanz zum Staat. Nicht jeder Staat hat An-
spruch auf die Loyalität des Christen. Der
totalitäre Staat des  20. Jahrhunderts, der
das staatliche Gewaltmonopol zum Mord-
monopol verkommen ließ, ist keine Obrig-
keit von Gott. Christen bleiben aufgefor-
dert, dafür einzutreten, dass eine solche

„Obrigkeit“ nie wieder Gewalt über uns ha-
ben kann.

Wer große Teile des 20. Jahrhunderts be-
wusst erlebt hat, wird einen Staat immer
wieder danach beurteilen, ob er in Gefahr
ist, totalitär zu werden. Er wird hellhörig
und argwöhnisch, wenn vom starken Staat
die Rede ist.

Er kann nur noch schwer verstehen, dass
der Philosoph Georg Friedrich Wilhelm He-
gel den modernen Staat – gemeint war der
monarchische Rechtsstaat des frühen 19.
Jahrhunderts – als „Wirklichkeit der sittli-
chen Idee“ gefeiert hat. Von da war es nur
ein kleiner Schritt zur Staatsvergottung. Zum
Staat als Gott, dem auch Menschenopfer zu-
stehen.

Heute wird der Staat und die Menschen,
die ihn repräsentieren, eher mit Karrieris-
mus, Machtmissbrauch, ja Korruption ver-
bunden. Viel Stoff fürs Kabarett. Der Staat
hat sich im 20. Jahrhundert so gründlich
diskreditiert, dass aus der Staatsvergottung
die Staatsverspottung geworden ist. Dass es
denen, die gewählt wurden, den Staat zu re-
gieren, um das gemeine Wohl geht, glaubt
nur noch eine Minderheit. Galt für Hegel
der Staat als Garant der Freiheit, so findet
heute die These Anklang: „Je schwächer der
Staat, desto freier der Bürger.“

III. Der Staat des 20. Jahrhunderts ver-
stand sich in Europa und darüber hinaus als
Nationalstaat. Dieser Nationalstaat hat sich
durch die unvorstellbaren Gemetzel zweier
Weltkriege diskreditiert. Es war konsequent
und richtig, dass er danach einen Teil seiner
Souveränität auf die Europäische Gemein-
schaft übertrug. Was immer man an der EU
kritisieren mag, sie hat Kriege zwischen eu-
ropäischen Staaten praktisch unmöglich ge-
macht. Und das ist eine gewaltige Leistung.

Seit der Implosion des Kommunismus ist
es vor allem die Globalisierung, die diesem
Staat zusetzt. Nicht die Globalisierung der
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Warenmärkte, daran hatten sich Länder wie
Deutschland, die Niederlande oder Frank-
reich längst gewöhnt. Was den National-
staat zum Standort degradiert, ist die Glo-
balisierung der Finanz- und Kapitalmärkte.
Für Konzerne steht der ganze Globus offen,
wenn sie investieren wollen. Dieser Globus
verfügt über unterschiedliche Standorte,
die alle ihre Vorteile und Nachteile haben.
Was ein Vorteil, was ein Nachteil ist, ent-
scheiden die Gewinnerwartungen. Meist
sind es die kurzfristigen Gewinnerwartun-
gen der Aktionäre, zumal der Großaktio-
näre in den diversen Fonds. Da zählt Aus-
bildung, Motivation der Arbeiter und ihre
Arbeitsdisziplin, da zählen Verkehrsnetze,
Telekommunikation, aber noch mehr Löhne
und Steuern. Wenn unsere Löhne in den
letzten 20 Jahren kaum, die Vorstandsgehäl-
ter dafür in luftige Höhen gestiegen sind,
dann hat das damit zu tun, dass die Löhne
der Arbeiter mit denen ihrer Kollegen in
Tschechien, der Ukraine oder gar China
konkurrieren müssen, während die Vor-
stände meinen, sie müssten mit ihren Kol-
legen in den USA Schritt halten. Wenn die
Mehrwertsteuer deutlich erhöht, die Un-
ternehmenssteuern aber gesenkt werden,
dann nicht, weil das Gerechtigkeitsgefühl
des Finanzministers defekt wäre, sondern
weil der Mehrwertsteuer niemand entflie-
hen kann, während hohe Unternehmens-
steuern dazu führen, dass weniger Investi-
tionen weniger Arbeitsplätze schaffen, ja
dass Betriebe verlagert werden. Kein Fi-
nanzminister kann sich einfach ausklinken
aus dem Wettbewerb um die niedrigsten
Unternehmenssteuern, in den ein global
agierendes Kapital die Nationalstaaten hin-
eingezwungen hat. Nicht was die Regie-
rung für gerecht hielte, wird Gesetz, son-
dern was das Land „wettbewerbsfähig“
macht. Bei vielen Bürgern ist dieser depri-
mierende Tatbestand noch nicht angekom-

men, zumal Politiker aller Parteien nicht
gerne über ihre eigene Machtlosigkeit re-
den. Würden sie es tun, so müssten sie die
Frage riskieren: „Wozu wählen wir Euch,
wenn Ihr Euch nachher doch den Zwängen
eines globalisierten Kapitalmarkts fügen
müsst?“ Ob Politiker es zugeben oder nicht,
die Menschen spüren, dass Demokratie nur
noch eingeschränkt die Herrschaft des Vol-
kes, der Wähler bedeutet.

IV. Der im 20. Jahrhundert diskreditierte
Nationalstaat verliert also im 21. Jahrhun-
dert an Entscheidungskompetenz und da-
mit an Macht. Na und? Genau dies sei gut
für die Märkte, das Wachstum, den Welt-
handel, den Wohlstand und damit für uns
alle, hämmern uns seit zwei Jahrzehnten
die Marktradikalen ein. Wenn es stimmt, dass
im 20. Jahrhundert die Menschen umso un-
freier wurden, je totaler der Staat sich gebär-
dete, dann muss im 21. Jahrhundert doch
auch das Umgekehrte gelten: Je schwächer
der Staat, desto freier der Bürger.

Das war auch die Leitlinie des so genann-
ten „Washington Consensus“, an den sich
über Jahrzehnte die Weltbank und vor allem
der Internationale Währungsfonds hielten,
wenn sie Ländern in Lateinamerika oder
Afrika ihre „Anpassungsprogramme“ auf-
erlegten. Weniger Geld für Bildung, Polizei,
Justiz, Soziales, dafür niedrigere Steuern.
Da aber die Staaten des Südens ohnehin
schwach auf der Brust waren, wurden sie
nicht sportlich schlank, sondern schwind-
süchtig krank, und da sie ihren Bürgern und
vor allem ihren Bürgerinnen keinen Schutz,
keine Schulen für die Kinder, kein sauberes
Wasser mehr bieten konnten, wurde es un-
erheblich, ob ein Dorf von der Zentralregie-
rung oder vom nächsten Warlord und sei-
nen Söldnern beherrscht wurde. Die Staaten
zerfielen, vor allem in Afrika.

Dabei machten die Bürger und noch mehr
die Bürgerinnen die Erfahrung: Sie wurden

Christ und Sozialist / Christin und Sozialistin

48 CuS  2–3/07



nicht frei, sondern Freiwild für eine verwil-
derte Soldateska. Wo kein Staat mehr Recht
setzen kann, gilt das Recht des Stärkeren,
und das heißt heute: der Kalaschnikows.
Opfer sind vor allem die Schwachen. Kinder
und Frauen. Im Kongo ist es vorgekommen,
dass Mütter ihre 12-jährigen Kinder freiwil-
lig den Warlords als Kindersoldaten überlie-
ßen, mit der schauerlichen Begründung,
dort seien sie allemal noch sicherer als bei ih-
nen. Wer als Europäer den Staatszerfall im
Süden beobachtete, wurde plötzlich gewahr,
dass der Staat sich gar nicht von selbst  ver-
stand. Er war keine Katze, die, wohin man
sie wirft, immer wieder auf die Füße fällt. Er
war ein Produkt menschlicher Kultur, und
wie alle solche Errungenschaften gefährdet,
hinfällig, pflegebedürftig.

Dazu kam, dass die Marktradikalen in
den USA nicht mehr nur propagierten, dass
weniger Staat mehr Freiheit und Wohlstand
bedeute. Sie ließen erkennen, was ihr Ziel
war: Der Marktstaat. Die ganze Weltge-
schichte laufe zu auf den Marktstaat, steht in
einem 800-Seiten-Buch des amerikanischen
Historikers und Präsidentenberaters Phil-
ipp Bobbit. Der Marktstaat ist nur noch zu-
ständig für das Funktionieren der Märkte,
des Warenmarkts, des Arbeitsmarkts, des
Versicherungsmarkts, des Bildungsmarkts,
ja sogar des Sicherheitsmarkts, Diese Märkte
müssen dem Bürger „opportunities’, Gele-
genheiten, Schnäppchen bieten. Der Bürger
hat die Freiheit, sie zu nutzen – oder auch
nicht. Will oder kann er es nicht, so ist der
Staat nicht mehr zuständig. Arbeitsmarkt:
Für die Arbeitslosen ist der Staat nicht mehr
zuständig. Sicherheitsmarkt: Jeder kann sich
bei einer Sicherheitsagentur Sicherheit vor
Verbrechen kaufen – oder auch nicht. Das
geht dann an den Kern jedes Staates, sein
Gewaltmonopol. An seine Stelle tritt der Ge-
waltmarkt.

Seither wird für immer mehr Menschen
klar, dass manche Marktradikalen so etwas
wie einen umgekehrten Kommunismus
propagieren und oft auch praktizieren. Hat-
ten die Kommunisten versucht, den Markt
durch Staat, also Beschlüsse eines Politbü-
ros, ausgeführt durch Bürokratie, zu erset-
zen, so soll nun, so weit dies irgend geht, der
Staat durch den Markt ersetzt werden. Si-
cher, es soll ja auch im Marktstaat so etwas
wie Staat geben, aber ist der handlungsfä-
hig, lebensfähig? Will er Demokratie sein,
worüber sollen die Parlamente diskutieren?
Renten? Jeder kann sich versichern. Wer es
nicht tut, ist selbst schuld. Bildung? Für je-
des Kind kann man Bildung kaufen, gute,
sehr gute, notfalls miserable Schulen, je nach
Geldbeutel. Und wer sich von Kriminalität
bedroht fühlt, kennt ja die Telefonnummern
der Sicherheitsfirmen. Die Bürgerin wird
zur Kundin.

Politik wird nicht verboten, sie verliert ih-
ren Gegenstand, wird gegenstandslos. Es
gehört schon einige Naivität dazu, sich ei-
nen solchen Staat vorzustellen. Er müsste
am Desinteresse seiner Bürger zugrunde ge-
hen, die sich dann als Kunden wieder fin-
den.

V. Der Widerstand gegen die marktradi-
kale Abwertung des Staates hat in Lateiname-
rika begonnen, auf einem Kontinent, der er-
fahren hat, was es bedeutet, wenn das
staatliche  Gewaltmonopol zerbröselt, wenn,
wie in den Ballungsräumen von Rio oder
Sao Paolo, jedes Jahr viele tausend Men-
schen eines gewaltsamen Todes sterben,
umgekommen in Bandenkriegen, durch To-
desschwadronen oder Drogenmafia. Inzwi-
schen verebbt die marktradikale Welle auch
in Europa. Jetzt wird wieder gefragt, ob der
Markt all das kann, was man ihm zutraut,
was die unaufgebbaren Staatsaufgaben
sind, wozu der Staat nötig, wo er unersetz-
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lich ist. Die christliche Soziallehre wird wie-
der modern.

Es wird auch klar, dass alles, was dem
Markt übergeben wird, zur Ware wird, die
einige kaufen können, andere nicht, dass
also keineswegs alle Bürgerinnen zu Kun-
dinnen werden. sondern nur die kaufkräfti-
gen.

Dass Autos, Kühlschränke, aber auch Brot
und Käse Sache des Marktes sind, bestreitet
niemand mehr. Der Wettbewerb der Bäcker
um das schmackhafteste und gesündeste
Brot ist allemal besser als das staatlich ver-
ordnete Einheitsbrot. Aber wie ist das mit
der Bildung? Sie ist ein Menschenrecht, dem
zu dienen der Staat verpflichtet ist, keine
Ware. Sicherheit? Sie ist eine Bringschuld
des Staates als Ausgleich für sein Gewaltmo-
nopol, Es kann keine ungerechtere Gesell-
schaft geben als eine, in der die Sicherheit
zur käuflichen Ware wird, Vorsorge für
Krankheit und Alter? Natürlich hat jede und
jeder die Pflicht, sich selbst darum zu bemü-
hen. Aber was wird aus denen, die das nicht
können? Wenn die körperliche Unversehrt-
heit ein Menschenrecht ist, dann ist der Staat
auch dafür verantwortlich, dass niemand
hungert. Wenn die Würde des Menschen
Staatsziel ist, dann darf der Staat menschen-
unwürdige Verhältnisse nicht dulden. Kul-
tur? Wenn nur noch stattfände, was sich am
Markt unmittelbar auszahlt, dann könnten
wir unsere großen Theater schließen und
unsere philharmonischen Orchester nach
Hause schicken. Übrig blieben vielleicht ein
paar Musicals. Der Staat hat zwar nicht zu
entscheiden, was Kunst ist, wohl aber dafür
zu sorgen, dass alle Formen von Kunst mög-
lich sind. Er hat nicht zu verordnen, was
die richtige Philosophie oder gar die richtige
Religion ist, aber er hat die Lehrstühle zur
Verfügung zu stellen, auf denen darüber ge-
arbeitet und diskutiert werden kann. Der
Staat ist für Wahrheit nicht zuständig, wohl

aber für die Bedingungen der Wahrheits-
findung. Der Staat ist dafür zuständig, dass
nicht zur Ware wird, was nicht zur Ware
werden darf. Er ist dafür verantwortlich,
dass die politische Auseinandersetzung dar-
über, wie wir leben wollen, in Freiheit mög-
lich ist. Er darf nie versuchen, den Markt zu
ersetzen, aber er muss ihm den Rahmen
zimmern, innerhalb dessen er dem Gemein-
wohl besser dienen kann. Wenn eine Klima-
katastrophe droht, dann muss der Staat die
Autoindustrie zwingen, Autos mit geringe-
rem Ausstoß von Treibhausgasen zu bauen.
Der Markt ist kurzfristig hocheffizient, aber
er kennt weder ein soziales Gewissen noch
Rücksicht auf die kommenden Generatio-
nen.

VI.  Was bedeutet dies für unseren Alltag?
Zum Beispiel, dass wir nicht mehr nach der
Devise handeln, der Markt sei immer klüger
als der Staat. Dass wir, wenn die Privatisie-
rung der Stadtwerke zur Debatte steht, nicht
nur fragen, was dies den Bürgern bringe,
was der Stadthaushalt davon habe, sondern
auch, was dies für die kommunale Selbst-
verwaltung bedeute. Was bleibt für die
kommunale Demokratie – die Basis aller
Demokratie –, wenn die Stadtwerke, die
städtische Klinik verkauft sind, der Nah-
verkehr und die Stadtgärtnerei privatisiert
ist? Immer weniger, vor allem dann, wenn
die Stadtväter und -mütter wirklich ge-
glaubt haben, Privatisierung müsse einher-
gehen mit Deregulierung. Alle Untersu-
chungen sagen das Gegenteil: Privatisie-
rungen gelingen nur, wenn sie verbunden
sind mit vielen Auflagen, welche die Inter-
essen der Gesamtgemeinde und ihrer Bür-
ger rechtlich absichern.

Es bedeutet auch, Steuern nicht als staat-
lichen Diebstahl zu verstehen. „Der Finanz-
minister greift den Bürgern in die Tasche“,
ist in jeder Provinzzeitung zu lesen. Ande-
ren Leuten in die Tasche greift nur ein Ta-
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schendieb. Der Staat ist dazu da, das Gemein-
wohl gegen Sonderinteressen durchzusetzen,
für Sicherheit und Bildung zu sorgen. Er ist
kein Taschendieb.

Als bei Sabine Christiansen am 11.2.2007
ein Politiker sagte, für Erbschaften müsse
man nichts leisten, sie seien also leistungslo-
ses Einkommen, antwortete ein Professor
der Ökonomie, wenn der Staat die Erb-
schaftssteuer für Großvermögen erhöhe, lei-
ste er auch nichts dafür, verschaffe er sich
also leistungsloses Einkommen. Dabei ver-
gaß der Herr Professor, dass seine gesamte
Existenz auf Staatsleistungen beruht: Dass
er eine Universität hat, wo er dozieren kann,
dass er auf dem Weg zur Universität nicht
befürchten muss, ausgeraubt zu werden,
dass er Straßen für sein Auto vorfindet,
nicht zuletzt, dass dieser Staat ihm ein groß-
zügiges Gehalt überweist. Was würde er sa-
gen, würde sein Gehalt halbiert mit der Be-
gründung, es sei leider kein Geld mehr da?
Er würde beim – vom Staat finanzierten –
Gericht klagen und, aufgrund staatlicher
Gesetze, Recht bekommen.

Schließlich könnten wir auch etwas mehr
Nachsicht üben mit denen, die unter
schwierigsten Umständen Politik für das
Ganze machen sollen. Wenn man die Zei-
tungen liest, fragt man sich, woher es denn
komme, dass Journalisten immer so viel klü-
ger sind als Politiker. Müsste man nicht ein-
fach tauschen? Die Leitartikler zu Ministern
machen? Ich habe den einflussreichsten
Journalisten seit 1945, Rudolf Augstein, im
Bundestag erlebt: Eine klägliche Vorstel-
lung, die rasch abgebrochen wurde. Wer
Jahrzehnte in politischen Führungsgremien
verbracht hat, weiß, dass eine wohl abgewo-
gene, tragfähige Entscheidung einem Men-
schen viel mehr abverlangt als ein brillanter
Leitartikel. Ganz sicher ist, dass zur Staats-
verspottung nicht mehr Intelligenz gehört
als – einst – zur Staatsvergottung.
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„Damit dieser Souverän (sc. Bürger/in-
nen) öfter zu spüren bekommt, dass der
demokratische Staat sein Staat ist, brau-
chen wir das Plebiszit.“ (S. 217)

„Der Gedanke des internationalen Ge-
waltmonopols … beflügelte schon die
Gründer der Vereinten Nationen. Die
Entscheidung über den Einsatz von Ge-
walt sollte beim Sicherheitsrat der UN
liegen. Dadurch sollten Kriege zwischen
Staaten verhindert werden.“ (S. 225)

„Den demokratischen Rechts- und Sozi-
alstaat wird man immer neuen Gege-
benheiten anpassen, also reformieren
müssen … Das nächstbessere Modell
hat noch niemand entworfen.“ (S. 230)

Aus: Auslaufmodell Staat?





Von Eduard Wörmann

Mit der Ankündigung einer Fest-
ansprache habe ich Schwierig-
keiten. Das Thema und der Tat-

bestand auf Grund dessen die heutige
Jubiläumsveranstaltung stattfindet, die
Massenarbeitslosigkeit, ist kein Anlass zum
Feiern. Sie ist ein Skandal, wie auch schon
vor 25 Jahren.

Deshalb ist es eine Notwendigkeit, aber
auch ein Wunder zugleich, dass es das Ar-
beitslosenzentrum seit 25 Jahren und immer
noch gibt. Zunächst gilt es aber, denen
große Anerkennung und herzlichen Dank
auszusprechen, die die ganze Zeit oder in
einzelnen zeitlichen Phasen für das Überle-
ben des Arbeitslosenzentrum mit viel En-
gagement und Phantasie gearbeitet, gestrit-
ten haben und auch eigene finanzielle
Einbußen in Kauf genommen haben.

Ich habe im Vorstand mehrerer Beschäfti-
gungsinitiativen mit schlechtem Gewissen
Einschnitte beim Einkommen und Weih-
nachtsgeld und auch bei dem Umfang von
Beschäftigung für Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit entscheiden und ihnen das
zumuten müssen, um die Existenzgrund-
lage dieser Einrichtungen zu retten. Dabei
ist mir bewusst geworden, welches Durch-
stehvermögen und welche Findigkeit in
der Geschäftsführung solcher Einrichtun-
gen erforderlich waren, um die Finanzie-
rung zustande zu bringen. Dabei darf nicht
unerwähnt bleiben, dass das Überleben sol-
cher Projekte auch durch das Engagement
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
den zuständigen Ämtern ermöglicht
wurde. Belastend kam aber für die Beschäf-

tigten der Initiativen hinzu, dass sie häufig
in politischen, auch kirchlichen Gremien
unsachlicher Kritik und Kontrolle durch
diejenigen ausgesetzt waren, die trotz gro-
ßer Distanz zur eigenen Betroffenheit
durch Arbeitslosigkeit über Sinn und Not-
wendigkeit solcher Einrichtungen meinten
mitreden und entscheiden zu können.

Ich bin um Rückblick und Erinnerung
an die Anfänge des Arbeitslosenzentrums
gebeten worden. Rückblick sollte aber im-
mer mit Ausblick verbunden werden, sonst
endet er in Nostalgie.

Eine der ersten regionalen Arbeitsmarkt-
konferenzen in Westfalen fand im Stiftberg
Gemeindehaus statt. Günther Selberg hatte
sie organisiert. Das Konzept solcher Konfe-
renzen war: Es müssen alle an einen Tisch,
die gegen Arbeitslosigkeit etwas tun kön-
nen und müssen, einschließlich der unmit-
telbar betroffenen Arbeitslosen.

Übrigens war bei der Landessynode 1983
mit dem Thema „Zukunft der Arbeit Leben
und Arbeiten im Wandel“ eine Gruppe von
Arbeitslosen als Experten offiziell beteiligt.
Beteiligung der Betroffenen statt Betreuung,
ein Motto von Gustav Heinemann, war ein
wesentliches Organisationselement der
kirchlichen Industrie und Sozialarbeit in
Westfalen.

Arbeitsmarktkonferenzen waren häufig
Beginn einer gezielten Arbeit für und mit
Arbeitslosen vor Ort. In ihnen sollte den
Teilnehmern bewusst werden, dass die
Auseinandersetzung mit der Arbeitslosig-
keit und ihre Beseitigung eine Gemein-
schaftsaufgabe ist und bleibt, die auf gute
Koordination und enge Kooperation zwischen
den zuständigen arbeitsmarkt und wirt-
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schaftspolitischen Gremien und Institutio-
nen angewiesen ist. Dieser Gedanke spielt
bei der jetzigen Neuorganisation des Ar-
beitsmarktes und seiner Institutionen theo-
retisch auch eine wichtige Rolle. Ich höre
aber immer wieder, dass die Praxis häufig
von Rivalität, Machtkämpfen und wech-
selseitiger Blockade bestimmt wird oder
zumindest die Chancen zu neuen Initiati-
ven und ungenutzt bleiben. Wirkungsvolle
Koordination und Kooperation vor Ort
sind Voraussetzung für neue Initiativen
und Wege aus der Arbeitslosigkeit.

Völlig unverständlich ist mir in diesem
Zusammenhang, dass die Bundesagentur
für Arbeit Überschüsse in Milliardenhöhe
eingespart hat und zurückgeben soll. Das
ist für mich Folge von Fantasielosigkeit und
Mangel an Ideen und Initiativen in der Ar-
beitsverwaltung und den zuständigen In-
stitutionen.

Ich habe viele Jahre mit Fachleuten in der
Arbeitsverwaltung eng zusammengearbei-
tet und dabei festgestellt, dass an Quantität
und Qualität von Projekten mit Arbeitslo-
sen in einzelnen Regionen zu erkennen
war, was mit kreativen und risikobereiten
Mitarbeitern der Arbeitsverwaltungen auf
der Suche nach neuen Chancen für arbeits-
lose Menschen erreichbar ist.
Gesprächswochen mit Arbeitslosenwar eine

Erfindung der kirchlichen Industrie und
Sozialarbeit in Westfalen Anfang der 70er
Jahre. Sie wurden in enger Zusammenar-
beit und finanzieller Unterstützung der Ar-
beitsverwaltung durchgeführt. Dabei lag
ein Schwerpunkt im Bereich des Arbeits-
amtes Herford und seiner Filialen in Ost
Westfalen.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
wurden mit Hilfe der Arbeitsämter in ein
Tagungshaus eingeladen. Der Ablauf der
Gesprächswochen gestaltete sich in vier
Phasen: In den ersten zwei Tagen waren

und blieben die Arbeitslosen unter sich. Sie
konnten und sollten sich über ihr eigenes
Erleben der Arbeitslosigkeit austauschen,
über den erlebten Schock, die Vereinsa-
mung, das Empfinden von Scham, die Ori-
entierungslosigkeit, aber auch die Hoffnun-
gen und
E rwa r tun -
gen.

In der
zweiten Pha-
se, am Mitt-
woch, stand
das Gespräch
mit Mitarbei-
tern aus der
Arbe i t sve r -
waltung auf
dem Pro-
gramm. In ei-
ner offeneren
Situation als
im Arbeits-
amt bekamen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer Gelegenheit, sich über Gesetze
und Regelungen informieren zu lassen und
selbst Fragen zu stellen. Häufig hatten sie
den Eindruck, dass sie im Arbeitsamt nur
sehr kurz und unzureichend informiert
wurden, weil sie selbst nicht geübt waren,
mit ihren Fragen zu Wort zu kommen.

Einige Arbeitsamtsdirektoren haben Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter gern in sol-
che „Veranstaltungen zur Weiterbildung
entsandt“, weil sie auch Gelegenheit zur
selbstkritischen Reflexion der eigenen Pra-
xis boten, vor allem dann, wenn ihnen die
„Kunden“ vermittelten, wie schlecht oder
gut sie bei ihnen bisher angekommen wa-
ren. Es war ein Unterschied in der Bera-
tungssituation ob im Amt ein Schreibtisch
dazwischen stand oder alle an einem run-
den Tisch saßen. Über die gefühlte Länge

Eduard Wörmann
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der Beratungen wurde übrigens in den Ge-
sprächswochen häufig heftig gestritten.

In der dritten Phase fanden am Donners-
tag jeweils Gespräche mit einzelnen Unter-
nehmern und Personalleitern, sowie mit Ge-
werkschaftern und Betriebsräten statt.
Gesprochen wurde über die personelle Si-
tuation in den Betrieben, die Handhabung
von Entlassungen, Aussichten auf Wieder-
einstellung, die Unterstützung durch Ge-
werkschaften und Betriebsräte. Heftigen
Streit gab es und das geschah in den An-
fangsjahren häufiger wenn Gewerkschafter
und Betriebsräte behaupteten, sie seien für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und
nicht für Arbeitslose zuständig. Uns Veran-
staltern ging es in dieser Phase darum, die
Betriebspraktiker für die Situation der Ar-
beitslosen zu sensibilisieren.

Am letzten Tag, in der vierten Phase, soll-
ten Folgerungen aus den Diskussionen und
Beratungen formuliert werden, damit die
Teilnehmer etwas mitnehmen konnten für
den weiteren Umgang mit der Arbeitsver-
waltung, bei der Suche nach Arbeit.

Für uns als Veranstalter war es ein Er-
folgserlebnis, wenn wir aus den Arbeits-
ämtern gefragt wurden, was habt ihr ei-
gentlich mit den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern angestellt? Die kommen jetzt
so aufgeklärt, selbstbewusst und motiviert
zurück in die Beratungen. 

Als Veranstaltungsformen sind Ge-
sprächswochen nicht zuletzt aus finanziel-
len Gründen ausgelaufen. In veränderter
Form sind wichtige Elemente wie der An-
satz bei der Situation der einzelnen Betrof-
fenen, die gezielte persönliche Information
und Beratung, das Einüben von Eigenver-
antwortung und Eigenständigkeit und die
Aufklärung der Öffentlichkeit über Wir-
kung und Folgen der Arbeitslosigkeit auf-
genommen und organisiert worden in Ar-
beitslosenzentren und Beratungsstellen in und

außerhalb der Arbeitsämter. Dabei bin ich
mir nicht sicher, ob die Notwendigkeit per-
sönlicher Beratung für die Entwicklung
von Eigeninitiative und Eigenverantwor-
tung der Arbeitslosen, wie sie in den Ar-
beitslosenzentren geschieht, genügend er-
kannt und anerkannt wird, vor allem wenn
es um die Finanzierung solcher arbeits-
marktpolitischen Instrumente geht. Das
Landesprogramm „Beratungsstellen“ ist bis
Ende 2007 befristet und wie ich höre, haben
Kommunen ihre finanzielle Unterstützung
für Arbeitslosenzentren schon länger be-
endet. Ich habe die Sorge, dass darin auch
eine Verharmlosung der Auswirkungen der
Arbeitslosigkeit auf das persönliche Leben
wie auch das gesellschaftliche Zusammen-
leben zum Ausdruck kommt.

Seit 1975 haben wir Massenarbeitslosig-
keit mit mehr als einer Million Arbeitslosen
und im Laufe der Jahre ist zwar immer wie-
der die Bekämpfung der Massenarbeitslo-
sigkeit als wichtigste Aufgabe gefordert
und mit verschiedenen Programmen ver-
sucht worden. Zurzeit gibt es auch erfreu-
liche, wenn auch quantitativ begrenzte po-
sitive Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt,
auch Aussicht auf neue Programme für
Langzeitarbeitslose. Das darf uns aber nicht
davon abhalten, sich über die Gefahren in
der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit für
das gesellschaftliche Zusammenleben, auch
über falsche Entscheidungen und Gesetze
in der Politik selbstkritisch klar zu werden
und dann vor allem über konzeptionell
neue Wege gemeinsam nachzudenken.

Die eigene Betroffenheit durch Arbeitslo-
sigkeit wirkt immer noch schockierend, vor
allem wenn in zunehmenden Maße Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitsnehmer arbeitslos
werden, die bisher im Gefühl lebten einen
sicheren Arbeitsplatz in der Wirtschaft oder
Verwaltung zu haben.
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Voraussetzung für gezielte und wir-
kungsvolle Arbeitsmarktpolitik ist eine rea-
listische Wahrnehmung und Bewertung
der Massenarbeitslosigkeit und ihrer Fol-
gen. Der Soziologe Oscar Negt hat formu-

liert: „Arbeitslosigkeit ist ein Gewaltakt,
der die Menschen wehrlos und damit gefü-
gig für den Willen anderer macht. Sie ist
Anschlag auf körperliche und seelisch gei-
stige Integrität, auf die Unversehrtheit der
davon betroffenen Menschen. Sie ist Raub
und Enteignung der Fähigkeit und Eigen-
schaften, die innerhalb der Familie, der
Schule, der Lehre in der Regel in einem
mühsamen Prozess erworben wurden.“

Durch die Länge der Arbeitslosigkeit ver-
lieren Menschen Qualifikation und Arbeits-
tugenden. Erfolglose Bewerbungen ma-
chen sie mürbe. In Familien mit
arbeitslosen Eltern sind Jugendliche häufig
entmotiviert für Ausbildung und Arbeit.
Es darf nicht unterschätzt werden, dass
pauschale Diffamierungen und Diskrimi-

nierungen Arbeitslose entmutigen und ihre
Bereitschaft zur Eigeninitiative blockieren.

Erlebter sozialer Abstieg oder Angst vor
diesem Abstieg, Perspektivlosigkeit, Resi-
gnation und Verbitterung bei den Betroffe-

nen zerstören
das Vertrauen
in die demo-
kratische Ge-
staltbarkeit ei-
nes gerechten
gesellschaftli-
chen Gemein-
wesen.

Es gibt zwar
Arbeitslose, die
nicht arbeiten
wollen und das
Versicherungs-
system miss-
brauchen oder
in Schwarzar-
beit auswei-
chen. Das darf
nicht einfach
hingenommen

werden, aber diese Gruppe darf keinesfalls
zur beherrschenden Größe in der Arbeits-
marktpolitik genommen werden.

Vom deutschen Landkreistag wurde dar-
auf hingewiesen, dass im ersten Halbjahr
2006 nur bei einem Prozent der als er-
werbsfähig eingestuften Empfänger von
Arbeitslosengeld II die Leistungen einge-
stellt wurden, bei den unter 25 jährigen
waren es 1,3 %.

Die Forderung nach Verschärfung von
Sanktionen ist eher Ausdruck von politi-
scher Hilflosigkeit als Zeichen dafür, dass
neue Wege in der Arbeitsmarktpolitik ent-
deckt und eingeschlagen werden sollen.

Im Bodelschwingh Jahr 2006 aus Anlass
des 175. Geburtstages von Friedrich v. Bodel-
schwinghwurde an seinen Appell erinnert:
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„Neue große Nöte bedürfen neuer muti-
ger Gedanken.“

Neu ist gegenüber der Zeit von vor 25
bzw. 30 Jahren, dem Beginn der Massenar-
beitslosigkeit, dass eine zunehmende
Gruppe von Menschen als Unterschicht,
als Prekariat, ohne Hoffnung und in dem
Gefühl abgehängt zu sein, ausgegrenzt
wird und sich die Spaltung der Gesellschaft
verfestigt. Das Vertrauen in die demokrati-
sche Gestaltbarkeit einer gerechten, Ge-
meinwohl orientierten, Gesellschaft geht in
der Bevölkerung verloren. 

Die Politiker und die Bürger tun sich
schwer, das anzuerkennen und daraus Fol-
gerungen zu ziehen. Das zeigte sich u.a.
daran, wie über die Studie der Friedrich
Ebert Stiftung zum Entstehen einer neuen
gesellschaftlichen Unterschicht diskutiert
wurde. Die ei-
nen verharm-
losten diesen
Ta t b e s t a nd
durch Streiten
über die Be-
grifflichkeit,
andere sahen
(ich meine,
mit Recht) in
der Massen-
und Langzeit-
arbeitslosig-
keit, auch in
den Hartz IV-
Gesetzen, die
Ursache für
diese gefährli-
che politische
Entwicklun-
gen.

In ihrem ge-
meinsamen Wort zur wirtschaftlichen und
sozialen Lage in Deutschland sind die bei-
den großen Kirchen schon 1997 für eine

„Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ ein-
getreten. Der Kerngedanke dieses Wortes
ist die vorrangige Option für Arme, Schwa-
che und Benachteiligte als Leitbild gesell-
schaftlichen Handelns. Ich zitiere:

„In der vorrangigen Option für die Ar-
men als Leitmotiv gesellschaftlichen Han-
delns, konkretisiert sich die Einheit von
Gottes und Nächstenliebe. In der Perspek-
tive einer christlichen Ethik muss darum al-
les Handeln und Entscheiden in Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft an der Frage
gemessen werden, in wiefern es die Armen
betrifft, ihnen nützt und zu eigenverant-
wortlichem Handeln befähigt. Dabei zielt
die biblische Option für die Armen darauf,
Ausgrenzungen zu überwinden und alle
am gesellschaftlichen Leben zu beteiligen.
Sie hält an, die Perspektive der Menschen

einzunehmen, die im Schatten des Wohl-
stands leben und weder sich selbst als ge-
sellschaftliche Gruppe bemerkbar machen
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können noch ein Lobby haben. Sie lenkt
den Blick auf die Empfindungen der Men-
schen, auf Kränkungen und Demütigun-
gen von Benachteiligten, auf das Unzumut-
bare, das Menschenunwürdige, auf
strukturelle Ungerechtigkeit. Sie verpflich-
tet die Wohlhabenden zum Teilen und wir-

kungsvollen Allianzen der Solidarität.“
(Ziffer 107)

Die neuere Denkschrift „Gerechte Teil-
habe Befähigung zur Eigenverantwortung
und Solidarität“ nimmt den Kerngedan-
ken des Gemeinsamen Wortes, die vorran-
gige Option für die Armen und Benachteilig-
ten, bewusst auf. Sozialstaatliches Handeln
muss verlässlich dafür sorgen, dass alle
Bürgerinnen und Bürger am gesellschaftli-
chen Leben teilhaben und Eigenverantwor-

tung entwickeln können. Nur so kann der
innere Zusammenhalt der Gesellschaft er-
reicht und gefördert werden.

Schon 1987 sind Vorschläge für „Gezielte
Hilfen für Langzeitarbeitslose“ in der EKD in
Zusammenarbeit zwischen arbeitsmarkt-
politischen Experten aus Parteien, Ministe-

rien, Wissenschaft und Diakonie erarbeitet
worden. Als eine besondere Aufgabe der
gestaltenden Arbeitsmarktpolitik wurde
heraus gestellt, den sogenannten Problem-
gruppen unter den Arbeitsuchenden Zu-
gang zu vorhandenen Beschäftigungsmög-
lichkeiten zu verschaffen und neue für sie
zu erschließen. Dazu ist öffentlich geför-
derte Beschäftigung erforderlich. Es ist
wichtig aber auch besonders dringlich,
dass in diesen Tagen in der großen Koali-



tion konkret darüber beraten wird. Die
Bundesregierung will 100 000 sozialversi-
cherungs pflichtige Arbeitsplätze für
schwer vermittelbare Langzeitarbeitslose
schaffen.

Mit öffentlich geförderter Beschäftigung soll
Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanziert wer-
den. Sie soll auf zwei Herausforderungen
antworten: Auf den Mangel an Dienstlei-
stungen und Produkten in den Bereiche
soziale Dienste, Umweltschutz, Stadtsanie-
rung, kreative Arbeit mit Jugendlichen und
Älteren einerseits und auf den Mangel an
Erwerbsarbeit andererseits. Mit dem Be-
griff öffentlich geförderte Arbeit wird deut-
lich gemacht, dass es sich hierbei um eine
gemeinsame Aufgabe des Gemeinwesens
handelt. Öffentlich geförderte Arbeit soll
und kann eine Brückenfunktion in den re-
gulären Arbeitsmarkt erfüllen, muss aber
auch dauerhafte Beschäftigung denjenigen
ermöglichen, die sonst keine Chance ha-
ben.

Das Arbeitsangebot muss Qualitätsan-
sprüchen im Hinblick auf die drei Grund-
funktionen der Erwerbsarbeit genügen:

1. Es muss Chancen zur eigenen Exi-
stenzsicherung durch ein armutsfestes Ein-
kommen eröffnen. Wege aus der Armut und
nicht in zunehmende Verarmung muss das
Ziel sein. Mindestlohn in Höhe von 7,15 € in
Tarifverträgen für Zeitarbeit ist ein kleiner
Schritt in diese Richtung, wenn dadurch
auch nicht das Gefühl von Zeitarbeitern,
Sklaven der Nation zu sein, beseitigt wird.
Nachzudenken ist auch über den Vor-
schlag, Unterstützungsleistungen in Lohn-
zahlungen zu verwandeln durch Kapitali-
sierung der Unterstützungsleistungen, um
den Lohn für sozialpflichtige Beschäfti-
gung zu finanzieren.

2. Es muss Chancen zur persönlichen
Entfaltung und Verantwortung durch Ak-
tivierung der vorhandenen Qualifikationen

oder den Erwerb neuer Qualifikationen er-
öffnen. Dequalifikation durch Arbeitsan-
gebote weit unter den vorhandenen fachli-
chen Qualifikationen darf nicht zugemutet,
sondern muss verhindert werden. Schon
lange ist klar, dass der Zeitbedarf und das
Gelingen von Integrationsmaßnahmen mit
Langzeitarbeitslosen von der Berücksichti-
gung der Dauer ihrer Arbeitslosigkeit ab-
hängen. Infolge von zu engen Befristun-
gen in Programmen und Maßnahmen sind
aussichtsreiche Initiativen und Projekte ab-
gebrochen, bevor ihre Funktionsfähigkeit
und ihr Erfolg er und bewiesen werden
konnte. Es ist wichtig, dass bei dem ge-
planten Programm mit Langzeitarbeitslo-
sen Arbeit zeitlich unbegrenzt angeboten
werden soll.

3. Es soll Chancen zur gesellschaftlichen
Teilhabe durch Überwindung der Ausgren-
zung und durch Beteiligung an gesell-
schaftlich sinnvollen und notwendigen Ar-
beiten und Aufgaben eröffnen. Für das
Selbstwertbewusstsein und Zugehörig-
keitsgefühl ist es wichtig, dass das, was sie
im Rahmen von Beschäftigungsprojekten
tun, gesellschaftlich sinnvoll und notwen-
dig ist.

Neue große Nöte bedürfen neuer muti-
ger Gedanken. Ich denke, wir wünschen
uns alle, dass die große Koalition sich
wechselseitig zu neuen mutigen Gedanken
und Entscheidungen treibt im Langzeit Ar-
beitslosenprogramm und auch in der be-
kundeten Absicht, allen Jugendlichen eine
Ausbildung zu ermöglichen.

Wichtig ist, dass die neuen Programme
an vorhandenen und bewährten Struktu-
ren und Institutionen anknüpfen. Ich habe
dem nordrhein-westfälischen Arbeitsmini-
ster, Karl Josef Laumann, geschrieben:
„Sinnvoll sowie zeit und energiesparend
wäre es, wenn bei der Realisierung des
Langzeitzeit-Arbeitslosenprogrammes die
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vorhandenen Strukturen und Institutionen
vor Ort auch die in kirchlicher Trägerschaft
genutzt würden. Es gibt inzwischen zahl-
reiche örtliche Beschäftigungsinitiativen,
die sich aufgrund großer Kreativität und
Qualifikation und mit viel praktischer Er-
fahrung, auch großer Kooperationsbereit-
schaft durchgesetzt und etabliert haben.
Sie sollten in die konkrete Planung und in
die Realisierung einbezogen werden, be-
vor für dieses Programm ganz neue Struk-
turen geschaffen werden.“

Das Jubiläum ist ein guter Anlass, auf
die breitgefächerten Angebote und die lan-
gen Erfahrungen in der „Maßarbeit“ erneut
aufmerksam zu machen.

Mit herzlichem Glückauf wünsche ich
der „Maßarbeit“ eine einflussreiche und

wirkungsvolle Beteiligung im Kampf ge-
gen die Massenarbeitslosigkeit und dass
es nicht noch einmal 25 Jahre dauert, bis
dieser Kampf überflüssig geworden ist.

Eduard Wörmann, geb. 13.6.1930, ist  Pfar-
rer im Ruhestand. Er war seit 1958 Pastor im
Sozialamt der Evangelischen Kirche von
Westfalen, 1969–1995 dessen Leiter. Er war
auch Beauftragter für Arbeitslosigkeit der
EKD, Mitglied der Sozialkammer der EKD und
Mitglied der Synode der EKD. 2003 erhielt er
den Regine-Hildebrandt-Preis für Solidarität
bei Arbeitslosigkeit und Armut. 1998 erhielt
er zusammen mit Prof. Dr. Friedhelm Hengs-
bach den Gustav-Heinemann-Bürgerpreis. Seit
45 Jahren verheiratet, hat er 3 Kinder und 8
Enkel.
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CuS-Interview mit Inge Höger

Matthias Obenhaus: Frau Höger, die Halb-
wertszeit so genannter Jahrhundertrefor-
men nimmt ständig ab, zur Zeit diskutieren
wir schon wieder Eckpunkte einer neuen
Gesundheitsreform.
Inge Höger:Das so genannte Gesundheitsmo-
dernisierungsgesetz (GMG) der rot-grünen
Koalition trat bereits 2004 in Kraft. Es
wurde tatsächlich als Jahrhundertreform
angekündigt und sollte die Beitragssätze in
der gesetzlichen Krankenversicherung sen-
ken und die Arbeitslosigkeit abbauen. Das
GMG hat keine zwei Jahre gehalten. Keine
seiner Verheißungen ist eingetreten. Im Ge-
genteil droht den gesetzlichen Kranken-

kassen 2007 ein Defizit von 15 Milliarden
Euro. 

M. O.:An dieser Stelle wird auf die häufig
zitierte „Kostenexplosion“ verwiesen …
I. H: Ursache ist keine „Kostenexplosion“,
etwa aufgrund von massenhaften Leistungs-
missbrauchs, wie interessierte Kreise uns
einreden wollen, sondern die Aushöhlung
der Einnahmebasis: der Rückgang der Löhne,
wachsende Arbeitslosigkeit und Auswei-
tung prekärer Beschäftigung wie Mini-, Midi
und Ein-Euro-Jobs führen zu Einnahme-

rückgängen des Sozialversicherungswesens. 

M. O.: So oder so – für die Große Koalition
ergibt sich erneuter Reformbedarf. 

Ein weiterer Schritt zur Zerschlagung der solidarischen Krankenversicherung

Eckpunkte der großen Koalition
zur Gesundheitsreform



I. H.: Im Koalitionsvertrag wurde eine Fi-
nanzreform angekündigt, über denen ver-
schiedene Arbeitsgruppen gebrütet haben.
Herausgekommen ist mal wieder eine Re-
form die keine ist. Ändert nichts an Finan-
zierungsproblemen und nehmen die Ge-
sundheits- und Pharmaindustrie nicht in
die Pflicht. 

M. O.: Was sind für Sie die „Knack-
punkte“?
I. H.: Als erstes sollen per Gesetz die Bei-
tragssätze um 0,5 Prozent für alle Kassen
heraufgesetzt werden. Hier wird mit ei-
nem Handstreich die Selbstverwaltung der
Krankenkassen ausgehebelt. Die war bisher
immer aufgefordert, unter dem Stichwort
„Senkung der Lohnkosten“ die Beitrags-
sätze zum Segen der Arbeitgeber zu redu-
zieren. Die Anhebung um einen halben
Prozentpunkt reicht gerade aus, um das
Loch zu schließen, das die große Koalition
soeben gerissen hat, indem sie den Steuer-
zuschuss aus der extra für diesen Zweck er-
höhten Tabaksteuer strich und  die Mehr-
wertsteuer erhöhte. Damit bezahlen die
gesetzlich Versicherten faktisch einen Teil
der Sanierung des Bundeshaushaltes. Die
Finanzierung der Gesundheitsausgaben
wird nicht gesichert – weder auf dem ge-
genwärtigen Niveau, erst Recht nicht für
eine zukunftsfähige Gesundheitsversor-
gung.

M. O.:Aber das ist ja wohl nur der eine Teil
der Medaille. Was ist mit dem  „Gesund-
heitsfonds“ ?
I. H.: Die Einrichtung eines Gesundheits-
fonds gefährdet in hohem Maße das umla-
gefinanzierte und weitgehend solidarisch
funktionierende System der gesetzlichen
Krankenkassen. Dieser Gesundheitsfonds
wird nicht nur ein überflüssiges bürokrati-
sches Monster. Er ist auch ein Instrument,

um die paritätische Finanzierung von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmerinnen endgültig ab-
zuschaffen. Mit der Einführung des Gesund-
heitsfonds werden die Beiträge per Gesetz
f e s t g e l e g t
und nicht
mehr paritä-
tisch in den
Kassen.

M. O.: Diese
Parität brök-
kelt doch
schon länger
…
I.  H.:Die Pa-
rität wurde
bereits unter
der Kohl-Re-
g i e r u n g
durchbrochen, indem Minister Seehofer
umfangreiche Zuzahlungen der Versicher-
ten einführte. Unter Rot-Grün hat Ministe-
rin Ulla Schmidt mit dem GMG nicht nur
die Praxisgebühr eingeführt, sondern die
Zuzahlungen auf Schwindel erregende
acht Milliarden Euro jährlich erhöht. Für
Krankengeld und Zahnersatz führte das
GMG einen Sonderbeitrag von 0,9 % ein,
der allein von den Versicherten bezahlt
wird. Insgesamt belaufen sich die aus der
Parität herausgenommen Mittel auf jähr-
lich 22 Mrd. Euro.

M. O.: Was passiert mit den übrig geblie-
benen „Kernbereichen“?
I. H.: In Zukunft sollen die Beiträge von
den Kassen  in den neuen Fonds einzahlt
werden, aus dem die Krankenkassen dann
Kopfpauschalen bekommen. Wenn die
Kassen mit diesem Betrag nicht auskom-
men oder im Wettbewerb um die niedrig-
sten Kosten nicht mithalten können, sol-

Eckpunkte der großen Koalition zur Gesundheitsreform
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len allein die Versicherten Zuschläge lei-
sten. 

M. O.: Aber was soll dies Fonds-Modell
denn eigentlich bringen?
I.H.: Es wird behauptet, die Kassen würden
so zu einem wirtschaftlicheren Umgang
mit ihren Mitteln gezwungen. Denn ihre
Kunden, die Versicherten, würden sich zur
Konkurrenz verabschieden, wenn sie, statt
einen Bonus zu erhalten, einen Zuschlag zu
zahlen hätten...

M. O.: … das wäre ja noch nachzuvollzie-
hen …
I. H.: …die Geschichte des Wettbewerbs
zwischen den Krankenkassen zeigt aber,
dass die Krankenkassen vor allem um
junge, gesunde und gut verdienende Mit-
glieder konkurrieren. Denn diese zahlen
die Beiträge, verursachen aber nur geringe
Ausgaben. Kassen mit vielen alten und
kranken Versicherten konnten bereits in
der Vergangenheit nur mithalten, wenn sie
bei den Leistungen kürzten oder kosten-
trächtigen Versicherten empfahlen, zu einer
anderen Kasse zu wechseln. Die großen
Versorgerkassen mit vielen alten und chro-
nisch Kranken werden mit den Mitteln aus
dem Fond nicht auskommen, ihre Unterfi-
nanzierung ist gesetzlich gewollt. Sie wer-
den Leistungen kürzen und trotzdem einen
Zusatzbeitrag nehmen müssen.

M. O.: Wenn ich Ihre Aussagen richtig in-
terpretiere, würde diese Art von „Wettbe-
werb“ zulasten der Großkassenmit vielen al-
ten und kranken Menschen gehen. Doch
lassen Sie uns das Stichwort „Steuerfinanzie-
rung“ noch anreißen …
I. H.: Die geplante Umstellung auf eine
stärkere Steuerfinanzierung ist mehr als
fragwürdig. Mit dieser Ankündigung will
die Bundesregierung über die zu erwar-

tende Finanzierungslücke der Krankenversi-
cherung hinwegtäuschen. Gerade hat sie
den Steuerzuschuss für versicherungs-
fremde Leistungen gestrichen und den Ver-
sicherten dadurch höhere Belas- tungen
aufgebürdet. Gleichzeitig kündigt sie an, in
Zukunft die Krankenversicherung der Kin-
der aus Steuermitteln finanzieren zu wol-
len. Klar ist, dass dies 16 Milliarden Euro
im Jahr kosten wird. Für die Jahre 2008
und 2009 sollen aber nur 1,5 beziehungs-
weise 3 Milliarden Euro zur Verfügung ge-
stellt werden. Wer soll die Differenz zah-
len? 

M. O.:Wäre es vom Grundsatz nicht sinn-
voll, die Gesundheitsversorgung verstärkt
oder ausschließlich aus Steuermitteln zu
betreiben?
I. H.: So sinnvoll es erscheint, gesellschaft-
liche Aufgaben aus Steuern zu finanzieren,
so ist auch dies  nur eine weitere Maß-
nahme, mit der die Arbeitgeber aus der pa-
ritätischen Finanzierung entlassen werden
sollen. Die Arbeitgeber werden entlastet,
während den gesetzlich Versicherten eine
Verlagerung der Beitragslast über Steuern –
wahrscheinlich wieder über eine unsoziale
Mehrwertsteuererhöhung – droht.

M. O.: Frau Höger, von Ihnen soll der Satz
von der „Zerschlagung der solidarischen
Krankenversicherung“ stammen. Wird es
dazu kommen?
I. H.: Nicht wenn es nach uns geht. Aber
ganz nebenbei soll den Krankenkassen
auch noch der Status einer Körperschaft öf-
fentlichen Rechtes entzogen werden. Sie sol-
len in Zukunft dem Handelsgesetzbuch
unterliegen und insolvenzfähig werden

also pleite gehen können. Damit wird ihre
Überführung in private Versicherungen
vorbereitet. 



M. O.: Und sie könnten tatsächlich „pleite
gehen“, da sie nicht mehr Herr ihrer Bei-
tragssätze sind und Ihnen wegen der Zu-
schlagszahlungen die Versicherten weglau-
fen. Das ist vermutlich nicht der
Wettbewerb, den Sie sich vorstellen?
I. H.:Ganz sicher nicht. Bei der ganzen Dis-
kussion über die Einführung von  Wettbe-
werb zwischen privaten und gesetzlichen
Versicherungen stellte sich bereits  die Frage,
wie Wettbewerb zwischen Profitorientie-
rung und Versorgungsauftrag, zwischen Ri-
sikobeitrag und Umlagefinanzierung funk-
tionieren kann. Nun wird die Privatisierung
eines seit über 100 Jahren gut funktionierenden
paritätisch und solidarisch finanzierten Systems
der gesetzlichen Pflichtversicherung eingeläu-
tet. Das gilt es zu verhindern!

M.O.:Wir danken für das Gespräch!

Matthias Obenhaus
Freier Journalist und IT-Spezialist, Mitbe-
gründer der WASG NRW. Seit 2005 Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter, Bereich Presse &
Internet, Herford

Inge Höger
Jg. 1950, ist Diplom-Betriebswirtin und seit
vielen Jahren aktiv in den Gewerkschaften
und der Frauenbewegung. Sie ist Gründungs-
mitglied der WASG in NRW. Seit 2005 vertritt
sie den Wahlkreis Herford-Bad Oeynhausen
im Bundestag.
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Von Siegfried Katterle

Liebes Lehrerpaar in Rinteln,
ich hoffe, die Adresse ist korrekt gewählt
und Ausdruck des Respekts, den wir den
LehrerInnen der Nation schulden.… Beim
Abendessen kamen wir auf die „Bibel in
gerechter Sprache“ zu sprechen, deren Ent-
stehung ich gefördert und deren Erschei-
nen ich begrüßt habe. Ich habe den Ein -
druck, dass vieles, was über diese
Neuübersetzung zu lesen ist, von einer
bloß oberflächlichen Lektüre zeugt, die z.B.
die gründliche Einleitung der Übersetze-
rInnen, die Probleme und Chancen einer
Neuübersetzung sorgfältig behandelt, nicht
zur Kenntnis genommen hat. 

Ein Beispiel sind die „Hirten und Hirtin-
nen“ auf dem Feld bei Bethlehem. Die bi-

blischen Bücher sind in einer patriarchali-
schen Kultur entstanden, in der vielfach
nur die Männer ge nannt wurden, wo die
Frauen „mitgemeint“ waren. Offenbar gibt
es gute Gründe für die Annahme, dass die
Arbeit auf dem Feld bei den Herden da-
mals (wie heute) genau so von Frauen wie
von Männern verrichtet wurde. Ein wich-
tigeres Beispiel ist der Kreis der engsten
Vertrauten um Jesus, der meist nur aus
(zwölf) Männern bestehend vorgestellt
wird. Es gibt aber in den Evangelien deut-
liche Hinweise, dass zu diesem engsten
Kreis auch Frauen gehör ten. Bei unserem
Essen habe ich den Bericht über die Hin-
richtung Jesu nach Markus, dem ältesten
Evangelium, erwähnt. Dort heißt es, dass
bei der Kreuzigung aus dem Kreis der Ver-
trauten nur „Frauen von ferne zuschau-

Bibel in gerechter Sprache

Ein Brief



ten“ – drei unter ihnen werden namentlich
genannt – die „Jesus schon in Galiläa nach-
gefolgt“ und „mit ihm nach Jerusalem ge-
zogen waren.“ (Markus 15,40f) Das wich-
tigste Beispiel schließlich ist die männliche
Redeweise von Gott – Gott als Herr, Rich-
ter, König, Herrscher der himmlischen
Heerscharen – patriarchalisch-herrschaft-
liche Metaphern, die dem Bilderverbot des
Dekalogs widersprechen und in der Neu-
übersetzung aufgelöst sind. 

In der „gerechten Sprache“ geht es auch
um Gerechtigkeit im Hinblick auf den
christlich-jüdi schen Dialog, insbesondere um
die Erkenntnisse der (christlichen wie jüdi-
schen) Forschungen zur Person Jesu und
zur Entstehung der Evangelien. Das wich-
tigste Beispiel sind wohl die sog. „Antithe-
sen“ in der Bergpredigt: „Ihr habt gehört,
dass gesagt ist …Ich aber sage euch …“
(Matthäus 5, 27ff). Die Bergpredigt (bei Lu-
kas Feldpredigt) geht zurück auf eine
Spruch quelle (Logienquelle oder einfach
„Quelle Q“), deren Original in aramäischer
Sprache ver fasst war, und die nur in grie-
chischer Übersetzung durch die Evangeli-
sten Matthäus und Lukas tradiert wurde.
Bei dieser Übersetzung müssen Fehler un-
terlaufen sein, wie sie schon bei der Über-
setzung der Hebräischen Bibel („Altes Te-
stament“) in griechische Sprache („Septua-
ginta“) nachweisbar sind. Man weiß heute,
dass „Ihr habt gehört, dass gesagt ist …“ die
rituelle Einleitung eines Tora-Zitats war,
und dass anschließend die aktualisierende
Auslegung in der Predigt eingeleitet wurde
„Und ich sage euch …“. Es entspricht also
gesichertem Forschungsstand, wenn die
Neuübersetzung an dieser Stelle formuliert
„Ich lege euch das heute so aus …“.

Ferner will die „gerechte Sprache“ deut-
lich machen, dass es in der Bibel – bei
„Mose und den Propheten“ – um soziale
Gerechtigkeit geht. Mir ist schon vor vielen

Jahren aufgefallen, dass Martin Bubers
Übersetzung der Hebräischen Bibel an vie-
len Stellen, an denen die Luther-Überset-
zung von „frommen“ oder von „gottlosen“
Menschen spricht, von „Gerechten“ und
von „Frevlern“ redet. Gottes Weisungen in
der Tora werden durch das Tun des Ge-
rechten erfüllt. Natürlich hat Gott Wohlge-
fallen an Menschen, die diesen Weisungen
folgen und in diesem Sinn auch „fromm“
sind. Aber unserem Wort „fromm“ fehlt
der Bezug auf das Tun des Gerechten. An-
dererseits verhalten sich Menschen, die
Recht und Würde ihrer Mitmen schen mut-
willig verletzen, im Sinn der Bibel auch
„gottlos“ (wobei es einerlei ist, ob sie die
Existenz Gottes leugnen oder das nicht
tun), aber unser Gebrauch des Wortes
„gottlos“ ver stellt gerade den Blick auf die
Frevelhaftigkeit des gemeinten Verhaltens. 

Im übrigen bin ich der Meinung, dass
diese Neuübersetzung in die Bibliothek je-
des Gymnasi ums gehört. Ich lege Euch
auch noch einen Leserbrief bei, den ich an
die Zeitschrift Publik-Forum geschrieben
habe. Es geht um den (dort wieder einmal
aufgewärmten) Disput zu der Frage, ob die
biblischen Berichte historisch wahr sind
oder aber als Glaubenszeugnisse zu verste-
hen sind, in denen ein Volk, eine Gemeinde
Identität und Hoffnung gefunden haben.

Irene und ich grüßen Euch herzlich. Wir
wünschen Euch Mut und Erfolg bei Eurer
Arbeit in den Schulen der Nation.

Siegfried Katterle ist emeritierter Professor für
Volkswirtschaftslehre (Wirtschaftspolitik).
1977–1983 war er Vorstandsmitglied des
BRSD. Er schrieb zahlreiche Artikel für CuS.
Zusammen mit Arhur Rich gab er das Buch
heraus: Religiöser Sozialismus und Wirtschafts-
ordnung, Siebenstern 374, Gütersloh 1980
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Evangelische Kirche in
Deutschland (Hrsg.):
Bonhoeffer – der Blick aus der
Ferne. Mitteilungen aus Öku-
mene und Auslandsarbeit
2006. Hannover 2006, 344 S.
Bezug: info@ekd.de

Von Jürgen Schübelin

Alles Andere wäre ein
fauxpas gewesen:
Zum 100. Geburts- und

60. Todesjahr Dietrich Bonhoef-
fers konnte das Herausgeber-
team im EKD-Kirchenamt gar
nicht anders – als den The-
menschwerpunkt der traditio-
nellen Mitteilungen aus Öku-
mene und Auslandsarbeit auf
die Bonhoeffer-Rezeption außer-
halb der deutschen Grenzen
zu legen. Das Ergebnis der
höchst heterogenen Artikel-
sammlung mit Texten aus
Großbritannien, Spanien, den
USA, Argentinien, Brasilien, Bo-
livien, Osteuropa und Südost-
asien ist indes durchaus ein-
drucksvoll geraten.

Während, wie Bischof Rolf
Koppe in seiner Einleitung im-
merhin ehrlicherweise ein-
räumt, das Bild des Theologen
und Widerstandskämp- fers
Dietrich Bonhoeffer in der Bun-

desrepublik der Nachkriegszeit
höchst umstritten war, machen
die verschiedenen südamerika-
nischen Autoren aus den durch
die Kultur der deutschen Ein-
wanderer geprägten Kirchen
im „Cono Sur“, dem Süden des
Doppelkontinents, in ihren Bei-
trägen deutlich, welche Spreng-
kraft die Texte, die Lebens- und
Glaubensgeschichte des am 9.
April 1945 im KZ-Flossenbürg
ermordeten Bonhoeffers schon
sehr früh in Teilen Lateinameri-
kas entwickelten. Daniel Beros
(Argentinien) und Martin Wein-
gaertner (Brasilien) zeichnen
nach, wie die Beschäftigung
mit Büchern wie „Widerstand
und Ergebung“ einer ganzen
Generationen junger protestan-
tischer Theologen im südlichen
Lateinamerika half, sich gerade
auch mit dem eigenen Milieu
von deutsch-tümelnden, das
Herkunftsland idealisierenden,
stockkonservativen Gemein-
den und Kirchenleitungen aus-
einanderzusetzen und wäh-
rend der fünfziger Jahre
regelrechte „Trauerarbeit“ zu
leisten (Weingaertner), was das
Akzeptieren der Nachrichten
über das Ausmaß der Nazi-
Verbrechen anbelangt. 

REZENSIONEN
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Wolfgang W. Osterhage,
Christliches Zeitmanage-
ment Zeit, Leben, Spiritua-
lität, CMZ-Verlag, Rhein-
bach 2006, 207 S., 12,80
Euro.

Von Wieland Zademach

Ein Buch, das Hoffnung
macht und auch selbst
enthält: für diejenigen,

die Schwierigkeiten haben
mit ihrem eigenen Zeitmana-
gement – hier werden Mög-
lichkeiten konkreter Abhilfe
angeboten. Das macht Hoff-

Wolfgang W. Osterhage: Christliches Zeit-
management – Zeit, Leben, Spiritualität

Klar wird, warum Bonhoef-
fers Texte in Lateinamerika –
gerade auch bei engagierten
und kritischen katholischen
Theologen wie Gustavo Gutiér-
rez, Jon Sobrino oder Franz Hin-
kelammert – auf solche Reso-
nanz stießen, Einfluss auf die
Entwicklung der Befreiungstheo-
logie nahmen und schließlich
während der bleiernen Jahre
der staatsterroristischen Mili-
tärregime brennende Aktuali-
tät erhielten – und zum konsti-
tutiven Bestandteil des
Verständnisses von kirchlichem
Widerstand gegen systemati-
sche Menschenrechtsverletzun-
gen wurden.

Mehrere Autoren des EKD-
Jahrbuches 2006 schlagen aber
auch den Bogen von Bonhoef-
fers Theologie hin zu den Er-
fahrungen neoliberaler Aus-
grenzungen und der
dramatischen Zunahme von
Armut – in der aus der Bon-
hoefferschen Gemeinde Chri-
sti, die immer für „andere“ da
ist, eine „Kirche – zusammen mit
den Armen“werden muss. Und

Peter Stockmann aus Houston
(Texas), bezieht die eindringli-
che Aktualität und Dringlich-
keit der Texte und Gedichte
von Dietrich Bonhoeffer auf
das Problem der Armutsflücht-
linge und illegalen Einwande-
rer von Mexiko in die USA.

Neben dem Schwerpunkt-
thema streift das EKD-Jahr-
buch in weiteren 47 Beiträgen
breit und bunt das gesamte
Spektrum der Auslandsarbeit
der Evangelischen Kirche in
Deutschland. Darunter fast
schon ein halber Nachruf – auf
alle Fälle das Dokument eines
historischen Ereignisses: Der
Bericht über ein denkwürdiges,
stundenlanges nächtliches Ge-
spräch zwischen einer Delega-
tion des ÖRK und Fidel Castro
im August 2005 in Havanna!
Kein Rechenschaftsbericht will
der 344seitige Band sein – son-
dern Einblicke in die EKD-Ar-
beit mit ökumenischen Part-
nern geben. Eine Fundgrube ist
der neue Jahrbuchband aus
Hannover allemal!



nung auf Besserung im Um-
gang mit den eigenen Res-
sourcen. Hoffnung selbst
enthält dieses Sachbuch dar-
über hinaus jedoch, weil es
getragen ist nicht nur von
der Suche nach mehr Effi-
zienz beim eigenen Zeitma-
nagement, sondern von ei-
ner spirituellen Mitte her, die
Ge lassenheit vermitteln
kann inmitten anscheinend
hektischer Betriebsamkeit. In
jedem Kapitel spürt man den
Ausführungen des Verfas-
sers nicht nur seine reiche
Erfahrung als Praktiker in
Coaching und Management-
beratung ab, sondern ebenso
die vielfältigen reflexiv ver-
arbeiteten Erkenntnisse aus
der Mitwirkung in zahlrei-
chen christlichen Organisa-
tionen. Dies wird auch deut-
lich, wenn man dem
Spannungsbogen des gesam-
ten Buches folgt. Beginnend
mit dem Umgang von über-
schüssiger Zeit wird die Linie
weiter gezogen über die
Grundzüge des klassischen
Zeitma- nagements bei knap-
per Zeit hinaus zu den mög-
lichen Schieflagen der Per-
sönlichkeit, die geprägt sind
beispielsweise durch Arbeits-
sucht oder Burnout. Kultu-
relle Un terschiede werden
ebenso angesprochen wie
das Teilen von Zeit mit ande-
ren Menschen, bis der Bogen
sich rundet im Angebot al-
ternativer Zeitgestaltung un-
ter Einbeziehung von Ele-

menten christlicher Spiritua-
lität.

Ein Hauptanspruch von
Zeitmanagement ist der Ver-
such, die lokale Perspektive
unserer Wunsch-Vorstellungen
mit der globalen Perspektive
der sonstigen Anforderungen
des Lebens und der Welt in
Einklang zu bringen. Im vor-
liegenden Buch werden ver-
schiedene Szenarien aufge-
griffen und Lösungen vorge-
stellt. Das hat den Vorteil,
dass man es sequentiell
durcharbeiten kann oder – je
nach Problemlage der Lesen-
den – durch direkten Einstieg
in ein konkretes Kapitel. Je-
weils wird eine Problemlage
beispielhaft vorgestellt, ana-
lysiert und danach ein thera-
peutischer Ansatz ange boten.
Schließlich wird das Kapitel
nach Einbettung in ein
Grundmotiv durch einen bi-
blischen Bezug abgerundet
und dadurch ein tieferer Zu-
sammenhang eröffnet, in dem
wir – zumindest nach christli-
chem Selbstverständnis – vor
Gott immer stehen, und von
dem aus wir unsere Alltags -
problematik her betrachten
können.

Eine komprimierte Lösungs-
schrittfolge sowie Checklisten
als methodische Hilfsmittel
werden an signifikanten Stel-
len angeboten.

Osterhages tiefe spirituelle
Verankerung wird besonders
deutlich, wenn er bei aller
Notwendigkeit von Metho-
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PRESSEMITTEILUNGEN

den und Techniken des Zeit-
managements nicht vergisst,
dass Herr der Zeit nicht wir
sind, sondern Gott selbst. Al-
lerdings darf diese Gewissheit
nicht zu falscher Nachlässig-
keit ver führen, denn „er löst
nicht das Sachproblem für
uns“, sondern – und das ist
ebenso tröstlich wie wichtig –
„er gibt uns Mut und Klar-
heit, im Rahmen der Bedin-
gungen dieser Welt weiterzu-
ma chen und nicht zu
zerbrechen“ (S. 45). Da kann
dann sogar die Umkehr als

Frucht der Buße „Freu de be-
reiten“, wenn „der neue Auf-
bruch“ in der Abfolge der Sta-
tionen „Innehalten – Analyse –
Loslassen – Neuanfang … spür-
bare Veränderung“ einleitet (S.
66). Als leitendes Grundmotiv
wie auch als Zielvorstellung
christlichen Umgangs mit der
Zeit ließe sich so als Losung
formulieren: „Mit der Unvoll-
kommenheit leben, heißt fle-
xibel zu sein, ohne sich ins
Chaos versinken zu las sen“
(S. 128).

Anlässlich der Gründung
des Arbeitskreis Jüdi-
scher Sozialdemokraten
erklärt der Generalse-
kretär der SPD Hubertus
Heil:

In der SPD hat sich auf
Bundesebene der „Ar-
beitskreis Jüdischer So-
zialdemokraten“ gegrün-
det. Dass Juden und
Jüdinnen mit dem neuen
Arbeitskreis nun auch
institutionell in der
SPD ihr Engagement zei-
gen, ist für uns sehr

wichtig. Wir freuen uns
auf die Zusammenarbeit.

Für die SPD ist das be-
sondere Engagement der
Kirchen, der Religions-
sowie der Weltanschau-
ungsgemeinschaften un-
ersetzlich. Dies gilt
nsbesondere im Blick auf
ihre soziale Verantwor-
tung für das Gemeinwohl
und ihre Bedeutung bei
der Vermittlung von de-
mokratischen Werten in
der Gesellschaft.

Neuer bundesweiter
„Arbeitskreis Jüdischer

Sozialdemokraten“ gegründet
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Auf dem Kirchentag in Köln
vom 6.–10. Juni 2007 ist der
BRSD wieder mit einem
Stand auf dem Markt der
Möglichkeiten vertreten. Ihr
findet ihn in der Halle 3,
Stand B21. Mitglieder, ebenso
Leserinnen und Leser von
CuS und Eure Gäste, sind
zum Besuch herzlich eingela-
den. Ganz bewusst haben wir
uns in die Nähe der christli-
chen Arbeitskreise der links
orientierten Parteien stellen
lassen, da wir uns dort als Fo-
rum für Christen/innen aus
SPD, Linkspartei, Grünen,
Gewerkschaften und Ande-
ren verstehen. Wir widmen
uns drei Schwerpunktthe-
men: 

1. Es werden Informationen
über Georg Fritze (1874–1939)
gegeben. Der religiös-soziali-
stische Pfarrer gab ein hervor-
ragendes Beispiel des Wider-
stands gegen den National-
sozialismus. In seiner Kartäu-
serkirche findet sich eine
Mahninschrift:  „Tim. 6 Vers
12. Kämpfe den guten Kampf
des Glaubens. Ergreife das
Leben, dazu du auch berufen
bist und bekannt hast das
gute Bekenntnis vor vielen
Zeugen. In Dankbarkeit/Zur
Erinnerung an Pfarrer Georg
Fritze, der vom 24.4.1916 bis
zu seiner unrechtmäßigen

Entfernung aus dem Amt in
unserer Gemeinde den Dienst
am Wort Gottes versah.“
Skulptur am Rathausturm
Köln

Geplant ist auch ein Stadt-
rundgang zu historischen Or-
ten seines Wirkens.

2. Außerdem will der Bund
ein Forum sein für Gespräche
zum Thema „Zehn Jahre So-
zialwort beider Kirchen“. Die
Begegnungs-Tagung des
BRSD vom November 2006
findet somit eine Fortsetzung.
Damals waren die christli-
chen Arbeitsgemeinschaften
der Parteien der SPD, der
PDS und WASG, jetzt Links-
partei sowie der Grünen zu
einem Gespräch über das So-
zialwort eingeladen worden
und hatten ein Aktionsbünd-
nis für Zeitansagen im Sinne
des prophetischen Wächter-
amts der Christinnen und
Christen vereinbart. In CuS
4/2006 wurde über die Ta-
gung berichtet. Im Gespräch
mit den Arbeitsgruppen so-
wie den Besucherinnen und
Besuchern des Kirchentags
werden die Fragen erörtert:
Wie müsste heute Gerechtig-
keit und Solidarität gestaltet
werden? Haben sich die Kir-
chen ihrem Anspruch und ih-
rer Sendung gemäß weiter
entwickelt? Auch sollen die

BUNDESNACHRICHTEN
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Beiträge unserer Autoren in
diesem Heft bekannt gemacht
werden.

3. Wir freuen uns auf zahl-
reichen Besuch und laden
ebenfalls alle Interessierten zu
unserer Mitgliederversamm-
lung ein, die wie immer im
Rahmen des Kirchentages

stattfinden wird. Wir wollen
uns in einer Lokalität in dem
Stadtteil treffen, in dem Pfr.
Fritze gewirkt hat. Haltet
Euch am besten den Freitag-
abend hierfür frei. Genauere
Informationen gibt es am
Stand.
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Mitarbeit: CuS versucht eine Mi-
schung aus aktuellen politischen Ereig-
nissen, theologischer und politischer
Diskussion, Aktualisierung religiös-so-
zialistischer Theologie und Politik, Auf-
arbeitung religiös-sozialistischer Ge-
schichte und von Beiträgen, die sich
um die Entwicklung einer Befreiungs-
theologie und einer entsprechenden
Praxis in und für Europa bemühen.
Wir freuen uns über unverlangt ein-
gesandte Manuskripte, auch mit Bil-
dern. (Allerdings können wir dafür
nicht haften.) Auch Texte, die der
Meinung der Redaktion nicht entspre-
chen, aber für unsere Leserinnen und
Leser interessant sind, werden veröf-
fentlicht. Gleiches gilt für LeserInnen-
briefe. Wer regelmäßig geistesver-
wandte fremdsprachige Zeitschriften
liest, sollte uns dies mitteilen und uns
Artikel zur Übersetzung vorschlagen.

Artikel: Da die Redaktionsarbeit un-
entgeltlich erfolgt, haben wir nur in
Aus nahmen Zeit für das Eingeben von
Manuskripten. Wir bitten, uns Texte
folgendermaßen zuzusenden:
• Texte in einem der PC-/Mac-übli-

chen Formate (RTF, TXT oder DOC)
auf CD, Diskette oder per E-Mail. 

• Bilder bitte digital als JPG-, TIFF-,
EPS- oder PDF-Format mit mindes -
tens 300 dpi Auflösung. Keine (!) In-
ternetbilder, da sie nicht den Anfor-
derungen des Offsetdruckes ent -
sprechen. Im Notfall als scanfähiges
Foto per Post. 
Adresse: cus@brsd.de oder reinhard-
gaede@gmx.de, bzw. Reinhard Gae-
de, Wiesestr. 65, 32052 Herford.

Sprache: Wir wünschen uns eine Spra-
che, die die weibliche und männliche
Form gleichermaßen berücksichtigt.

Endredaktion: Über einen Abdruck
entscheiden die MitarbeiterInnen der
Redaktion. Ein Anspruch auf Veröf-
fentlichung besteht nicht.
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Erscheint seit 1948 (vorher gab es bis zur Unterdrückung durch den Hitler-Faschismus:
Das Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes 1924–1933, das Rote Blatt der Katholischen
Sozialisten 1929–1930 und die Zeitschrift für Religion und Sozialismus 1929–1933).

CuS ist die Vierteljahres-Zeitschrift der Religiösen Sozialistinnen und Sozialisten, ist
damit die einzige Zeitschrift in Deutschland, die die „edlen Worte“ (H. Gollwitzer)
Christentum und Sozialismus gemeinsam im Titel führt und Symbole des Christen-
tums und Sozialismus zugleich zeigt.

Zu aktuellen Fragen unserer Gesellschaft sucht sie Antworten aus christlicher Sicht und
ist zugleich bereit für den interreligiösen Dialog, besonders mit Judentum und Islam.

In der Vergangenheit hat sich Theologie und politisches Handeln der religiösen So-
zialisten bewährt im Widerstand gegen Nationalismus, Militarismus und Faschismus
und im Streit für mehr Gerechtigkeit und Frieden in der Welt. Viele Anregungen der
religiösen Sozialisten und Sozialistinnen sind in der Ökumene und in gesellschaftli-
chen Initiativen aufgenommen worden, dennoch müssen sie fortgeschrieben werden.

CuS wird getragen von einer kleinen, aber lebendigen Schar von Christinnen und
Christen, die darauf achten, dass biblische, theologische Impulse sich durchsetzen:
Parteinahme für die Armen, Unterdrückten und an den Rand Gedrängten, Bewah-
rung der bedrohten Schöpfung, Veränderung der Gesellschaft. Dem christlichen Ge-
bot der Nächstenliebe folgend, in der Hoffnung auf Gottes kommendes Reich, in
dem „Gerechtigkeit wohnt“ (2.Petr. 3, 13), suchen wir nach sozialistischen Konzep-
tionen, in denen gegenseitige geschwisterliche Hilfe und Möglichkeiten der Selbst-
entfaltung des Einzelnen – als Bedingung der Selbstentfaltung aller – Leitlinien sind.
Der Weiterentwicklung des Modells der Genossenschaften gehört unsere Aufmerk-
samkeit. Unser Ziel ist die solidarische Gesellschaft, in der die Menschen im Mittel-
punkt stehen. Richtschnur unserer gesellschaftlichen Praxis ist das Evangelium und
das verheißene Reich Gottes.
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